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Meine Herren! Sie haben in DrucksacheNr. 25 ein Verzeichnisder einzelnen Vorlagen
beklimmen. Dabei sind mich die näheren Vorschlägegemacht worden, wie diese Vorlagen geschäftlich
zu behandeln und an die Kommissionenzu überweisensind. Vorlagen die nach Drucklegungdieses
Verzeichnisses eingegangensind, sind bereits gestern von Ihnen an die betreffenden Fachkommissionen
überwiesenworden. Ich bitte Sie also, gut zu heißen, daß die anderen Vorlagen so überwiesen
werden, wie dies in der Drucksache Nr. 25 vorgeschlagen ist.

Meine Herren! Ich möchte schon jetzt darauf hinweisen, daß nach Ihrem gestrigen
Beschlusse die nächste Sitzung übermorgen stattfindet, und zwar, wenn Sie nicht anders belieben,
um 11 >/2 Uhr und ich rufe in Ihr Gedächtnis zurück, daß Sie mich gestern ermächtigt haben,
für diese Sitzung die Tagesordnung nach Maßgabe der Erledigungen in den Kommissionenauf¬
zustellen.

Das Wort hat der Herr Abgeordnetev. Cunze.
AbgeordneterI). Conze: Herr OberbürgermeisterLehwald und Herr Freiherr von Laur

wollten die beiden Kommissionen, in die sie gewählt wurden sind vertauschen:die Geschäftsordnungs¬
kommission mit der III. Fachkommission und umgekehrtdie III, Fachkommission mit der Geschäfts-
ordnnngskommission.

Vorsitzender:Spiritus: Ich frage ob Widerspruchdagegeu erhoben wird. (Abgeordneter
von Stedman: Jawohl!) Der Herr Abgeordnetevon Stedman erhebt Widerspruch dagegen,
Dann bitte ich die Mitglieder der IV. Abteilung nach Schluß der Sitzung noch hier im Saale
zu verweilen.

Das Wort ist weiter nicht gewünscht worden — wird auch nicht gewünscht.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,am Mittwoch, deu 9. März 1910.

Beginn 11 Uhr 45 Minuten.

1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht des Pruvinzialausschnssesüber die im Jahre 1909

erfolgten Bewilligungenvon Beihilfen für Armenzwecke gemäß 8 5 Absatz 3 des Gesetzes vom
2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisnng weiterer Dotatiunsrenten an die Provinzialverbände.

3. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesens
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pruvinzialausschnsses,betreffend
die Tarifsätze der von den Armenverbändenzn erstattendenArmcnpflegetusteu.

5. Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltspläne» der Pruvinzial-Heil- und Pflegeanstalten
zu Andernach,Bonn, Dürcn, Galkhausen,Grafenberg, Iuhannistnl nnd Merzig für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.
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6. Antrag der II, Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Aufnahme einer weiteren (vierten) Anleihe für Anstaltsbauten.

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendden Ban der Pruviuzial-Heil- und Pflegeanstalt zn Bedburg bei Cleve.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Hanshaltsplmi für den Prooinziallandtag, den Proviuzial-
ausschnßund die Zeutralvcrwaltuugsbehörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis
31. März 1911.

9. Antrag der I. Fachkommifsion zum Haushaltsplan
»,) zur Zahlung von Ruhegehalten, :e. au Provinzialbeamte nnd von Witwen- und Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenau deren Hinterbliebene,
^) zur Zahlung von Invalidengeldcrn (Unterstützungeu)nnd Witwem nnd Waisengeldem

an nicht rnhegehaltsberechtigteAngestellteund Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
c>) über die Dr. Kleiu-Stiftung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis

31. März 1911.
10. Antrag der I. Fachkommission zum Hanshaltsplan über die Besoldungennnd anderenpersönlichen

Ausgaben für die
^, bei der Landes-VersicherungsanstaltRheinprovinz,
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeitcrverficherungbeschäftigten Prouinzialbcamten für

das Kalenderjahr vom I. Januar 1910 bis 31. Dezember 1910.
N. Antrag der I. Fachkommifsion zn dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Verlängerung des mit der Landes VersicherungsanstaltRheinprovinz abgeschlossenenVertrages
wegen Gestellung von Beamte» zur Erledigung der Bureau-, Kassen-,Rechnnngs-, Kanzlei-
und Butengeschäftedieser Anstalt.

12. Autrag der I. Fachkommissionzum Hanshaltsplan über die Verwaltungstosten des Genossen-
schaftsuurstandesder RheinischenlandwirtschaftlichenBcrnfsgenossenschaftfür das Kalenderjahr
vom I. Januar 1910 bis 31. Dezember 1910.

13. Antrag der III. Fachtummissiuuznm Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
eine Petition der RheinischenProvinzinlstraßenwärter an den Proviuziallandtag nm:

1. Gewährung eines höheren Wochenlohnes,
2. Regelung des Urlanbs mit Lohn,
3. Gewährung einer Beihilfe von jährlich 5 Mark zur Vefchassuug eines Umhaugs

(Schutzmantels).
14. Antrag der I. Fachkommifsion znm Haushaltsplan über die Verwaltungstostender Provinzial-

Fcuervcrsicherungsanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1910 bis 31.
Dezember 1910.

15. Antrag der I. Fachkommission zum Hanshaltsplan über die Verwaltuugskofteuder Landesbank
der Nheinpruvinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

10. Antrag der III. Fachkommission z» dem Bericht des Provinzialausschnsses,betreffenddie im
Jahre 1909 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum Gemeinde-und Kreiswegeban aus
Fouds ^, und N sowie aus den weiteren Dotationsrenteu.

1?. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,
betreffend den Erwerb von Vasaltsteinbrüchenfür die Provinzialstraßen-Verwaltung.

18. Antrag der III. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses. betreffend
die Uebersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von Bahnunternehmungen.
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19. Antrag der III. Fachtonimissionzu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltnng nebst
Anlage /^, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-

strnßen,
Anlage N, Voranschlagüber die Verwendungdes Eisenbahnfonds,
Anlage N, Voranschlagüber die Verwendungdes Funds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswcgebaues,
Anlage v, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem

Provinzialverbande gehörigenSteinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

20. Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
den Fortgang des Neubaues des Landeshcmscsund die Regelung der Geschäftewährend des
beschlossenenUmbanes des Ständehanses.

21. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das Reglement für die Verteilung der gemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Inni 1902
an leistungsschwache Kreise nnd Gemeindenzu verteilendenStaatsrenten.

22. Antrag der IV. Fachkommission zum Hcmshaltsplau für die Verwaltung der landwirtfchaftlichen
Angelegenheitennebst

Anlage /^, Voranschlagfür die Proviuzial-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
Anlage U, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- nnd Obstbauschulezu Kreuzuach,
Anlage <ü, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- nnd Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.
23. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

Erweiteruugsbau der Provinzial-Wein- und Obstbauschulein Trier.
24. Antrag der IV. Fachkommission zn den: Bericht nnd Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend

die Anglicdernng einer landwirtschaftlichenWinterschuleau die Provinzial-Wein- nud Obstbau-
schule in Kreuzuachund Erweiterungsbau au dieser Schule.

25. Antrag der IV. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend
die Errichtung von landwirtfchaftlichenWintersclmlennnd znr Petition des Bürgermeisters von
Wipperfürth.

2l>. Antrag der IV. Fachkommissionzn dem Antrag des Vorfitzendendes Verbandes Rbeinischer
Pferdeznchtvereine,betreffendEhampiuuatpreise der Rheinpruvinz für Hengste.

27. Antrag der IV. Fachtommiffion zum Haushaltsplan iiber die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Vichentschädigungeninfolge:

li) von Rotz und Lungenfenche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
nnd Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),

d) von Milz- uud Rauschbraud(Gesetz vom 22. April 1892, betreffenddie Entschädigung
für an Milz- und Rauschbrand gefalleneTiere)

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung

(Unruhe — Glocke des Vorsitzenden.)vom 7. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Fischer und von Wülsing.

Ich habe Ihnen Mitteilung über folgende Eingänge zu machen:
Nach einer Mitteilung des Herrn Ober-Präsidenten haben die Herren Provinziallandlags-

abgeoidneten Otten zu Gest und Müller zu Eoblenz angezeigt, daß sie verhindert seien, an den
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Sitzungen des Provinziallandtages teilzunehmen. Und feiner hat der AbgeordneteDr. Krupp von
Bohlen und Halbach hierher mitgeteilt, sein Fernbleiben möge entschuldigt weiden, da er auf
Befehl Seiner Majestät des Kaisers zur Fahrt an Nord des Kaiser Wilhelm II. am 10. und 11.
sich nach Bremen begeben müsse.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand ist:

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses
über die im Jahre 1909 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für
Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Inni 1902, betreffend
die Ueberweisung weiterer Dotatiunsrenten an die Provinzialuerbände.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Beckerath, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Beckerath: Meine Herren! Ich bitte die Drucksache

^6 zur Hand nehmen zu wollen, in der Ihnen der Bericht des Provinzialausschussesüber die im
Jahre 1909 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armenzweckegemäß dem Gesetz vom
2- Juni 1902, betreffend die Ueberweisungweiterer Dotationsrenten, mitgeteilt ist.

Es hat in Ihrer Fachkommission eine eingehende Prüfung der Bewilligungen auf Grund
dieser Dotationsrente stattgefunden, und es wurde dabei festgestellt,daß dem Provinzialcmsschuß
die Erfüllung der außerordentlichschwierigen Aufgabe gelnngen ist, die vielseitigen Anträge, die an
'hn herantreten, zu sichten und gerecht zu würdigen.

Aber es wurde nicht verkannt, daß die Grundsätze, die der Provinzialausschuß bei der
Ausschüttungder Beihilfen anwendet und die sich auf ein Reglement vom Jahre 1906 stützen,
üner gewissen Starrheit verfallen sind. Es werden nach diesem Reglement von der Dotationsrente
76°/« für Wege- und 30°/« für Armenzweckc an leistungsschwache Gemeinden verteilt, und es ist
dort der Grundsatz angenommen, daß als Verteilungsmaßstab eine bestimmte Steuerquote von
2,50 Mark auf den Kopf der Zivilbevölkerunggelten soll und daß ferner eine Höhe der erhobenen
Kreis- und Gemeindesteuern von mindestens 200"/° maßgebend sein soll. Außerdem wird auch
noch die Bedingung gestellt, daß für Armen- und Wegezweckc mindestens 30°/« verwandt werden.

Es wurden dann in der Kommission einzelneBeispielebesprochen, wo Gemeindenzweifellos
°ls sehr leistungsschwach und unterstützungsbedürftigerscheinen könnten, auch wenn sie nicht gerade
unter dieses Schema fallen. Die Kommission erachtete es deshalb für wünschenswert, daß in
Zukunft die Verteilung auch für diese Gruppe von Gemeinden, die sich ja nur in der Minderzahl
vorfinden, ermöglicht werde. Von der Provinzialverwaltung wurde zugesagt, daß bei der Verteilung
des Fonds von 129 000 Mark zur Erleichterung der Armenlasten der Gemeinden unter Anwendung
der bisher beobachtetenallgemeinenGrundsätze künftig noch mehr auf die durch andere notwendige
Ausgaben der Gemeinden herbeigeführteallgemeineBedürftigkeit derselben und auf die Höhe der
GemeindeumlagenRücksicht genommenwerden solle.

Nach dieser Erklärung hat die Kommissionden Beschluß gefaßt, dem Hohen Hause vor¬
zuschlagen, den Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird? __ Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie den Bericht durch Kenntnisnahme für
erledigt erklärt haben.

Wir kommenzu dem
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis
31. März 1911.

5



34 50. Rheinischer Provinzialandtag, 8. Sitzung am 9. März 1910.

Berichterstatter ist ebenfallsder Herr Abgeordnete Dr. von Beckerath, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Beckerath: Meine Herren! In dem Haupt-

Haushaltsplan der Provinz auf Seite 424 ff. finden Sie den Sonder-Haushaltsplcm für das Land¬
armenwesen, der in Einnahme und Ausgabe zerfällt, und dessen Einnahmen zunächst aus der
Dotationsrente mit 130500 Mark, ferner mit 129 565 Mark, die ich eben in dem Bericht bereits
erwähnt habe, und aus einem Zuschuß von Provinzialabgaben von rund 1'/? Millionen Mark
resultieren.

Nach den Bemerkungen auf Seite 427 können wir damit rechnen, daß eine weitere
Steigerung der Kosten der offenen Armenpflege im Jahre 1910 voraussichtlichnicht vorkommen
wird. Man nimmt an, daß die Arbeitslosigkeitin den Jahren 1908 und 1909 ihren Höhepunkt
erreicht habe. Dagegen ist anzunehmen, daß die Kosten der Anstaltspflege, wie bisher, weiter
steigen werden, und daß jährlich eine Steigerung von etwa 25 000 Mark erfolgen wird.

Die Provinzialverwaltung ist nicht in der Lage, hieran irgend etwas zu ändern, sie kann
darauf nicht einwirken.

Im übrigen ist zu dem Haushallsplau nichts zu bemerken,und die Kommission schlägt
Ihnen vor, ihn unverändert anzunehmen.

Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht?— Es geschieht nicht. Der Haus¬
haltsplan ist angenommen.

Alsdann:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Tarifsätze der von den Armenverbänden zu
erstattenden Armenpflegekosten.

Berichterstatterist ebenfallsder Herr Abgeordnete I)i-, von Beckerath, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Beckerath: Meine Herren! In der Druckfache

Nr. 29 finden Sie den Bericht des Provinzialansschussesüber diese Frage.
Die Armenpflegezerfällt in eine ordentlicheund in eine außerordentliche. Die letztere

bezieht sich auf die Geisteskranken, Idioten, Epileptiker ?e. In der ordentlichen Armenpflegeist ein
Teil der Kosten enthalten, die den Ortsarmenverbänden erwachsen,die sogenannten „Individual-
oder Spezialkosten", die die erstattungspflichtigenArmenverbändewieder zurückzugeben haben. Die
vorläufig fürsorgepflichtigeu Gemeindenhaben den gesetzlichen Anspruch hierauf, uud zur Erleichterung
des Geschäftsverkehrssind bestimmte Panschalfätzein einem Tarife des Ministers des Innern festg<"
setzt, der bereits ans ein ehrwürdiges Alter zurückblickt, da er schon im Jahre 1870 erlassen
worden ist. Der Herr Minister des Innern hat nunmehr die Provinzialverwaltung zu einer
Aeußerung über eine Aenderung dieses Tarifes aufgefordert, uud es ist von dem Herrn Ober-
Präsidenten die Anhörung der Pruvinzialvertretung gewünscht worden.

Der neue Tarif enthält einige sehr einschneidendeAenderungen,die der Provinzialausschuß
Ihnen indes als annehmbar empfiehlt. Sie werden in der Drnckfache 29 auf Seite 2 diese Aende^
ruugen vermerkt finden, die zunächst darin bestehen, daß die bisherige Abstufung nach Servisllasseu
fortfallen foll. Es waren bisher verschiedene Sätze dafür festgesetzt, wenn der Fall der Hilfsbe¬
dürftigkeit in einer Stadt der I. oder II. Klaffe oder in einem ländlichenOrt der III. bis V.
Servisklafse vorkam. Die kleinen Gemeindenkamen dadurch, daß sie meistens keine eigenen Armen-
und Krankenhäuserhatten, in eine unangenehmeLage, indem sie für erheblichteurere Kosten als
der Tarif ihnen zur Erstattung zubilligte die Armen unterbringen mußten. Der Unterfchied ist
innerlichnicht berechtigt,und er soll künftig wegfallen,
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Dann ist als weitere Neuerung ein Unterschied zwischen Personen unter und über
^4 Jahren gemacht worden. Es ist angenommen worden, daß eine Person unter 14 Jahren
nur zwei Drittel der Kosten einer älteren Person veranlassenwürde. Es werden deshalb, während
für eine erwachsene Person 90 Pfg. zu erstatten sind, hier nur 60 Pfg. festgesetzt. Zur Ver¬
meidung des Schreibwerksund komplizierterBerechnungenwird sich auch das empfehlen.

Dann ist der Satz der Personen über 14 Jahre, ber bisher nur 60 bezw. 80 Pfg.
betrug, auf 90 Pfg. erhöht worden.

Es ist dann ferner noch eine Erstattung für Sterbefälle in der Höhe von 30 Mark vorgesehen.
Der zweite Tarif für die außerordentlicheArmenpflege unterliegt lediglich der Festsetzung

durch den Provinziallandtag, und es wird sich empfehlen,daß, wie Ihnen auch vorgeschlagen wird,
nachdem der erste Tarif angenommen sein würde, den Tarif für die außerordentlicheArmenpflege
ebenfalls heraufzusetzen.

Die Unterscheidung zwischen Personen unter und über 14 Jahren ist hier innerlichnicht
begründet,weil diese entweder bildungsfähig sind, dann erfordern sie ganz außerordentliche Unter-
nchtskosten, oder aber sie sind nicht bildungsfähig, dann verursachtihre Verpflegung,namentlichdie
Fürsorge für die Reinlichkeitebenfalls große Kosten.

Sie finden in der Anlage den jetzigen und den veränderten neuen Tarif, die Begründung,
b'e ich Ihnen bereits gegeben habe, und auf der letzten Seite eine Nachweisung, woraus Sie ersehen
können, wie bisher durchschnittlich die Aufwendungenin den preußischen Provinzen gewesen sind, und
Wo Sie weiter auch die Begründung für die neuen Sätze des Tarifs finden. Es sind dnrchschnittlich
87 also ruud 90 Pfg. für die Spezialtosten in der Belustigung entstanden und weiter für Arznei
und Heilverpflegung 17,«» Pfg., so daß sie im ganzen doch bei 20 Pfg. wie bisher bestehen
bleiben könnten.

Der Vorschlag des Provinzialausschussesgeht dahin und die II. Fachkommissionbittet,
'hn unverändert anzunehmen:

Erstens wolle der Provinziallandtag beschließen,sich mit dem vom Minister des Innern
übermitteltenEntwurf eines neuen Tarifs einverstandenzu erklären, und zweitens für den Fall des
Inkrafttretens dieses Entwurfes, das znm 1. April nächsten Jahres erwartet werden kann,
Abänderungenseines eigenen Reglements, betreffend den Tarif für die außerordentliche Armenpflege,
"«zunehmen.

Der neue Wortlaut soll heißen:
„Für sämtliche im Wege der öffentlichenArmenpflegeauf Grund dieses Reglements
zu unterhaltenden Kranken betragen die von dem verpflichtetenArmenverbande dem
Landarmeuverbandezu erstattenden (sogen. Spezial-) Wegekosten für Person und Tag
1,05 Mark, für die den Bewahrungshäuseru überwiesenen Kraulen jedoch für Person
und Tag 1 Mark 50 Pfg."

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird? -_ Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie den Vorschlagdes Provinzialausschusses,
w'e er auf den Seiten 4 und 5 der Drucksache niedergelegt ist, unverändert angenommen haben.

Wir gehen dann über zu Nr. 5 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegecinstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Iohanuistal und Merzig für das Rechnungsjahr vom 1. April
1910 bis 31. März 1911.
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Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFürst zu Wied, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterFürst zu Wied: Die Ausgaben des Rheinischen Provinzial-

vcrbandes für das Irrenwesen finden sich im Haushaltsplan an verschiedenen Stellen.
Zunächst handelt es sich um diejenigen Kranken, zu deren Unterbringung der Landarmen-

verbcmdgesetzlichverpflichtetist. Das sind alle diejenigen, die armenrechtlichhilfsbedürftig sind.
Hierhin gehören zunächst die Ortsarmen. Die Kosten ihrer Unterbringung stehen im Haushaltsplan
der erweiterten Armenpflege mit 5 642 000 Mark, Dann die Landarmen. Die Kosten hierfür
sind nicht besonders ausgeworfen, sondern in dem Hcmptansgabepostendes Lcmdarmenwesensent¬
halten und betragen etwa 700000 Mark. Ferner ist zu den Kosten des Irrcnwescns zu rechnen
der Provinzialzuschuß,den die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten erfordern, der in diesem Jahre
erhöht ist auf 322 500 Mark.

Ueber die gesetzlichenVerpflichtungenhinaus bringt der Provinzialverband dann in den
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten noch Pensionäre I., II. und III. Klasse unter. Deren Kosten,
soweit nicht Freistellen verliehen sind, werden durch die Pensionspreise gedeckt, und soweit sie nicht
gedeckt werden, sind die Kosten in dem Zuschußder Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten enthalten.

Die Kranken, die der Landarmenverband gesetzlichunterzubringenverpflichtet ist, bringt er
aber nur zum Teil in eigenen Anstalten unter, zum größeren Teil dagegen in Privatanstalten.
Insgesamt waren am 1. April 1909 untergebracht 13 470 Geisteskranke, Idioten und Epileptiker,
davon 5776 in Provinzialanstalten und 7684 in sonstigenAnstalten. Die Steigerung gegen den
1. April des Vorjahres betrug 738 Kranke.

In Bezug auf die Unterbringung wurde wie bisher der Grundsatz befolgt, alle heilbaren
Geisteskranken und Epileptiker in Provinzialanstalten unterzubringen, dagegen alle Idioten in
Privatanstalten und in diesen ebenfalls die unheilbaren Geisteskranken und Epileptiker, soweit dafür
Platz vorhanden war. Ausnahmen waren natürlich notwendig. Zurzeit sind alle Privatanstalten,
mit einigen nicht ins Gewicht fallenden Ausnahmen, voll belegt, Die Provinzialanstalten haben
gegenüberder derzeitigenEtatsziffer eine Ueberbelegungvon 743 Kranken. Jedoch ist, wie gleich
noch zu erwähnen, die Etatsziffer für das nächste Jahr um 405 erhöht, so daß sich gegenüber dieser
Ziffer noch eine Ueberbelegung von 338 Kranken findet. Die schon im Vorjahre hervorgehobenen
Schwierigkeitenbei der Unterbringung von Geisteskrankendauern demnach leider noch fort. Aber
auch bei Unterbringung der Idioten ergeben sich neuerdings große Schwierigkeiten, da die Ver¬
größerung und Neuerrichtung von Privataustalteu auf diefem Gebiete mit dem Zuwachs an Kranken
nicht gleichen Schritt gehalten hat.

Am Anfange des Jahres waren die Schwierigkeitenbesonders groß bei katholischen weib¬
lichen Idioten, jedoch sind diese dadurch behuben worden, daß die Genossenschaft der Vinzentinerinnen
in Cöln-Ehrenfeld anf Veranlaffung der Provinzialuerwaltnng ein Krankenhaus zu einer Idioten-
llnstalt mit 120 Plätzen eingerichtethat. Zurzeit siud die Schwierigkeitenam größten bei evange^
tischen weiblichen Idioten, da die zu deren Unterbringungbestimmten Anstalten des zweiten Rheinischen
Diakonissen-Mntterhausesin Kreuznachsämtlich voll belegt sind; ferner bei katholischen männliche"
Idioten, da auch zu deren Unterbringung weitere Plätze nicht mehr zur Verfügung stehen. Jedoch
darf erwartet werden, daß in nächster Zeit auch für die genannten Zweckenoch weitere Anstalten
errichtet werden und dem bestehenden Notstände abgeholfen wird und insbesonderedie ProvinzM-
Verwaltung der Notwendigkeitzur Errichtung eigener Idiotenanstalten enthoben wird.

Die Kommission ist nach den eingehenden Darlegungen mit der Verteilung der Unter¬
bringung, wie sie bisher von der Provinzialverwaltnng gehandhabt wurde, in Provinzialanstalten
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und Privatanstalten, einverstanden. Es kam dabei zum Ausdruck, die Verwaltung möge in reger
Verbindung mit Privatanstalten bleiben.

Die Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und Pflegeaustaltcn, die Sie auf deu Seiten
280 nnd 281 des Haushaltsplans finde», zeige» gegenüberdem Vorjahre zunächst eine Abweichung
darin, daß sie für 5458 Kranke gegeu 5053 im Vorjahre aufgestellt siud. Als» für 405 Kranke
»»ehr. Das ist darauf zurückzuführen, daß bei verschiedenenAnstalten Umbauten nnd Vergrößerungen,
die vom Provinziallandtag beschlossenwaren, fertig gestelltworden sind und zwar handelt es sich
in Andernach um 25 Plätze, iu Bonn um 100 Plätze, iu Grafcuberg um 40 Plätze nud iu
Iohnnnistal um 240 Plätze.

Die Gesamtausgaben der Provinzial-Heil- uud Pflegeaustaltcn siud von 3 365 620 Mark
auf 3 844 600 Mark also um 281000 Mark gestiegen. Diese Steigerung ist auf folgende
Momente zurückzuführen:Die Ausgabe für Besoldungen ist um 76 486 Mark im wesentlichen
'»folge der neuen Gehaltsregulieruug gestiegen. Die anderen persönlichenAusgaben sind um
51 934 Mark gestiegen, teilweise ebenfalls infolge der neuen Ochaltsrcgnlieruug für einzelne Klaffen
von Angestellten, dann aber auch durch die Vermehrung der Zahl der Pfleger, sodann schließlich
durch die Erhöhung der Löhne.

Die sächlichenAusgaben bei Beköstigung,Bekleidung, Lagerung, Reiuiguug, Mobilien,
Heizung, Beleuchtung, Wasserversorgung, Arznei, Unterhaltung der Gebäude sind einschließlich
eines Postens von 8000 Mark bei den sonstigen Ausgaben um 155 755 Mark gestiegen. Auch
diese Steigerungen siud im wesentlichen zurückzuführenauf die vorerwähnte erhöhte Belegung der
Anstalten. Die Mehrausgabc von 281000 Mark wird gedeckt durch Mehreinnahmen aus der
Land, und Viehwirtschaft in Höhe von 6900 Mark, durch Mehrciunahmc au Wegekosten der
Kranken in Höhe von 231 200 Mark, durch soustigc kleinereMehreinnahmen iu Höhe vou 3575
Mark, Es bleibt dann noch erforderlich, den Provinzialzuschuß um 40 000 Mark, also vou
282500 Mark auf 322 500 Mark zu erhöhen.

Diefe Erhöhung des Provinzialzufchuffeserscheint gegeuüber den gestiegenen Aufwendungcu
für Vesolduug infolge der neuen Gehaltsregulieruug, die allem, wie erwähnt, cm Mehr vou
?6 000 Mark betrug, verhältnismäßig gering. Es kommt dies daher, daß die einzelnenAnstalten
vergrößert und mit mehr Kranken belegt werden. In einem solchen Falle gehen regelmäßig die
auf den einzelnen Kranken entfallenden Kosten verhältnismäßig herunter. So wird hoffentlich stch
daher bei der neuen Provinzial-Heil- und Pflcgccmstalt Bedburg-Elcve, die die doppelte Moße
unfcrcr hisherigen Anstalten haben wird, das wirtschaftliche Resultat uoch günstiger gestalten.

Zu den Haushaltsplänen der einzelnenAnstalten fand sich im übrigennichts zu bemerken.
Die II. Fachkommissionbeantragt daher die unveränderte Annahme der vorliegenden

Haushaltspläne. ^ „ ,,,..
Vorsitzender Spiritns: Ich eröffne die Verhandlung. Wird das Wort gewünscht«' -

Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest, daß der Haushaltsplan angenommenist.
Wir gehen zu Nr. 6 über: <n..^;.,,is,l.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag de Provinz.^
ausschnsses, betreffend die Aufnahme einer weiteren (vierten) ANleiye
für Anstaltsblluten.

Derselbe Kerr ist Berichterstatter. Ich gebe ihm das Wort. , , < «e^ 5

Buchte statter Abgeordnet« Fürst zu Wied: Meine Herren!
beantragt dfe Genehmigung zur Aufnahme einer weiteren, vierten Anleihe für Hochbautenm Höhe
von 13 000000 Mark zu erteilen.
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Was die Zwecke der Anleihe angeht, so beziehensich davon nur 267 000 Mark auf
neue Bauausführungen, wahrend der gesamte Rest Bauansführungen betrifft, die prinzipiell schon
durch frühere Beschlüsse des Provinziallandtages genehmigt sind. Der größte Posten ist eine erste
Baurate für den Neubau der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt in Vedburg bei Cleve in Höhe
von 7 300 000 Mark. Um festzustellen wieviel von den Baukosten dieser Anstalt in die diesmalige
Anleihe einzustellen waren, mußte zunächst ermittelt weiden, wieviel von den Baukosten der Anstalt
überhaupt auf Anleihe übernommen werden mußte und wieviel aus sonstigen Mitteln gedeckt
werden konnte. Es hat bekanntlich der 49. Provinziallandtag beschlossen, den damals vorhandenen
Baufonds sowie fernerhin '/«> der Provinzialabgaben zu verwenden,um die Kosten der genannten
Anstalt teilweise zu decken. Der Baufonds betrug 604 000 Mark. Es fragt sich nun, auf wieviele
Jahre das halbe Prozent zur Deckungder Baukosten in Cleve zu verwenden ist. Dabei ist der
Provinzialausschuß davon ausgegangen, daß in dem Augenblicke, in dem der Bau einer weiteren
Heil- und Pflegecmstllltbegonnen werden mußte, das halbe Prozent zur Deckungdieses Neubaues
Verwendungfinden müßte, um so vielleichteinmal in die Lage zu kommen, die zur Unterbringung
des Zuwachses der GeisteskrankenerforderlichenAusgaben von dann an nicht mehr aus Anleihe¬
mitteln, foudern aus laufenden Mitteln zu bestreiten. Dieser Zeitpunkt bestimmt sich aber in
folgender Weise. Die Eröffnung der Bedburger Anstalt ist etwa Anfang 1912 zn erwarten.
Dann müssen in diese Anstalt übergeführtwerden 500 Kranke, die sich zurzeit in der Departement«!»
Irrenanstalt in Düsseldorf befinden, welche Anstalt am l. Juli 1912 aufgelöst wird; ferner 200
Kranke, die sich zurzeit in der von der Alexiancr-Genossenschaftgepachteten Irrenpflegeanstalt in
Cöln-Lindenthal befinden. Weiter werden dann aber auch unsere Provinzialanstalten mit etwa 700
bis 800 Kranken überbelegt sein, so daß davon etwa 500 Kranke nach Eleve übergeführt werden.
Mit 1200 Kranken kann also die Anstalt eröffnet werden. Es sind dann noch 800 Plätze in
Cleve übrig. Da wir aber jährlich mindestens260 Kranke mehr in Provinzialanstalten unterzubringen
haben, so werden diese übrigen 800 Plätze in drei Jahren, also bis 1915 belegt sein. Nimmt
man dann an, daß die Bedburger Anstalt eine Ueberbelegung von etwa 500 Kranken aufnehmenkann,
so würde sie noch bis Anfang 1917 ausreichen. Dann müßte also eine weitere Anstalt eröffnet
werden. Mit dem Bau einer solchen müßte also im Frühjahr 1913 schon begonnen werden.

Das halbe Prozent Provinzialnmlage zur Deckungder Baukosten von Eleve würde also
nur aus den Jahren 1909, 1910, 1911 und 1912 zur Verfügung stehen. Bei jährlich etwa
415 000 Mark würde das ein Betrag von 1161000 Mark ergeben, dazu der Baufonds mit
604 000 Mark, so daß also etwa 2 250 000 Mark von den Baukosten von Eleve abgeschrieben
werden könnten. Die Gesamtbankostensollen 11150 000 Mark betragen. Es wären also noch
8 900000 Mark durch Anleihe zu decken. Der Provinzialausschußschlägt vor, von diesem Netrage
in die jetzt aufzunehmendeAnleihe nur 7 300 000 Mark einzusetzeu,damit, wenn dieser Betrag
verbaut ist, eine entsprechend hohe Teilrechnung der Anstalt abgeschlossen werden kaun.

Der zweite Pusten der Anleihe umfaßt 750 000 Mark für die Vergrößerung der
Provinzial-Heil» und Pflegeanstalt Iohannistal. Dieser Betrag ist vom 48. Provinziallandtag für
den genannten Zweck bereit gestellt worden. Die Vergrößerung der Anstalt ist annähernd fertig¬
gestellt und abgerechnet,der vorgesehene Betrag wird ausreichen.

Bei Position 7 und 8 der Mehrkostenfür den Neubau der Provinzial-Hebammenlehranstalt
in Cöln und den Erweiterungsbau der Provinzial-Blindenanstalt in Düren wurde in der Kommission
festgestellt, daß sie so erheblich wurden hauptsächlichdurch Erweiterungen des Nauprogramms, die
sich während der Ausführung als wünschenswertund notwendig herausgestellt hatte».



50. Rheinische!Provinziallcmdtag, 3. Sitzung am 9. März 1910. 39

Trotz dieser Mehrtosten halten sich die Einheitssätzefür den Kopf der Belegung in beiden
Anstalten in durchaus normalen Grenzen.

Als letzter Posten der Anleihe ist vorgesehen ein Betrag von 455 976 Mark zur Deckung
der Kosten der Anleihe sowie zur Deckung der Bauziuscn uud zur Abruudung. Damit hat es
folgende Bewandtnis: Die Anleihe soll bei der Landesbank zum Zinssatze von 4°/° aufgenommen
werden. Da jedoch die Landesbank selbst ihre Anleihescheine mit 4"/, verzinsen muß, so müssen
der Laudesbank die entstehendenKosten, insbesondere '/,"/<> Effektenstempel,0,6«/., Taloustempel,
die Negebungskosten mit 1«/<> und das etwaige, bei der Vergebung entstehendeDisagiu besonders
vergütet werden. Es ist also mit einem einmaligen Kostenbetrage von etwa 2,1> der Anleihe zu
rechnen, was 275 000 Mark ausmacht. Der Rest des eben genannten Postens soll dienen zur
Deckung der Vauziusen. die bis zur endgültigenAbrechnung der einzelneu Bauten aus der Anleihe
selbst bestritten werden müsse».

Im übrigen schlägt der Provinzialausschuß vor, die Anleihe, wie auch die bisherigeil
Anleihen mit 1,5°/» zuzüglich der ersparten Zinsen zn tilgen.

Die II. Fachkommission hat sich dem Antrage des Provinzialausschussesaugeschlosscuund
schlägt Ihnen daher vor, zn beschließen:

Die Aufnahme einer mit 4°/o zu verzinsende» und mit 1'/'"/» ueust den ersparten^Zmsen
zn tilgenden Anleihe für die in der Vorlage des Provinzialausschussesvom 25. Januar
1910 a»gegebe»eu Zwecke bis zur Gesamthiihevou 13 Millioueu Mark zu genehuuge».

Vorsitzender Spirit,us: Zum Worte hat sich keiner der Herren gemeldet. Ich darf daher
feststellen, daß Sie die Vorlage unverändert angenommenhabe».

Es folgt:
Autrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud zu deu Autragen des
Provinzialausschusses, betreffend deu Bau der Provinzial-HcU- und
Pflegcanstalt zu Bedburg bei Eleve.

Derselbe Herr ist Berichterstatter. Ich erteile ihm das Wort,
Berichterstatter AbgeordneterFürst zu Wied: Die II. Fachkommission hat zunächst au

der Hand des Planes einen eingehendenBericht über die bisherigen Aanarbeiten bei der »eueu
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bedburg bei Eleve cntgegeugeuommcu.Hierfür darf ich w°yl
auf deu Inhalt der Ihnen in Nr. 15 gedruckt vorliegenden Ansführuugeu verweisen. Die Kommlywn
hat dazu nichts zu bemerke» gefunden. < ^ -^

Wenn auch die Anstalt erst iu zwei Iahreu eröffnet wird, so sind doch heute ,chon ennge
Beschlüsse über die künftige Organisation nnd über die Inbetriebsetzungder Anstalt zu fassen. ^,e
Organisation unserer bisherigen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten bernht auf dem Prinzip, dan
"n der Spitze der Anstalt, sowohl nach der mediziuischen wie nach der administrativenSeite hm, e >.
Arzt als Direktor steht. Ihm steht für Bnreau- und Kassengeschäfte der Nendant uud für a le
sonstige,. Verwaltnngsaugelegenheitender Verwalter zur Seite, der s°wech'ts der VorgeMe °
gesamte«Verwaltuugspersouals mit Ausuahme des Rendanteu und seiner Gehilfen '^^2
einfache Organisation hat sich bei der Verwaltnng der bisherige»Provinzial-He.l- und MgeaMal eu
durchaus bewährt. Insbesondere hat sie den Erfolg gehabt, daß Ne.buugsflache. zw'sche v r
schiedene» Instanzen im Anstaltsorganism»s vermiedenwurden uud ferner den Srsolg, oc>ß p , )
Möglichst billig gestaltet hat. , . ^ ., ., °

Es fraat sich uun, ob diese Orgai.isation auch für die ueue s"«ul «'°ß"e Anstalt aus-
reichen ivAde Sie ist mehr als doppelt so groß als unsere bisherigen Anstalten und hat emen
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äußerst umfangreichenund vollkommenen landwirtschaftlichenund sonstigenWirtschaftsbetrieb. Es
sollen in der Anstalt alle Bedürfnissemöglichst im eigenen Netliebe nuter Verwendungder Arbeits¬
kräfte der Kraulen hergestelltwerden. Zu dem Zwecke sind außer einer großen Land- und Vieh-
wirtschafi vorgesehen:ein eigenes Wasserwerk, eigene Elektrizitätsherstellungfür Leucht- und Kraft«
zwecke, ein eigener Schlachthof, Metzgerei, Bäckerei und Werkstattengebäudemit allen in Betracht
kommenden Werkstätten. Hinsichtlich des Umfanges des maschinelle,!Betriebes der Anstalt wurde
besonders darauf hingewiesen,daß im Kessel- und Maschinenhause zur zentralen Wärme und
Krafterzeuguug 10 Zweiflamm-Rohrkesselmit je 100 <M Heizfläche, mit 30 qm Ueberhitzerund
zwei 600 bis 700-pferdige Dampfmaschinenzur Aufstellung gelangen sollen.

Das Personal würde bei etwa 2300 Kranken voraussichtlichaus etwa 50 Beamten und
etwa 340 sonstigen Angestellten,worunter 250 Pstegepersoue»,bestehen. Trutz dieses umfangreichen
und kompliziertenBetriebes glaubte der Provinzialausschuß aber grundsätzlichmit der bisherigen
einfachen Organisation der Verwaltung auskommen zn können und daher von wesentlichen Aende¬
rungen absehen zu sollen.

Nur in folgendenPunkten werden Aenderungeuvorgeschlagen. Bei der großen finanzielle»
und sachlichen Verantwortung, die der Direktor und Verwalter der Anstalt haben, können für diese
Stellen nur besonderstüchtige Beamte in Betracht kommen und zwar in der Regel nur solche, die
sich in der gleichen Tätigkeit an einer anderen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt durchaus bewährt
haben. Da diese Beamten also mit ihrer Versetzung nach Bedburg in der Regel kein Avancement
erfahren, aber einen weit größeren und schwierigen Wirkungskreisübernehmen,so wird vorgeschlagen,
die beiden Stellen gegenüberden Stellen der kleinereu Anstalteu besser zn dotieren und zwar durch
eine nicht pensiunsberechtigte Zulage von je 1000 Mark. Auch soll dem leitenden Verwaltung^
beamten die Bezeichnung„Verwaltungsinspektor"beigelegtwerden. Ferner soll die oberste Leitung
der maschinellen Anlage in die Hand eines Betriebsingenienrs gelegt werden, der ein Gehalt von
2100 bis 4200 Mark steigend alle zwei Jahre, zwei mal um 250 Mark und acht mal um 200
Mark, nebst freier Wohnung, Garten, Licht, Brand nnd Arznei beziehen soll. Dieser Betriebs¬
ingenieur soll aber dem Verwalter unterstellt bleiben, da sich mehrere neben einander arbeitende
Instanzen im Verwaltungsbetriebenicht empfehlen.

Gegen diese Vorschlägefand die II. Fachkommission nichts zu erinnern. Auch war nichts
gegen die Absicht des Provinzialausschusseseinzuwenden,die wichtigsten Stellen der zukünftigen
Beamten schon vor Eröffnung der Anstalt zu besetzen nnd diese Beamten an Ort und Stelle mit
der Einrichtung und Inbetriebsetzung der Anstalt zu beschäftigen. Bis zur Eröffnung der Anstalt
sollen diese Beamten aus dem Ncmfonds der Anstalt bezahlt werden.

Die II. Fachkommission beehrt sich demgemäßzu beantragen:
„Der Provinzillllandtag wolle
1. von dem Bericht über den Stand der Bauarbeiten nud die Vorbereitungen zur

Inbetriebsetzungder Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bedbnrg bei Eleve Kenntnis
nehmen.

2. genehmigen,daß
«,) dem Direktor nnd dem Oekunomieverwalterder genannten Anstalt eine nicht

pensionsberechtigteStellenzulage vuu je 1000 Mark gewährt und daß dem
Oekonomieverwalterder Titel „Verwaltungs-Inspektor" beigelegt werde,

d) daß an der Anstalt die Stelle eines Betriebsingenieurs mit einem Gehalt von
2100 bis 4200 Mark steigend alle zwei Jahre zwei mal um 250 Mark und
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acht mal um 200 Mark, sowie freier Wohnung, Garten, Licht und Arznei
eingerichtetwerde,

o) daß die zur Vorbereitung der Eröffnung und Inbetriebsetzung der Anstalt
erforderlichen Beamten schon vor der Eröffnung angenommen und bis zur
Eröffnung aus dem Naufonds der Anstalt bezahlt werden,"

VorsitzenderSpiritus: Auch hier erfolgt kein Widerspruch. Ich stelle fest, daß die
Vorlage angenommenist.

Wir kommenzn Nr, 8:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltungsbehörde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Oehler, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Dieser Hanshaltsplan schließt

m Eiuuahmc und Ausgabe mit 703 700 Mark. Dies ist eine Steigeruug der Ausgaben um
92 450 Mark. Von diesen Mehrausgabe» sind nnr 1000 Mark für den Provinzinllandtag selbst
bestimmt.

Im übrige« ist vorgesehen eine Mehrausgabc vou 100 050 Mark für Besoldungen. Diese
Steigerung der Ausgaben rechtfertigt sich durch die wesentlichen Nesuldnngsaufbesserungen,die im
wngen Jahre stattgefunden haben. Von diesen Mehrausgaben werden gedeckt durch eigene Ein¬
nahmen und zwar durch die Verwaltungskostenbeiträge75865 Mark. Es müssen daher noch
18 400 Mark erhöhte Zuschüsse von der Provinz geleistet werden. Im ganzen steigert sich dieser
Zuschuß von 403 700 Mark auf 422 100 Mark.

Bei den Beratungen der I. Fachkommission wurde Folgendes zur Sprache gebracht. Emc
Vesoldungsmehrausgabcbesteht dariu, daß 5 Militäranwärter künftig als Assistentenangestellt
werden sollen. Es wurde hierbei festgestellt,daß die Einberufung von Militäranwärtern nur statt¬
findet in bereits vorhandeneetatsmnhige Stellen. Also mich das Anfrücken von 5 Militäranwärtcrn
M Assistenten bedeutet nicht eine Vermehrung der etatsmäßigen Stellen, sondern nnr ein Einrücken
in bereits vorhandene etatsmäßigc Stellen.

Es wurde» zwei Wünsche ausgesprocheu. Wir wisse», daß die Staatsverwaltuug daran
ausgeht, die Verwaltung zu vereiufachcu.um dadurch Arbeit und Kosten zn sparen. Dasselbe gilt
f>u die Kummunalverwaltungeu. Es wurde der Wunsch ausgesprochen,es wöge auch die Pruviu-
zialverwaltung prüfen, ob und in welchem Umfange es möglich sei, eine Vereulfachnngihrer Ver¬
waltung vorzunehmenund dadurch also auch Ersparnisseherbeizuführen.

Gs wnrde dann der dringende Wunsch ausgesprochen,daß die im vongeu Jahre durchge¬
führte allgemeineGehaltsaufbesserungdazu beitragen möge, die Arbeitsfreudigkeitund die Leistungs¬
fähigkeit der Provinzialbeamten zn steigern. Es wnrde daran die Erwartnng geknüpft, daß tue
Proviuzialverwaltung künftig darauf Bedacht nehme,, möge, bei Schaffung neuer etatsmaß'ger
Stellei, mit größter Sparsamkeit und Zurückhaltuug vorzugehen.

Im übrigen empfiehlt die I. Fachkommission die unveränderte Feststellung dieses yaus-

^"'Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlnng. Ich frage, ob das Wort gewünscht
wird. - W ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß der Haushaltsplan angenommenist.

Es folgt als nächsterGegenstandder Beratung:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
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a) zur Zahlung von Ruhegehältern lc. an Provinzialbeamtc und von
Witwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene,

d) zur Zahlung von Invalidcngeldern (Unterftützuugeu) und Witweu-
und Waisengelderu an nicht ruhcgehaltsberechtigte Angestellte und
Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

«) über die Dr. Klein-Stiftung für das Rechnungsjahr vom 1. April
1910 bis 31. März 1911.

Derselbe Herr ist Berichterstatter. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Oehlcr: Auch dieser Haushaltsplan, meine Herren, sieht

eine erhebliche Mehrausgabc vor. Es steigern sich die Ausgabenvuu 663 900 Mark auf 790 200 Mark,
also um 126 300 Mark. Diese Steigerung ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß nach den
seit längerer Zeit festgestellten Grundsätzen15 "/u sämtlicher Gehälter für Ruhegehälter und für
Witwen- und Wniscnpensiuucn zurückgelegt werden, teils so, daß daraus die laufende Hiuterbliebcuen-
versurguugund die Ruhegehälter bestritten werden, teils so, daß derjenige Betrag, der hierfür nicht
gebrauchtwird, zn einem besonderen Pensiunsfuuds zurückgelegt wird.

Für das Jahr 1910 sind folgende Mehrausgabe» vorgesehen. Es sollen im ganzen
126 246,05 Mark bei Titel I bis IV mehr gezahlt werden. Davon werden voraussichtlich für das
nächste Jahr für Pensionen, Witwen- uud Waifcngclder gebraucht 42 337 Mark, während
73 709,05 Mark in den Peusiunsfouds zurückgelegt werden können. Die Rücklagen in den Pensums-
sonds betragen dann 25« 709,05 Mark gegen 185 000 Mark im laufende!! Jahre. In dem
Pensionsfunds find bereits vorhanden 717 900 Mark, Wenn diese 258 000 Mark im nächste»
Jahre hinzukommen,so wird voraussichtlichder Peusiousfouds auf einen Betrag von annähernd
1 Million ansteigen. Nnn ist dieser Betrag hier bei der Landesbauk hinterlegt, uud zwar gegen
3prozcntige Verzinsung.

In der I. Fachkommission ist der Wuusch ausgesprochen worden, es möge doch eine höhere
Verziusuugdieses Pensionsfundseingeführt werden nnd es wurde mit Recht darauf hingewiesen,daß
das ja Gelder sind, die auf längere Zeit unkündbar bei der Landesbank liegen töuucu. Von diese»
Beständen wird ja voraussichtlichnichts gebraucht werden. Denn im Gegenteil, es ist möglich,
aus den laufenden Haushaltsplänen noch den Pcnfiunsfonds zu verstärken.

Namens der I. Fachkommission empfehle ich unveränderte Annahme des Haushaltsplaus,
Vorsitzender Spiritus: Auch hier wird das Wort nicht gewttuscht. — Ich stelle die

unveränderte Annahme des Haushaltsplans fest.
Wir kommen zu Nr. 10:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Bcsulduuge»
und anderen persönlichen Ausgaben für die

^. bei der Laudes-Versicherungsanstalt Rheiuprovinz,
N. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterverfichcrung beschäftigten Pr°°

vinzialbeamten,
Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFusbahn, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterFusbahn: Meine Herren! Der Aesoldungsctat der Laudcs-

Vcrsicherungsnustaltwird Ihnen vorgelegt in Verbindung mit dem Besolduugsetat der dieser Anstalt
angegliedertenSchiedsgerichte. Beide Haushaltspläne müssen sich in Eimmhme uud Ausgabe deckeu.
Die Einnahmen müssen eben entsprechendden sich ergebendenBedürfnissen bei der Landcs-Ver-
sicherungsanstalterhoben werden.
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In dem Ihnen vorgelegten Etatscntwnrf sehen Sie eine Verschiebungin der Einnahme
zwischen Versicherungsanstalt und Schiedsgerichten. Dieses kommt daher, daß die Bedürfnissezu
verteilen sind nach der Anzahl der bei den Schiedsgerichtenverhandelten Nerufuugen. Die Ein¬
nahme ist deshalb in diesem Jahre bei der Landes^Versicherungum 3100 Mark geringer, bei den
Schiedsgerichtenum 23 000 Mark höher anzusetzen. Im ganzen ist eine Mehreinnahme von
177 700 Mark zu bewilligen. Damit steigt der Haushaltsplan dieser Anstalt zum ersten Male
über eine Million, auf 1047 300 Mark.

Die Erhöhung der Ausgaben ist, wie das in dem Vorjahre auch der Fall gewesen ist,
wieder bedingt dnrch die Einführung nener Stelleu. Es sind 36 neue Stellen vorgesehen, darunter
31 Nureauassisteuteu. Eine weitere Steigerung ist veranlaßt durch das Aufrücken der Anwärter in
Assistentenstellen uud von Assistenten in die Stellen von Landessetretäreu.

Die wesentlichsten Posten der Zugänge siud enthalten unter Titel I, 7 und «: Landes-
Obeisckcctäre und Laudessetretäremit einem Mehr von 37 675 Mark, unter Titel I, 9: Nureau-
"jsistcntc.imit 42 037,50 Mark, nuter Titel 1, 10: Wohnungsgcldzuschußmit 26 220 Mark und
"»ter Titel I, 16: Registratoren 22 512,50 Mark. In Abgang konnten gesetzt werden 42 000
Mark für Hilfsarbeiter, dafür sind aber eben wieder andere Stellen mehr eingerückt.

Der Gesamthalthansplan schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 1047 300 Mark
u»d die I. Fachkommission empfiehlt Ihnen die Genehmigung.

Vorsitzender Ssiiritns: Widerspruchgegen den gestellten Antrag erfolgt nicht. Sie sind
damit einverstanden.

Es folgt Nr. 11:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pruviuzial-
ausschusses, betreffend die Verlängcrnng des mit der Landcs-Vcrsichc-
rungsanstalt Rheinprovinz abgefchlojseuen Vertrages wegen Gestellung
von Beamten.

Berichterstatter ist wiederum der Herr AbgeordneteFusbahn, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Fusbahn: Meine Herreu! Ich verweiseSie auf die ui

Ihren Händen befindlicheDrucksachc Nr. 6. Sie werde» sie ja unzweifelhaft durchgclefeu haben
und ich kann es mir ersparen, cmf alle Einzelheiten dieser Sache einzugehen.

Aus der Drucksachc habe» Sie ersehen, daß der Vertrag mit der Laudes-Versichernngs-
"Halt seit Dezember 1890 läuft. Damals ist die Pcrsunalverbindnng zwischen Üandes-Verstchc-
"U'gsaustalt und Provinzialverwaltung dahin geschlossenworden, daß die Provinzialuerwaltung der
«andes-Versicherungsllustaltdie Beamte» stellt und die Landes-Versicheruugsanstaltdie Kosten des
Vesolduugshaushaltsplaus den ich Ihnen eben vorgetragen habe, erstattet. ^

Diese Pcrsunalverbindnng hat sich durchaus bewährt und deswegenist sie auch von o zn
Jahren wieder erneuert worden. . .

Heute steheu wir uun vor der Notwendigkeit,Ihneu vorzuschlagen, den Vertrag wiederum
"Uf 5 Jahre zu erneuern, da er mit Ende dieses Jahres ablauft.

Im allgemeinenwaren beide Vertragschließende darin einig, daß der Vertrag wc, er s-
zusetze» sei mit Ausnahme einer Meiuungsvcrschiedenhcitüber die Lcistuugeuder Peustonsia ie o«
Zentralverwaltung. Im allgemeinenwerden in »uscrer Verwaltung von den Gehältern 15 /« gU
Pensionskasse abgeführt. Auch die Landes-Versicherungsanstalthat dies bisher getan, Muvt av.r
d°bei ungünstiger zn stehen, als die Zentralverwaltnng, weil sie wesentlich jüngere Vm'nte ernstM
bei denen die Pensionslast nicht so hoch zu bewerten ist wie bei der Zentralverwaltung, tue schon
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über eine» Bestand älterer Beamten verfügt. Auch glaubt die Landes-Versichernngsanstalteine
Aenderung des Vcrtragsverhältnisses deswegenherbeiführen zu füllen, weil sie teilweifc Beamte
einstellenmußte, die nicht zu deu Prouiuzialbcamteu gehören. Das ist z, B. in dem Heilverfahren
bei den Anstaltsärztcu der Fall.

Des weiteren nimmt die Laudes-Versichemugsnustaltau, sie würde iu Zukuuft, wem, die
Hinterbliebeueuversichcrungeiugcführt würde, uoch eine größere Anzahl jüngerer Herren in ihren
Dienst ziehen tonueu, was eben wiederum die Peusiouspflicht im Durchschnittweiter hinausschieben
würde.

Die bis jetzt geleistete» Jahresbeiträge der Versicherungsanstaltzum Pcufiousfouds habcu
seit 1893 719 512,22 Mark betragen, denen nur eine Zahlung um, 45 4N0 Mark gegenübersteht.
Dieses Verhältnis wird aber doch mit der Zeit ein anderes werden, da eben mit der Zuuahme des
Alters der Neamteu auch die Peusiimspflichtzuuchmeuwird. Trotz des letzten Gesichtspunkteshält
die Landes'Vcrsicherungsaustaltdie Selbstversicheruugihrer Beamten für die Znknnft für günstiger
als die Fortführnug des jetzt bestehenden Verhältnisses.

Die Verhandlungen zwischen den beide» Beteiligte!! habe» dazu geführt, Ihueu die Vor¬
schläge zu macheu, wie sie Ilmc» »»terbreitct si»d, die sich im wesentlichenans 3 Punkte
beschränke».

Für die jetzt angestellte»Beamte» soll die Zugehörigkeit znr Zeutralpcnsiuustasscbeibe¬
halten werden. Es sollen auch für diese Neamteu die Beiträge uuu !5"/„ der Gehaltssummc zur
Pcnsionskasseweitergezahlt werde», weseutlich wcgeu der Schwierigkeit einer Auseiuaudersetzuug
bezüglich dieser Herren. Von einer allgemeinen Herabsetzungdieses Satzes von 15°/« muß abge-
sehe» werde», da einmal dieser Satz bei allen provinziellenVerwaltungen geltend ist, dann aber
auch eben iu Rückfichtdarauf, daß, wie ich Ihnen schon vorher andeutete, mit der Zunahme des
Alters der Beamten auch dir Peusiouspflichtzuuimmt uud danu der Prozentsatz von 15"/" doch
angcmeffen ist uud die Provinz nicht das Wagnis untcruchmcu tau», mit geringeren Beiträgen
zu rechneu.

Es wird Ihueu uuu vurgefchlageu,für später anzustellende Beamte der Laudes-Versichc-
nmgsaustalt die Einrichtung einer besonderenPensiunstasse zuzulassen. Für Beamte, die ihre
Dienstzeit teilweise bei der Zeutralverwaltuug, teilweise bei der Laudesversicheruugsanstaltzugebracht
habe», soll dann im Falle der eintretendenPeusiouspflicht das Verhältnis der Dienstdaner bei jeder
Verwaltung für die Verteilung der Pensiuuslast zwischen den beiden Verwaltungen maßgebendsei».

Die weitere Aenderung, die Ihnen in, Eutwurf vorgeschlagen wird, bezieht sich auf den
8 5. Sie hat aber weniger eine materielle als eiue redaktionelle Bedeutung. Der 8 5 ist noch M
derselben Verfassung auf uns überkommen,iu der er bei Abschluß des Verlages entworfen ist. Die
heutige Lage rechtfertigt die alte Redaktiou nicht mehr, uud es wird Ihnen deswegenvorgeschlagen,
die Fassung so zn ändern, »nie Sie es in der Drncksache finden.

In der Kommissionwaren zunächst Bedenken gegen eine Genehmiguug des Vertrages m
der Ihnen vorliegenden Form wesentlich aus dem Grunde, weil durch diese Aeuderung zweierlei
Recht für die Beamten einer Verwaltung herbeigeführtwird. Trotzdem hat doch der Wuusch, das
bewährte gute Verhältnis zwischen den beiden Verwaltnngeu fortzuführen, über alle Bedenkengesiegt,
und wir schlagen Ihnen hier vor, die Personalunion zwischen den beide,! Verwaltungen iu der
Weise fortzuführen, wie es Ihnen der uuterbreitete Entwurf befagt.

Ich glaube, es ist wohl überflttfsig, daß ich Ihnen den lauge,, Eutwurf vorlese. Wenn
Sie es aber wünschen, bin ich dazu bereit.
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VorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird? — Das ist nicht der
Fall. Ich darf feststellen, daß die Vorlage Nr. 6 unverändert Ihre Zustimmung gefundenhat.

Wir kommen zu Nr. 12:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltn ngs-
kosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufs genossenschaft.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr AbgeordneteFusbahn, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Fusbahn: Meine Herren! Nach den gesetzlichen Be¬

stimmungenwerden die Geschäfteder Rheinischen Berufsgenofsenschaftdurch die Landes-Versicherung
geführt. Der Etatsentwurf liegt Ihnen vor anf Seite 77 ff. des großen Etatsheftes. Er schließt
'« Einnahme und Ausgabe mit 209 500 Mark. Es siud keine wesentlichen Veränderungendarin
vorgeschlagen. Das Mehrbednrfnis von 23 500 Mark ergibt sich eben aus der durch die Geschäfte
herbeigeführtenNotwendigkeit,mehr Beamte einzustellen. An Stelle eines wissenschaftlichen Hilfs¬
arbeiters wird vorgefchlagen, einen technischenAufsichtsbeamteueinzustellen. Der Betrag von 3600
Mark der auf der einen Seite ausfallt, wird auf der anderen Seite eben dadurchwieder notwendig.
Die Mehrforderungeu ergeben sich wie bei allen anderen Haushaltsplänen durch Beförderungen,
durch regulativmäßige Gehaltserhöhungen und durch einige neue Stellen.

VorsitzenderSpiritus: Auch hierzu erfolgt keine Wortmeldung. Ich stelle daher Ihre
Zustimmung fest.

Wir gehen zu Nr. 13 über:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend eine Petition der Rheinischen ProvinzialstraßeN'
Wärter an den Proviuziallandtag um:

Gewährung eines höheren Wochenlohncs,
Regelung des Urlaubs,
Gewährung einer Beihilfe zur Beschaffung eines UmHangs.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteLehwald, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Lehwald: Die Petition, um die es sich hier handelt,

finden Sie auf der 4. und 5. Seite der DrucksacheNr. 27 abgedruckt; sie enthält ersten«
den Antrag auf Gewährung eines höheren Wochenlohnes, insbesondere auf Festsetzung eines
Wochenlohnesvon mindestens 18 Mark nach lOjähriger einwandfreierDienstzeit.

Die Gesuchstellcr weisen zur Begründung dieses Antrages auf die Lauge ihrer Dienstzeil
h">, auf die Anforderungen, die an ihre Kenntnisse gestellt werden, und auf das Mißverhältnis
«wischen ihren Einnahmen an Lohn und den Ausgaben ihrer Haushaltung.

Zum zweiten wünschen die Gesuchsteller eine einheitlicheRegelung ihres Urlaubs nnt
Weiterzahlung des Lohnes während der Urlcmbszeit unter Hinweis darauf, daß b>e Urlauvs-
verlMnisse in den einzelnen Bezirken ganz verschiedenartiggeregelt sind, daß in dem Bezirk des
einen Lcmoesbauamts gar kein Urlaub, in anderen Bezirkendagegen bis zu 14 Tagen "MM 'in
Jahre gewahrt wird. Der dritte Antrag bezweckt die Gewährung einer Beihilfe von ,ayrl,cy
5 Mark zur Beschaffungeines Umhangs zum Schutze bei Regenwetter.

Meine Herren! Der Proviuzialausschuß hat sich eiugeheud mit der sachlichen Prüfung
dieser drei Anträge befaßt und Ihnen, wie Sie auf Seite 3 der Druckvorlageverwert Mden, d.e
Mlehnuug der Anträge zu 1 und 2 und die Genehmigung des Antrages zu 3 vorgeschlagen.D,e
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III. Fachkommissionist indessen diesem Vorschlage nicht beigetreten, weil grundsätzlicheVedenten
gegen die Behandlung der Petition in diesem Hohen Hause erhoben wurden.

Meine Herren! Es handelt sich bei der Petition um Angestellte, die keine Beamten¬
eigenschaft haben, und das Heer dieser Angestellten ist bekanntlichin der Rheinprovinz sehr groß
und sehr verschiedenartig. Wenn Sie sich heute mit der vorliegendenPetition befassen, so ist zu
befürchten, daß in dem nächstenJahre andere Kategorien von Angestellten und Arbeitern mit
ähnlichen Petitionen an Sie herantreten und daß Sie schließlich von Jahr zu Jahr mit weiteren
Petitionen überschüttet werden. Es heißt also hier, meine Herren: prinoipii« obljw! Die
Regelung der Lohn- und Urlaubsverhältnisseder nicht beamtetenAngestelltender Provinz ist einzig
und allein Sache der Provinzialverwaltung und muß auch künftig deren Aufgabe bleiben.

Ich möchte dann noch auf einen anderen Grund hinweisen, der auch gegen die Behand¬
lung der vorliegenden Anträge hier im Hause spricht und der gerade vom Gesichtspunkteder
Interessen der Gesuchstellei geltend gemacht werden kann. Sie finden in dem Antrag des Provinzial«
ausschussesunter 1. den Vorschlag, den Antrag auf Gewährung eines höheren Wochenlohnes
abzulehnen. Meine Herren, wenn Sie die Druckuorlagcdurchgesehen haben, werden Sie gefunden
haben, daß einzelne Landesbauämter schon vor Bekanntwerdender Petition dazu übergegangensind,
eine Neuregelung bezw. Erhöhung der Löhne vorzunehmen, und Sie würden diese löbliche Absicht
der Landesbauämter vereiteln, wenn Sie heute den Antrag des Provinzialausschussesannehmen
und grundsätzlich eine Erhöhung der Löhne ablehnen wollten.

Aus diesen Gründen habe ich die Ehre, Ihnen namens der 111. Fachtommissionden
Antrag zur Annahme zu empfehlen:

„Der Provinziallandtag wolle die Petition der Provinzialstraßenwärler dem Herrn
Landeshauptmann zur Entscheidungüberweisen."

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag gehört, der dahin
geht, daß der Antrag des Provinzialausschusses eine Aenderung dahin erfahren soll, daß der
Provinziallandtag die Petition dem Herrn Landeshauptmann zur Entscheidungüberweisen wolle.
Ich frage, ob zu dieser Aenderung und zu der Vorlage selbst das Wort gewünscht wird? — Das
ist nicht der Fall. Wir haben daher über die veränderte Vorlage so, wie sie aus der Fach¬
tommission hervorgegangenist, abzustimmen. Ich bitte diejenigen Herren, die gegen diese Aenderung
sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich niemand. Ich stelle daher fest, daß der Antrag der
III. Fachkommission angenommen ist.

Zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung^
kosten der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt

ist Berichterstatterder Herr AbgeordnetePiccq, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterPiecq: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Provinzial-

Feuerversicherungscmstaltzeigt ein erfreulichesBild von ihrer Entwicklung. Es konnten daher
die Einnahmen von 670 000 Mark auf 762 000 Mark, alfo um 92 000 Mark erhöht werden.

Zu den Ausgaben ist nichts weiter zu bemerken. Ich möchte Ihnen nur einige kurze
Mitteilungen über die Entwicklungdieser Anstalt machen. Das Versicherungstapital ist seit dem
Jahre 1906 von 4198 Millionen auf 5112 Millionen Mark im Jahre 1909 gestiegen. Die
Zahl der Versichertenbetrug im Jahre 1906 594 000 im Jahre 1909 638 000. Die Prämien
betrugen im Jahre 1906 5 812 000 Mark, im Jahre 1909 6 770 000 Mark, Das Vermögen
betrug im Jahre 1906 10850000 Mark und im Jahre 1909 13 600 000 Mark.
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Von den 100000 Mark, welche im Haushaltsplan vorgesehen sind zur Beteiligung an
den Feuerluscheinrichtungenin Stadt und Land, sind verwandt für die Städte 35 910 Mark, für
das Land 60 445 Mark. Das Verhältnis entsprichtannähernd der Beteiligung an der Prämien¬
einnahme,welche insgesamt6 770 000 Mark beträgt, wovon auf das Land 4 500000 Mark entfallen.

Es war von dem Abgeordneten Friderichs ein Antrag gestellt, zu ermitteln, wie die
Verhältnisse liegen, und aus diesen Zahlen, die ich eben mitgeteilt habe, ergibt sich, daß die Unter¬
stützungen im richtigen Verhältnisse stehen.

Die Waldversicherung,die ja für unsere Wälder von der größten Bedeutung ist, wird
seit 1'/, Jahren betrieben. Der jetzige Stand der Versicherungssummeist bereits 48 528000
Mark, die versicherte Fläche umfaßt 57 089,76 !>a.

Der Entwurf des neuen Gesetzesüber die öffentlichen Feuer-Versicherungsanstaltenliegt
dem Herrn Minister des Innern vor und wird in nächster Zeit dem Abgeordnetenhaus«zugehen.
Nach dem Entwurf werden leider für andere Zweckeder Provinz als für die Feuerlöschanstalten
Mittel aus der Kasse der Provinzial-Feuervcrsicherungnicht gegeben werden können. (Zuruf!)

VorsitzenderSpiritus: Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet, so daß ich
die Annahme des Antrags feststellen darf.

Es folgt Nr. 15:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs-
tosten der Landesbank der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteVoigt, dem ich das Wort hierzu erteile.
BerichterstatterAbgeordneterVoigt: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Landesbank,

den Sie auf den Seiten 106 ff. des Etatsheftes finden, schließt in Einnahme nnd Ausgabe
«b mit 459 000 Mark. Er erfordert gegen das Vorjahr eine Mehransgabe von 55 400 Mark,
welche fast ausschließlich auf die vom vorigen Provinziallandtag beschlosseneErhöhung der Bezüge
der Beamten zurückzuführen ist.

In den Einnahmen finden Sie eine neue Position unter Nr. 3: Kosten der Kassenverwaltung
f«r die Fürsorgeerziehungmit 2950 Mark, die in entsprechendem Betrage wiederum als Ausgabe
'M Fürsorge-Hanshaltsplau erscheint,so daß diese Position auf deu Haupt-Haushaltsplan temen
Einfluß ausübt.

Bei der Ausgabe ist auf Seite 110 unter Titel II ein Posten für Nemuneratwuen zur
Verfügung des Kuratoriums" weggefalleu,uud zwar gibt die Verwaltung diesen Posten gern um
deswillen auf, weil ein solcher Dispositionsfonds der Verwaltung immer Schw.er.gkettenmacht,
d° die Freude, die bei den dadurch Bedachtenhervorgerufenwird, reichlich aufgewogen w.rd durch d.e
Unzufriedenheit,die sich der nicht bedachten Beamten bemächtigt. Dieser Posten tonnte um so eher
beseitigt werde.,, als durch die im vorigen Jahre beschlossenenene Besoldungsordnunge.ne durch-
«reifende Erhöhung der Beamtengehälter eingetretenist, und derartige Remunerationenund besondere
Nebcngllben nun wohl entbehrt werden können. .

Interessanter als die Zahlen dieses Haushaltsplanes, die nnr d.e
t«ffen, waren die Mitteilungen, die der Herr Landesbankdirektorin der Komm.sswnl!w d^nt-
Wickelung der Laudesbank machte. Ich werde mir - Ihre Zustimmung vorausgesetzt - eua.wen.
"Nige von diesen Mitteilungen, die sich für die Oeffentlichleiteignen, ^er 3" w.ederholen.

Als ich im vorigen Jahre über denselben GegenstandBericht erst«"^e. « «
hinweisen, daß zu Aufang des Jahres 1908 die Geld-Verhältnisseeine erhebl.che Besserungerfahren
hntten, und diese Besseruug hat dann in demselben Jahre auch weiter augehalten.
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Der Absatz der Rheinprovinz-Anleihescheineist der Landesbank zu stets besseren-Kursen
möglich gewesen. Die 4«/«igen Anleihescheine der Rheinprovinz notieren in letzter Zeit zwischen
101,60 und 101,30. Seit April 1909 bis Ende Februar 1910 wurden im ganzen rund
35,9 Mittionen Mark abgesetzt, nnd 9,45 Millionen Mark zurückgekauft, so daß ein Plus im Ab¬
satz von 26,45 Millionen Mark zu verzeichnen ist.

Der Provinzialansschuß beschloß nun am Ende des vorigen Jahres eine neue Emission,
die 34., im Betrage von 30 Millionen mit einem Zinsfuß von 4"/„. Ein Teil dieser Anleihe im
Betrage von 5 Millionen ist begeben worden. Dann ist aber der Verkauf eingestellt worden, weil,
was bemerkenswertist, infolge des Zuströmens großer Summen im Depositenverkehrein Geldüber¬
fluß bei der Landesbant sich einstellte und bei den jetzigen Zinsverhältniffen eine nutzbare Anlage
der verfügbaren Mittel immer schwieriger wurde.

Die Landesbaukhat einschließlich der Vorschüsse an die Provinz am 1. März d. Is. einen
Darlehensbestand von fast 490 Millionen Mark gehabt. Dieser Bestand wird also die Summe
von 500 Millionen Mark bald überschreiten. Er wird insbesondere weit über diesen Satz
hinausgehen, wenn, wie beabsichtigt ist, die Ueberlandzentralen von der Landesbank beliehen
werden. In dieser Beleihung durch die Hergäbe von großen Darlehen, die insgesamt auf ungefähr
100 Millionen Mark geschätzt werden, liegt nach Meinung der Mehrheit der Kommissionein durch'
aus berechtigtes, aber auch sehr weitgehendesEntgegenkommeninsofern, als es einem industriellen
Unternehmen wahrscheinlich an keiner anderen Stelle gelingen würde, eine solche Summe zu dem
billigen Zinssatz von 4,1 "/„ zu erreichen, und auch insofern, als bei der Begebung weiterer
100 Millionen Mark die Anleihen der Nheinprovinz im Kurse vielleicht etwas weichen könnten,
wenn die Begebung dieser Anleihen nicht, wie wir das ja aber zu erwarten haben, mit großer
Vorsicht erfolgt.

Das Depot fremder Effekten belauft sich jetzt schon auf über 20? Mittioueu Mark.
Besonders anzuerkennenist, daß die Landesbank in geschiiftsklnger Weise beschlossen hat,

die Nheinprovinz-Anleihescheineganz unentgeltlichaufzubewahren. Dadurch wird, ohne daß es der
Einrichtung eines Schuldbuchesbedarf, der Vorteil, den ein Provinzialschuldbuchbringen könnte,
im vollen Umfange erreicht.

Aus den angegebenen Zahlen erfehen Sie, meine Herren, daß ein bedeutenderFortschritt
in dem Geschäftder Landesbankeingetretenist.

Es wurden von' dem Herrn Landesbantdireltor auch ferner noch zwei Bemerkungenvon
allgemeinemInteresse gemacht: die eine bezieht sich auf die Neichsfinanzrefurm,die mich auf den
Geschäftsverkehr der Landesbank insofern gewirkthat, als, wie Ihnen bekannt ist, der Effektenstempel
anf '/«"/» erhöht worden ist und auch noch die Zinsbogensteuermit 20 Pfg. für 10 Jahre hinzu'
gekommen ist.

Das macht eine Stempelvermehrungvon genau 1«/„ die, wie der Landesbantdireltor sagte,
auf die Schuldner abgewälzt werden muß, da die Landesbant leine Gelder und auch leine Ver¬
anlassung dazu hat, diefe Steuer, die eigentlich für sie bestimmt war, zu bezahlen. So wirlt auch »M
Geschäftsverkehrder Landesbank die Zinsbogensteuer im umgekehrten Sinne einer Besitzsteuer,
insofern als nicht der Gläubiger, sondern die Schuldner damit belastet werden.

Interessant war schließlich auch die Mitteilung über den Scheckverkehr. Von den
24'/, Millionen Mark, die Schuldner der Landesbant an diese im Vorjahre zu zahlen hatten,
wurden mehr als 80°/» durch Scheckverkehr gezahlt, und zwar hatte der Postscheckuerlehr daran
einen sehr großen Anteil. Es wurde rühmend das große Entgegenkommenhervorgehoben,das tue
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PostVerwaltung bei der Abwickelungdes Postscheckuerkehrs der Landesverwaltung wie auch den
anderen Behörden und der Geschäftsweltgegenüberbewiesen hat. Es wurde aber darauf hingewiesen,
daß die kleinen Schikanen, die dem Postscheckverkehr noch jetzt anhaften, doch recht bald beseitigt
werden möchten. Als ein Beispiel wurde die völlig unverständliche Uebergebührvon ? Pfennig bei
mehr als 600 Einzahlungen angeführt.

Die Überschüsseder Landesbank sind, wie Sie aus dem Haupt-Haushaltsplan erfahren
haben, einschließlich der Zinsen auf 025 000 Mark gewachsen, also ein erfreuliches Ergebnis. Ich
möchte daher das Referat ebenso schließen, wie das in der Kommissionbei der Besprechungdes
Haushaltplans der Landesbank geschah, nämlich mit einem Dank an die Verwaltung und ins¬
besondere an den Herrn Lcmdesbanldirektorfür die vortrefflicheLeitung der Bank, (Beifall.)

Ich habe die Ehre, Ihnen namens der I. Fachkommission die unveränderteAnnahme des
Haushaltsplans der Verwaltungslosten der Landesbank zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Zum
Wort hat sich niemand gemeldet. Ich stelle fest, daß der Haushaltsplan angenommenist.

Wir kommenzu Nr. 16 der Tagesordnung-
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die im Jahre 1909 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum
Gemeinde- und Kreiswegebau aus Fonds ^ und L sowie aus den weiteren
Dotationsrenten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Aschoff, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Aschoff: Meine, Herren! Unter Nr. 20 der Ihnen

Erliegenden Drucksachenfinden Sie den Bericht des Provinzialausschussesüber die im Vorjahre
folgten Bewilligungen zu Wegebauzwecken, getrennt nach den Fonds H. und L, dem Hundert-
tausendnmrkfonds und der Dotationsrente.

Die Vorlage eines Berichtes entsprichtdem Beschluß des Provinziallandtages vom Jahre
1906, demzufolgediese Nachweisungalljährlich dem Provinziallandtage vorzulegenist.

Ich mochte aus der Ihnen vorliegendenNachweisung hervorheben,daß die Kreise Wippen
Mlth. Neuwied. der Siegkleis, der Kreis Altenkirchenund der Kreis Waldbroel in diesem Jahre
sonders bedacht worden sind. Das hat seinen Grund darin, daß die Provinz bestrebt war die
Schäden zu heilen, die durch die Hochwasserkatastrophe im Febrnar vorigen Jahres m dem Kreis-
unt> Gemeindewegewesen der genannten Kreise verursacht worden sind. Diese Summen s"'d aus dem
3°nt>s L gewährt worden, weil zu der Zeit der Beantragung, - es war ,a gegen Schluß des
Rechnungsjahres— der Fonds ^. bereits erschöpft war.

Bei dem Kreise Altenkirchen werden Ihnen eventuell die zum Teil germgen Betrage au -
Wen, die auf die einzelnen Gemeindenkommen. Zur Erklärung möchte ich hervorheben daß die
Beträge auf die einzelnen Gemeinden nach Analogie der staatlichenBeihilfen untervertellt werden,
°°ß aber die Beihilfen tatsächlich in größeren Snmmen an die Wegeverbändegewahrt werden.

Die III. Fachkommissionschlägt Ihnen vor, den Bericht, von dem ich gesprochen yaoe,
°"rch Kenntnisnahme für erledigt zu betrachten. «a>.^ck- ^ck.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und 3« 0°"^°"^. ^'
l^e diesen Autrag der III. Fachkommission zur Verhandlung. - Es meldet stch memand zum
V°". Ich d^f also die Annahme des Beschlusses der III. Fachkommisston konstatieren.

Wir gehen zu Nr. 17 der Tagesordnung über: 7
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Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend den Erwerb von Basaltsteinbrüchen für die
Provinzialstraßen-Verwaltung.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Krnse. Ich bitte ihn das Wort zu nehmen.
Berichterstatter Abgeordnetervon Kruse: Meine Herren! Der 47. RheinischeProvin¬

ziallandtag hat in der Sitzung vom 14. März 1907 den Provinzialausschuß ermächtigt, die znr
Deckung des Bedarfs der Provinzialstraßen-Verwaltungan Vasaltmaterial erforderlichenSteinbrüche
anzukaufen uud zu diesem Zwecke bei der Landesbank der Rheinprovinz eine Anleihe bis zum
Betrage von 1500 000 Mark aufzunehmen.

Den Anlaß zu diesem Beschlusse gab damals die Tatsache, daß eine größere Anzahl von
Besitzernvon Basaltsteinbrüchenin der Rheinprovinz und in der Provinz Hessen-Nassan sich z»
einer Konvention zusammengeschlossenhatte, uud daß dadurch eine ganz gewaltige Preissteigerung
beanspruchtund erzielt worden war.

In Ausführung dieses Beschlusseshat uunmehr in den letzten Jahren der Provinzial¬
ausschußfolgende Basllltsteinbrüchegekauft oder gepachtet. Es sind die Vasaltsteinbrüche,erstens
in der Gemeinde Oberkassel-Vilich, zweitens der Basaltsteinbrucham Hühnerberge in der Gemeinde
Oberpleis, drittens der Basaltsteinbrucham Himberg bei Linz, viertens der Basaltsteinbruch „Nlte-
burg" in der Nähe von Adenau und fünftens einige Basaltlager, die in der Gemeinde Neustadt
liegen und die der Fürstlich Wied'schenVerwaltung gehören.

In dem letzten Jahre sind zur Arrondierung dieser Basaltsteinbrüche noch einzelne
Parzellen hinzugekauft in einer Gesamtflächengrößevon 83,9? nr uud es sind dafür 4301,7?
Mark verausgabt worden. Ein weiterer Betrag von 16 377,84 Mark ist aufgewendetworden für
den Erwerb eines GrundstücktompleM von 2 K 31 »r 19 c^m im GemeindebezirkBertenau
zwischen den eben erwähnten angepachteten Basaltfelderu der Fürstlich Wied'schen Verwaltung in der
Gegend von Neustadt. Diese Grundstücke sind besonderswichtig, um eine Verbindung zwischen den
einzelnen Basaltsteinlagern herzustelleu.

Die Gesamtausgaben, die bisher aus der Anleihe von l 500 000 Mark bestritten worden
sind, belaufen sich zurzeit auf 735 737,51 Mark. Inzwischen haben sich die Verhältnisse für die
Provinzialverwaltung insofern etwas günstiger gestaltet, als die Konvention der Basaltsteinbruch'
besitzer sich inzwischen aufgelöst hat, und als danach zu erwarten ist, daß wieder billigere Preis¬
angebote für die Lieferung von Vasaltsteinkleinschlagerfolgen werden, besonders nachdem das
Abkommen,das zwischen der Provinzialverwaltung und den zur Konvention gehörenden Basalt-
steinbruchbesitzern besteht, abgelaufen fein wird, was am 31. März 1912 der Fall fein wird.

Außerdem aber ist die Provinzialverwaltung, wie nns in der Kommission mitgeteilt
worden ist, nunmehr mich in der Lage, aus den von ihr erworbenen bezw. angepachteten Stein«
brächen — besonders wenn die im Bau befindlichenEisenbahnen erst fertiggestelltsein werden, die
jetzt in den Kreisen Neuwied, Altenkirchenund in der Eifel in Ausführung begriffen sind — etwa
80 bis 90°/,, ihres Bedarfs an Aasaltkleinschlagzu bestreiken.

Bei dieser Sachlage haben im letzten Jahre die Verhandlungen mit den Interessenten
wegen des Erwerbes von Brüchen geruht, und es besteht auch nicht die Absicht, wenigstens nicht
zurzeit, diese Verhandlungen wieder aufzunehmen. Es erscheint daher angebracht, von einer weiteren
Berichterstattungan den Provinziallandtag so lange abzusehen, bis Erwerbungen weiterer Bruch-
«reale erfolgt bezw. die aus der bewilligten Anleihe zu treffenden Maßnahmen als abgeschlossen
zu betrachtensind.
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Der Provinzialllusschußbeantragt daher:
„Der Provinzillllandtllg wolle

1. von den mitgeteilten weiteren Maßnahmen Kenntnis nehmen,
2. den Provinzialllusschußbeauftragen, dem Provinziallcmdtageerst nach vollständiger

Erledigung des Beschlusses vom 14. März 190? weiteren Bericht zu erstatten."
Ihre III. Fachkommisston befürwortet die unveränderte Annahme dieses Antrages.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

stelle diesen Antrag zur Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die
Annahme des Antrages der III. Fachkommission.

Wir kommen zu Nr. 18 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds und
die Förderung von Bahnunternehmungen.

Referent ist der Herr AbgeordneteKlotz. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Laut Beschluß des 41. Rheinischen

Provinziallandtllges soll dem Landtage jedes Jahr eine Uebersicht über den Stand des Gisenbahn-
fonds vorgelegt werden. Dementsprechendist auch in diesem Jahre ein solcher Bericht erstattet
worden. Es geht aus ihm hervor, daß durch den Beschluß des vorigen Provinziallandtages der
Provinzialansschuß ermächtigt war, bis zu 32 Millionen Mark derartige Kleinbahndarlehen zu
gewähren, und zwar nach dem für ländliche Darlehen üblichen Bedingungenunter einem Zinszuschuß
von l/2 °/y und gegen eine 1 °/„ ige Tilgung.

Dieser Fonds belief sich nun am 31. März 1909 einmal auf die genannte Summe von
32 Millionen Mark und zweitens auf die inzwischen hinzugekommenen Tilgungsbeträge in Hohe
von 1404 230 Mark, in Summa also auf 33 404 230 Mark.

Bis zum 1. Dezember 1909 waren von diefer Summe vergebe« 28 98? 899 Mark, so
daß am 1. Dezember vorigen Jahres noch verblieben 4 416 331 Mark.

Nach dem 1. Dezember sind aber weitere Anträge eingelaufenund auch bewilligt worden,
und zwar 600 000 Mark dem Landkreise Aachen, weitere 2 500000 Mark an die Kreise Bonn»
Stadt. Bonn-Land und Siegkreis, so daß jetzt nur noch zur Verfügung stehen: 1316 331 Mark.

Inzwischen sind nun noch weitere Anträge eingegangen,und zwar teilweise in erheblicher
H«he. Wenn also fortgefahren werden foll, diefe Kleinbahnen wie bisher durch tue Provmz zu
unterstützen, so muß dieser Fonds erhöht werden.

Der Provinzialansschuß hat den Antrag gestellt, ihn um 6 Millionen Mark zn erhöhen.
Die Fachkommission hat diesen Antrag geprüft. Sie steht auch auf dem Standpunkt, daß.

da diese Einrichtung bis jetzt sehr segensreich gewirkt hat, man auch ferner m gleicher Weise ver¬
fahren soll, und billigt daher den Antrag, diesen Fonds jetzt auf 38 Millionen Mark M erhöhen.

Bei dieser Gelegenheit ist noch erörtert worden, daß eigentlich dieser sogenannte Klembayn«
Wds gar kein „Fonds" ist, sondern daß es nur eine Art „Kredit" ist, denn jedesmal vermindert
sich mit der Auszahlung eines derartigen Darlehns dieser Kredit um den gewahrten ^"eyns-
betrag. Es kann also nicht ohne Weiteres durch das Zurückfließender Tilgungsbetrage dieser
F°nds oder, besser ge agt, dieser Kredit, erhöht werden, wie es der 42. Landtag „nS.nne gehabt
«"d beschlossenhat. Denn wenn eine solche Erhöhung stattfindet, wie es bisher Hehen 'st aun
muß ein richtiger Nebenfonds gebildet werden, und die Verwaltung emes solchen ^ benftn rg bt
Schwierigkeiten Weiterungen und Unkosten. Namentlich hat sich herausgestellt,daß die Urkunden,
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welche über Darlehen auszustellen sein würden, die aus diesem Nebcnfonds fließen, nicht stempel¬
frei bleiben konnten, sondern mit '/,//„ verstempelt werden müßten, weil sie nicht durch aus¬
gegebene Rheinprovinz-Anleiheschcinegedeckt sind. Es dürfte also das Einfachste sein, deu besagten
früheren Beschluß des 42. Rheinischen Provinziallandtages aufzuhebeu, der dahin lautete, „daß die
wieder eiugcgaugenen und die ferner eingehendenTilgungsbeträge wieder für Kleinbahnunternchmnngen
als Darlehen auszugebensind", nnd daß mau einfach jetzt, wenn es notwendig wird, den fraglichen
Kredit, bisher „Kleinbcihnfonds"genannt, um die Summen erhöht, die gewünscht werden. Der
Provinzialllusschuß hat einen dahingehendenAntrag gestellt.

Aus meinen Ausführungen dürfte hervorgehen,daß die Fachkommission sich auf denselben
Standpunkt gestellt hat und diesen Antrag ebenfalls empfiehlt.

Nun hat sich aber bei dieser Gelegenheit auch noch herausgestellt, daß die Grundsätze,
nach denen derartige Darlehen gegeben werden, in den einzelnen Provinzen ganz verschieden sind.
Es ist uns gesagt worden, daß die Verwaltung der Rheinprovinz auf dem Standpunkt steht, folche
Anlagen, die von vornherein rentabel erscheinen,die also vielleicht 4"/« Zinsen von vornherein
abwerfen werden, überhaupt nicht zu unterstützen, während andere Provinzen, wie Hessen-Nassau
und Westfalen gerade derartige Bahnen unterstützen follen, damit sie recht leistungsfähige
Bahnen erhalten. Die Rheinprovinz unterstützt allerdings auch uicht solche Aulagen, die von
vornherein aussichtslos sind, sondern hauptsächlich solche, die, wenn auch im Aufcmg auf schwachen
Füßen stehend, doch die Aussicht gewähren, daß sie durch diese Beihilfen im Laufe der Jahre
rentabel werden. Ferner soll es verschiedengehcmdhabt werden mit der Art der Gewährung
der Beihilfen. Bei uns werden aus dem Fonds Darlehen gewährt, während in den anderen
Provinzen hauptsächlich Aktien-Beteiligung stattfinden soll.

Die Kommissionhat deshalb den Wunsch ausgesprochen, einmal darüber orientiert zu
werden, wie denn in den benachbartenProvinzen die Sache gehandhabt wird, um daraus nachher
ihre Schlüsse zu ziehen und erwägen zu können, welcher Grundsatz denn nun eigentlich der
empfehlenswertesteist.

Es hat also die Fachkommission den Zusatz-Antrag gestellt:
„Die Provinzialverwaltuug wolle im nächsten Jahre dem Landtage eine vergleichende
Zusammenstellung darüber vorlegen, nach welchen Grundsätzen der Staat und die
westlichen Provinzen bei Gewährung von Beihilfen aus dem Kleinbahnfonds verfahren
und welche Erfahrungen die einzelnen Provinzen mit diesen Grundsätzengemacht haben."

Im übrigen empfiehlt die Fachkommission,wie ich schon ausgeführt habe, die Anträge
des Provinzialausschusses.

Stellvertretender Vorsitzender: Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: I<H
eröffne die Verhandlung uud erteile das Wort dem Herrn Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich möchte zu deu Ausführungeu meines Her"!
Vorredners einige Worte sagen.

Wir geben für Kleinbahnen aus dem Kleiubahnfonds nur solchen Kommunalverbänden
Darlehen, denen es nicht möglichist, die Bahn zustande zu bringen, wenn sie nicht billiges Geld
bekommen,bei solchen Unternehmungenferner, wo es in den eisten zwei, drei Jahren unmöglich
ist, eine Rente zu erzielen, wo aber allmählich ein Gewinn zu erwarten ist. geben wir Darlehen
auf eine bestimmte Reihe von Jahren. Vollkommen leistungsfähigen Verbänden geben wir kein
Kleinbahndarlehen, weil es da ganz überflüssig ist. Wenn diese 4 bis 5°/« herauswirtschaften,
können wir ihnen doch kein Darlehen nebst '/,"/« Zuschuß geben. Wie andere Provinzen das
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machen, ist mir augenblicklichnicht bekannt. Ich weiß nur: Westfalen beteiligt sich stark durch
Ankauf von Aktien. Das haben wir nicht getan, weil wir den einzelnen Kreisen oder den
Gemeinden, die die Bahnen anlegen, einen festen Zuschuß von '/«"/« geben, (^ehr richtig.) 6cl
diesem Verfahren wissen die beteiligten Kommunalverbändewas sie haben und gehen kein weiteres
Risiko ein. Unsererseitswissen auch wir, daß wir nicht mehr als '/->"/« zu geben brauchen. Nas
'st für uns auch sehr wesentlich.

Wenn ich nicht sehr irre, hat in diesen Tagen in irgend einer Zeitung gestanden. Westfalen
hat im vorigen Jahre für seine Kleinbahnen einen Zuschuß von 111000 Mark gegeben. Das
kommt daher, daß die Provinz die Aktien genommenhat.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: H)as
Wort hat der Herr Abgeordnetevon Görschcn.

Abgeordneter von Görschen: Meine sehr geehrten Herren! D,e Anregung zu dem
Antrage der Fachkommission III, der Ihnen eben vorgetragen worden ist, wh.lt von mir her, uno
deshalb entspreche ich gern dem an mich aus der FachkommissiongestelltenErsuchen, hier m,t
einigen Worten diesen Antrag zu begrüuden und zu erläutern. ^,».„,

Der äußere Anlaß zu diesem Antrag ist folgender. Der
die Ehre habe, beabsichtigt,eine Kreisbahn von Vetzdorf an der Sieg
M bauen. Er bedarf dazu der Erwerbung einer Grubenbahn der F.rma gebrich K upP n E^
Nach langjährigen Verhandlungen ist eine Vereinbarung mit der Fmna Knwp " ^n "«
dieser Grubenbahn zustande gekommen. Die Firma Krupp hat deu Verkauf de G «b «ba r
davon abhängig gemacht, daß ihr erstens anstatt dieser Grubenbahn "« v°llw rt g Vert s
instrument in Form einer vollspurigenBahn geliefert werde, und zweitens, daß Staat uud Provmz
sich an der Finanzierung dieser neuen Bahn beteiligen. ^ ^ ^ m^««^» 5i?

Nachdem diese Bedingungen getroffenwaren, hat der Kreistag des Kre:e Alte che d
Gründung einer Aktiengesellschaft für dieses Kleinbahnunternehmenbeschlossen,der.: Mm. e zu
einem Drittel übernehme» will, .rührend Staat und Provinz um Uebernahme ,e e.nes weiteren
Drittels gebetenwerden sollen. . .., w„„^,ii<itätsbe-

Wir hatten die Ehre, dem Herrn Landeshauptmann das ProM nebst
rechnunq zu un erbreiten woranf die Sache an de» Provn.zmlausschußkam. Von dem P>^"M
anssch» w."^" rt an uns: Wir haben das zwar einmal

kein Darle n. Wir stellen Euch aber anheim. Euch an dre Darlehn in

das Darlehen nicht rechtzeitig abheben wmten. scl^eb " Landes - ^ ^
unsere I»sage überha.ipt zurück. Jetzt säße» wn also ^«z ftst- W «w ^,^^ ^
Hilfe an die Staatsregierung gewandt und werden nach Emgang 'hrer ^
Rheinprovinz angehen. >>.. ^ -» vertrete» die Ehre habe, hat

Meine sehr geehrten Herren ^" e'den, ich möchte agen.
durch seine geographische Lage, sen.e eigentumliche Form und seme wron.
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in diesem Falle etwas zweifelhaftenVorzug, an zwei fremde Provinzen, Westfalen und Hessen-
Nassau, an drei fremde Regierungsbezirke,nämlich: Wiesbaden, Arnsberg und Cöln, uud an sechs
fremde Kreise zu grenzen. Dies hat zur Folge, daß die Kreiseingesessenen immer über die Grenze
ihren Provinznachbarn in die Kochtöpfe schauen, und wenn bei uns Wünscheunerfüllt bleiben, sagen:
Da drüben wird besser gekocht, als bei uns. Meine Herren, ich habe ihnen dann immer zu
beweisen versucht, daß die Rheinische Küche doch die bessere ist. Wir sind ja in so unzähligen
Dingen der Rheinprovinz zu Dank verpflichtet,es strömt von ihr ein so reicher materieller Segen
auf den Westerwald und die Sieggegend herab, daß wir das nur allenthalben dankbar empfinden
können, und es ist mir, glaube ich, gelungen, die Kreiseingesessenen zn überzeugen. Diesmal biu
ich aber nicht in der Lage das zu tun, denn die Sache ist so: die Provinz Hessen-Nassauund die
Provinz Westfalenhaben es ganz anders gemacht und ich brauche nicht weit zu reisen, dann sehe ich
Kleinbahnen, bei denen die Provinz Aktien übernommenhat, und dabei ist das Merkwürdige,daß
von einem diametrial entgegengesetzten Standpunkte aus verfahren wird, als bei uns.

Im RegierungsbezirkCassel gibt der Landeskommunalverbandgerade zu den Kleinbahnen
eine Beihilfe aus dem Kleinbahnfonds durch Beteiligung in Form von Aktien, welche sehr rentabel
sind; denn er sagt, wenn schon in der Rentabilitätsberechnung,die dem Projekt beiliegt, nachgewiesen
ist, daß das eine gute Sache ist, und wenn, wie bei uns z. B. die KöniglicheEisenbahn-Direktion
mit Erlaubnis des Herrn Ministers das geprüft und für richtig befunden hat, dann zeigt sich doch,
daß dies eine Sache ist, die im wirtschaftlichenund Verkehrsinteressebesonders notwendig ist und
die man erst recht fördern muß. Dort nimmt man gerade Aktien bei den rentablen Anlagen; bei
den schwachrentablen gibt man Darlehen und bei den unrentablen gibt man gar nichts. Also diese
Grundsätzeweichen von unseren außerordentlichab.

Nun, meine Herren, komme ich auf zwei große Gesichtspunkte. Denken Sie einmal: Wir
haben dieses große Industriegebiet im Westen; wir haben da Provinzen, die doch gleichartigewirt¬
schaftlicheVerhältnissehaben, da ist es doch eigentümlich, wenn in der einen Provinz ohne wesentlichen
Unterschied der wirtschaftlichen Verhältnisse in solchen Hauptsachenanders verfahren wird, als in
der anderen, so daß es dann dahin kommt, daß die wirtschaftliche Konkurrenzin der einen Provinz
sich günstiger steht als in der andern. Ich nehme z. B. Westfalen an mit den gleichen wirt¬
schaftlichen Bedingungen; dort gibt man den guten Unternehmungengleichfalls das Geld in Form
von Aktien, und bei uns wird das anders gehandhabt. Sie werden mir zugeben, daß das eine
gewisse Zurücksetzung der Rheinländer ist. Es ist aber noch ein anderes Moment zu berücksichtigen-
Meine Herren, der Staat geht mit den Bewilligungen aus seinen Kleinbahnfonds — er hat ja
auch einen Kleinbahnfonds— folgendermaßenvor. Er fagt: Ich tue nur das, was die Provinz tut.
Als ich in Berlin war, war man fehr liebenswürdig und fagte: Ja, wenn die Sache so schön ist,
wie Sie sie uns darstellen, dann wollen wir Aktien nehmen, vorausgesetzt,daß auch die Rheinprovinz
Aktien nimmt — dasselbe was mir bei der Firma Friedrich Krupp auch schon gesagt worden ist-

Nun, meine Herren, dadurch daß die Mutter Provinz mir nichts in meine Taschen steckt,
kriege ich auch nichts vom Vater Staat. Das ist doch eine recht bedenkliche Folge, daß uns durch
die Art ihrer Behandlung der Sache die Provinz das staatlichePortemonnaie auch noch verschließt.

Nun liegt es mir ganz fern, irgend eine Kritik üben zu wollen, sundern ich habe in der
Kommissionnur gesagt: Wir wollen darum bitten und den Wunsch aussprechen, es möchte uns
einmal das Material vorgelegt werden, an Hand dessen wir uns selber ein Bild machenkönnen,
wie im Vergleichzu uus die anderen Provinzen stehen, und auf Grund dessen wir dann weitere
Anträge stellen oder die Interessenten eines Besserenbelehren können.
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Die Erfüllung dieses Wunschesmöchte ich nachdrücklichIhnen empfehlen nnd bitten, den
Antrag der III. Fachkommission anzunehmen. (Beifall.) ^, ^>

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Has
Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. von Renners: Meine Herren! Wir sind gewiß gerne bereu
wenn es gewünscht wird, die Enquete über die benachbartenProvinzen anzustellen und das Ergebnis
dem nächsten Landtage vorzulegen. Ich glaube, das ist keine große Arbeit, das wnd man durch
Erkundigungenbei den anderen Provinzen in sehr kurzer Zeit machenkönnen.

Was den gegebenen Fall anbetrifft, so hat der Herr Vorredner ihn ganz richtig dargestellt.
Das Projekt wurde hierher gesandt. Es wurde festgestellt, daß die Bahn sich mit etwas über 4 ,«
rentierte, und da sagten wir uus: Wenu der Kreis eine Bahn mit 4°/° Ertrag betreibt -- warum
soll er da noch '/««/« Zuschuß von der Provinz für diese Bahn bekommen und emen Vorzug vor
"Nen anderen Kreisen erhalten, die leine Nahn haben? Ein innerer Grund dafür, dieses /, /«
geschenkweiseals Beihilfe zu geben, lag ja nicht vor. Hätte der Kreis nns «m ProM vorgelegt
mit dem Nachweis: Ich kann die Nahn nicht betreiben, wenn ich nicht '/-«/« Zuschuß veiomme
um die Zinsen aufzubringen, dann hätten wir ihm das Kleinbahndarlehn gegeben,we.l dann der
Kreis hilfsbedürftig gewefen wäre, und wir der Ueberzeugung gewesen waren, eme gute Sache
damit zu fördern. , , . . l ^ ,,.,,,

Was die zweite Frage betrifft, warum wir keine Aktien genommen haben, fo darf ich dazu
folgendes bemerken- Wenn in diefem Falle die Provinz '/, der Aktien nehmen oll w l d
Firma Krnpp fagl, ich will '/, nehmen, aber der Staat und d.e Provinz sollen auch ^
nehmen, dann machen das in Znkunft alle Kreife so, und dann sind wn g°z«ungen, da «^ «NM
gehen. Nuu haben wir das Prinzip: Wir wollen ein bestimmtes Darlehen den Kre.s n b n
Mit >/2«/« Zinszuschnß, wollen aber andererseits auch gesichert sein, daß wn nicht m Zukunft an
Stelle der üblichen ^20 000 Mark Zinsen, die wir für das Kleinbahnwefen geben 400
500000 Mark zu geben haben. Sobald die Bahnen schlecht gehen, müßten «n "cntuell nmß
Gott wieviel, zn Hießen. Ich will nur an die eine ««hn Vüscheld ermnern d.e ^ hab n. Da
kommen wir, wenn ich mich recht entsinne, immer noch mcht ans .e VerM«« , .l . V° n
noch nicht 3°/« abwirft, und dort fchießen wir statt des '/,°/« 1'.'««/« zu- Da« würde bei anderen
«ahnen auch vorkommen,und das wollen wir eben vermelden. _,,„.. ,.^,,

Aber wie aewt die Enquete sollen Sie im nächsten Jahre vollständig haben.
Stellvettretet5 Graf und Marquis vou uud zu Hoeusbroech: Das

Wort hat der Herr Abgeordnete Marx. . .. «f.i«h.h«,
Abgeordneter Marx: Meine Herren! Es tut nur ,a aufnch.g l ^ )°ß ^ Klembahn

suppe in dem Kreife Altenkirchennicht fo gelungeu ist wie ""«M" ^ I
Hilfe der Provinz dort gekocht worden sind. Aber die Enquete, ^e "«« « t we^ n ll «
der Vergleich,den der Herr Landrat des leises Altenkirchen daraus ziehen w.ll, wnd die -Mg

^ ''^«dr. hat gesagt, in dem Bezirk Eassel und m d^MWchfawi über-
Nimmt man Mien von denjenigen Herr
Das heißt mit anderen Worten:
Landeshauptmann hat uns demgegenüber
d« sonst nicht lebensfähig find", und ich "eme, der Standpunkt «« ^ 9 ^
'ft der prinzipiell richtige. Ich möchte wenigstens dringend davor warnen, o ^ u , ^
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sein zu lassen: „Kann die Provinz aus der Beteiligung an einem Kleinbahnunternehmen ein
Geschäft machen?" Die Verwaltung darf sich nur fragen: Ist das betreffendeKleinbahnunter¬
nehmen im Interesse der Hebung des fraglichenLandesteils zu unterstützen oder nicht. Ich bitte
diesen Grundsatz bei der weiteren Behandlung der Sache als allein maßgebend gelten zu lassen.
(Sehr richtig!)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Huensbroech: Der
Herr Abgeordnete von Görfchenhat das Wort.

Abgeordneter von Görschen: Meine sehr geehrten Herren! Es könnte ein Irrtum
obwalten. Es klingt immer so, als ob wir eine rentable Bahn betreiben, die einen erheblichen
Ueberschußabwirft. Das ist nicht der Fall. Wir wollen erst eine Kleinbahn bauen und wir
suchen uns dazu das Geld. Ich glaube, das ist ein ganz wesentlicherUnterschied,(sehr richtig!)
denn diese Geldbeschaffung— das wird jeder, der mit solchen Sachen einmal zu tun hatte,
anerkennen— ist außerordentlichschwierig. Wenn mir in dieser Beziehung von öffentlicherSeite
nicht Hilfe zuteil wird, muß ich mich an private Unternehmungen wenden, und ich komme dann
eventuell ganz in die Hände der Privat-Kleinbahngesellschaften,die Kleinbahnen bauen. Da ziehen
wir bedeutend vor, daß wir die öffentlicheHilfe haben, und ich meine, die Provinz hat auch ein
Interesse daran. Hier ist die Tatsache ja einfach die! Eine wirtschaftlichegute Bahn wird nicht
gebaut, wenn wir die Hilfe nicht bekommen. So liegt die Sache. Es ist nicht so: Wir bauen
auf jeden Fall die Bahn, und die Provinz kauft Aktien der Bahn. Es handelt sich um die
Begründung des Unternehmens, und zu dieser Begründung haben wir die Mittel nötig.

Im übrigen ist ja unser Wunsch gar nicht der, daß der Fonds erhöht wird. Wir wollen
das gar nicht, in keiner Weise, Auch die Kommissionhat in keiner Weise den Wunsch geäußert;
sie hat nur den berechtigtenWunsch, das Material von den übrigen Provinzen zu bekommen. Ich
glaube, das ist ein ganz harmloser Wunsch, dem unbedingt hier entsprochenwerden kann.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Das
Wort hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann 1)r. von Renvers: Wir wollen dem Wunsche gewiß sofort entsprechen.
Aber lassen Sie mich aus einem Beispiel der Praxis angeben, wie die Sache in Wirklichkeit sich
oft stellt. Vor 10 Jahren ist einem rheinischen Kreise ein Kleinbahndarlehen, ich glaube von nahezu
2 Millionen Mark für eine Bahn innerhalb des Kreises gegeben worden. Heutigen Tages hat
der Kreis diese Bahn verpachtetund bekommtdafür über 5°/«. Wir haben hierfür das Kleinbahn¬
darlehen zu 3'/2°/<» gegeben, ^"/o geben wir zu; das macht l'/ü"/» Gewinn auf Kosten der
Provinz. (Zuruf: Da hätte die Provinz Aktien kaufen sollen!) Wir zahlen also jährlich dem
Kreise '/u«/« bis zur Amortisation des Kleinbahndarlehens zu, obwohl der Kreis schon ein Geschäft
von 1'/«°/° macht. Das ist doch nicht richtig. Dadurch entziehen wir doch wieder den arme»
Kreisen die Mittel.

So könnte es uns auch an anderen Stellen gehen, Wir müssen vorsichtigsein.
Zu dem, was Herr von Görschen sagte, muß ich erwidern: Sie haben uns ja die

Rentabilitätsrechnung vorgelegt, wonach Sie 4°/„ erzielen. Darauf können Sie ja überall das
Geld bekommen. Hatten Sie uns eine Rentabilitätsberechnung vorgelegt, bei der nur 3«/« Ver¬
zinsung herauskam, so wären wir vielleicht mit unseren Mitteln eingetreten. (Sehr richtig!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es
meldet sich niemand mehr zum Wort. — Doch.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrawmkel.



50. RheinischerProuinziallandtag. 3, Sitzung am 9. März 1910. 57

AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Ich bin bekanntermaßen Vertreter eines armen
Kreises, und als solcher glaube ich dem Gedanken, den Herr OberbürgermeisterMarx hier ans-
gesprochen hat, nachdrücklichbeitreten zu sollen, daß die Rheinpruvinz es sich zur Aufgabe macheu
möge, iu Fällen, die der Unterstützuugwürdig erscheinen, Kleinbahnunternehmenmit allen Mitteln
zu fördern. Ich glaube, das ist auch die Absichtdes Herrn Landrat von Görschengewesen. Ich
möchte dringend wünschen,daß es da doch nicht bloß dabei bleibe, Darlehen mit '/-"/n Zinsver¬
gütung zu bewilligen, sondern daß sich die Provinz ebenfalls mit Aktien beteilige.

Das eine Ergebnis der Enquete, die der Herr Landeshauptmann freundlicher Welse zu-
gesagt hat, darf man schon vorwegnehmen:kaum eine Provinz im preußischen Staat tut für die
Förderung des Kleinbahnwescnsvergleichsweise so wenig, wie die Rheinproviuz. Wenn aus dem
Bedürfnis der wirtschaftlichen Verhältnisse, aus Notlagen heraus die Anträge an den Herrn Landes¬
hauptmann kommen, zn helfen, so möge es tunlichstmit Beteiligung geschehen,mcht allem mit dem
'/»»/«igen Zinsnachlaß. Die Rentabilitätsberechnungwird sehr verschieden sein. I" den seltensten
Fällen wird man 4 oder gar 5«/« Rente in Aussicht haben, sondern es wird sich vielfach nur mit
1°/°. mit 2«/« höchstens rechnen lassen, ohne daß mau deshalb sagen taun, die Unternehmungsei
nicht bauwürdig. Es kann vielmehr sehr oft das dringendste Bedürfnis dafür, geradezu eu>e Lebens
frage vorliegen,den Schienenwegals Verkehrsmittelherzustellenund mit der allgemeinen wirtschaft,
«chen Hebuug des Laudesteiles am Ende auch der Provinz selbst und dem Staate gute Dienste zu
leisten. ^ ^ ,

Nun beobachtet der Staat - das hat Herr von Görschen dnrchaus"chtig hervorgehoben -
'° den Grundsatz nicht weiterzugehen,als die Provinz, im Gegenteil seme Maßnahmen von dem
"bhängig zn machen, was die Provinz tnt, und wenn dann die Rheinprovmz sich au /°°/° Zms-
"°chlaß beschränkt, das Darlehen dafür herzugebeu, so ist der Staat ebensowenig bereit, em weiteres
3« tun. sondern dem höchstens Zu folgen, und diese Hilfe geuttgt leider Gottes m
Mcht. solche Unternehmungen ins Lebeu zn rufen. Dazn ist der Ausfall be. erheblichen Strecken
3« groß, die Finanzierung infolgedessen nicht möglich. ^ - ^ . ^»^.'i^.'

Aus allen diesen Erwägnngen uud im Sinne der Ausführm.gen des Herrn O rbu -
Meisters Marx, daß die Provinz doch keine spelnlativenGeschäfte dam.t n'achen,olle ken e Ueb

'Asse zu erzielen uchen müsse, sondern den Bedürftigen zu elfen habe bit ^ « °ng"
lautlichst, er H rr Landeshanptmann und der Proviuzialausschuß "«^en d'^
derartiger Aulagen erleichterudurch Beteiligung an den Unternehmenund gleichzeitigeGewährung

"" ^5tr2^"^ ^af und Marquis von uud zu Hoensbroech: Es
'neidet sich niemand mehr zum Wort.

Wüufcht der Herr Referent »och das Wort? . . ^, w. , - ^.,>. .«,,H.
Berichterstatte?AbgeordneterKlotz: Es sind von te.nem der Herren Re n '^

Bedenken gegen den Znsatzautrag selbst erhoben woröeu. der dahm geht, daß W Pw«^
die erbetene Enquete veranstalten möge. Ich darf also annehmen, daß auch das hohe Haus
zustimmt und befürworte nochmals den Antrag der Kommission. e^»n«broeck,- Da

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis «°« und zu H°ensb oech^
k°in Widerspruchgegen den Antrag der Fachkommission erhoben worden ist, s° darf ich d.e Mnahme
des Antrages konstatieren.

Wir kommenzu Nr. 19 der Tagesordnung- ^^^^tsplan der Provinzial-
Antrag der III. Fachkommission zu dem Hausycni«s,iu. ^
straßen-Verwaltung nebst 8
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Anlage ^., Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eifenbahnfouds,
Anlage <_!, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter«

stützung des Gemeinde- und Kreiswcgcbaues,
Anlage v, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim

Betriebe der dem Pruvinzialuerbande gehörigen Steinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete von Görschen. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen,
Berichterstatter Abgeordnetervon Görschen: Meine Herren! Ich kann mich bei diesem

Puntt ganz kurz fasse».
Die von dem Herrn Landeshauptmann in seiner Eröffnungsrede angekündigteSparsamkeit

ist auch in diesen Voranschlägendurchaus innegehalten wurden. Wenn gleichwohl der Haushaltsplan
mit einer Mehrausgabe von ^06 500 Mark abschließt, so liegt das wesentlichan der Steigerung
der Besoldungssätzc,welche Sie hier in diese»! Hause beschlossenhaben.

Zu den einzelnenEinnahmen möchte ich kurz »och folgendes erwähnen, was uns aufgefalle»
ist. Es hat sich in den letzte» Jahre» erfreulicherWeise der Erlös ans de» ObfMiimc» an der
Straße gesteigert. Wir habe» daraus mit Freuden entnommen, daß die Provinzialverwaltnng es
sich auch hier angelegensein läßt, den Anbau des rheinische» Edelobstes zu fördern.

Eine andere Einnähn«, die sich gesteigert hat, ist die Einnahme aus Abgabe» für die
Benutzung der Straßen zu Gas-, Wasserlcituugeuuud Starkstromleitungen. Auch dieses ist eine
interessante Tatsache, da sich hier auch wiederum eiue Steigernug in der wirtschaftlichen Tätigkeit
der Rheiüprovinz äußert. Die Steigerungen bei diese» beiden Punkten werden in de» künftige»
Jahre» einen Einnahmeausfall wettmache», der etwa bei den: Erlös aus alten Ehansseebiiumen
entstehenkann. Hier sind wir eigentlichge»eigt gewesen, in der Fachkommission zu sagen: Es freut
uns, wenn diese Einnahme» abnehmen,denn wir halten es für erwünscht, daß die besonders schönen
und alten Bäume cm de» Chausseenmöglichst erhalten bleiben, und daß in dieser Beziehung, wie
das auch vuu der Proviuzialverwaltuug tatsächlichgeschieht,der finanzielle Gesichtspunktin den
Hintergrund gestellt wird. (Abgeordnetervi-. Neven DuMont: Sehr richtig!)

Meine Herren! Dann ist uns bei deu Ausgaben noch die ziemlich erheblicheAnsgabc
für die Wege- und Wiesenbauschule in Siegen nufgefalleu. Da leistet die Rheiuproviuz dasselbe,
was die Provinz Westfalen leistet. Aber wer, wie ich, aus der Nähe fehen kann, eine wie aus¬
gezeichnete Schule die Wiefeu- uud Wegcbaufchulcin Siegen ist, lind wer zugleich berücksichtigt, daß
über die Hälfte derjenigen, welche diese Schule besuchen, Rheinländer sind, der wird auch sagen:
Diese Ausgabe für eine westfälische Anstalt ist vollauf berechtigt.

Wie bereits der Vorbericht hervorhebt, hat sich bei de» Anlagen ^, «, <^, I) nichts
wesentliches geändert. Eine Aenderung die vorgekommen ist, ist im Vorbericht genügenderläutert,
weshalb ich darauf verzichte« kaun, dies hier vorzutragen.

Die Fachkommission III hat beschlossen, Ihne» die »»veränderte Annahme dieser Voran¬
schläge zu empfehlen.

VorsitzenderSpiritus: Sie habe» den Vorschlaggehört. — Das Wort wird nicht ge¬
wünscht. Ich stelle fest, daß Sie den Vorschlag angenommenhaben. —

Verzeihung, der Herr Abgeordnetev. Rnntel wünscht das Wort. Ich darf also die Ver»
Handlungmit Ihrer Zustimmung wieder eröffnen und gebe dem Herrn Abgeordnetenv. Runkel das
Wort.
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Ich bitte um Entschuldigung.
Abgeordneter u. Ruukel: Ich beabsichtige uicht, meiuc Herren, hier irgendwo gegen den

Autrag der Kommissionzu reden. Den Grund aber, weshalb ich hier in plenu das Wort ergreife,
werden Sie sogleich aus meinen nachfolgenden Allsführungen entnehmen.

Meine Herren! Es handelt sich nm alle paar Jahre sich wiederholende Schäden durch
Hochwasser an der Provinzialstraße Bendorf—Untel, und zwar speziell an einer Stelle gleich unter¬
halb Neuwied zwischen dein Dorfe Irlich und dem Bahnhof Fahr.

Da fließt hier der Rhein, (demonstrierend) da kommt der Eiscnbahntörpcr, dann dicht
daran die Chaussee, die also deu durchgehenden Rheinverkehrvermittelt.

Im Jahre 1903 war die Eisenbahnverwaltunggenötigt, Terrain zu erwerben,weil durch
die zunehmende Bevölkerungder bisherige Bahnhof zn klein war. In diesem Jahre fand e,n Amts-
termin an Ort und Stelle statt. Da waren vertreten: zunächstder Herr Landeshauptmann durch
einen seiner Landesbauräte, dauu der Herr Regiernngs-Präsident zu Coblenz durch emen Baurat und
einen Regierungsrat, die Eisenbahndirektionin Cöln desgleichen durch zwei solche Beamte, dann der
Bürgermeister looi, dann der Gemeindevorsteherder Gemeinde Irlich. in deren GemartlMg diese
Schäden vorkommen, und dauu meine Wenigkeit als der damalige Landrat des Kreises Neuwied.
In diesem Termin wnrde allerseits ohne irgend welchen Widerspruch, auch von dem Herrn Kommissar
des Herrn Landeshauptmanns, festgestellt,daß es dringend wünschenswert se». die Chaussee zu er¬
höhen resp, zu verlegen,damit diese Hochwasserschädenund diese fortwährendenStörungen des Ver¬
kehrs beseitigt werden. . «, . ^.c,

Ich bin inzwifchenvon meinem Amt zurückgetreten. Ich habe meinen Amtsnachfolger
vur 14 Tagen gefragt: Wie liegt die Sache? Ja, der mußte mit den Achseln zucken.^

Meine Herren! Nuu bestehen die Schäden darin, daß bei jedem kleine» yochwasser
^ ich spreche nicht von den großen Hochwasscrn,wie z. B. im vorigen Jahre — der ganze Ver¬
kehr auf der Straße gehemmt wird, oft auf 8 Tage, oft auf länger als 14 Tage.

Wenn wir nnn untersuche»:Wer ist rechtlich verpflichtet, für die Beseitigungdieser Schaden
^ sorgen, ja, dann werden wir doch nicht darauf kommen können, daß das nächstgelegeneDorf aus
irgend einem Grunde da i„ Mitleidenschaftgezogen werden kann, sondernw,r müssen sagen: ledlgNch
und allein die Provinz ist rechtlich verpflichtet znr Beseitigungdieser Schäden, emmal we.l d.e Provmz
die Eigentümerin ist. dann zweitens weil die Dotationsgesetzeder
erlegt habe,, für die Beseitigung aller solcher Schäden und für du Neubauten,
'°rgen. nnd drittens erkennt die Provinz es ja auch selbst an. In m.zahligeu »»sind solche
Hochwasserschäden von ihr repariert worden, und hier iu unserm Haushaltspläne, der hie ugeu^
blicklich iu seineu Titeln uns vorliegt, sind ja viele, viele Tansende. mehrere Millionen dazu aus-

die Chanssee ist damals so geba. wordem

I«. meine Herren, sie ist gebaut wordeu vor nngefähr 80 Jahren, zu emer Zeit wo du Leute
wn Hochwasserschäden .veiter uichts wußte», als vo» dem letzte« Hochwasser im Jahre 1?84. Jetzt
"el später, läuft» sich die Hochwasserschäden.- Die Gründe ml ich hier «'cht «uer «en u '
d°M, meine Herreu, kommt hinzu: damals vor 80 Iahreu "°hn eu nmerhalbde ^ ^h n,
die in Mitleidenschat gezogen wird, nnr gerade so viel
Tausendeda sind Und wenn man nuu weiter «och sage»
w° die Provinzialstraße» so beschädigt werden, dann glanbe
s° geschieht wie hier, wo auf der einen Seite der Rheinstrom 'st und auf der andern Seite die
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Berge in die Höhe gehe». Das »mg zu ertragen sein am Niederrhein, wo mau gleich wieder eineu
weiteren Weg nebenherhat. Aber hier ist eben die Sache ganz anders. Wenn hier dieser Verkehr
derart gesperrt ist, dann können die Leute von Andernach, 'die »ach Nenwied wullen, nicht dorthin,
ohne einen kolossalen Umweg von 1>>2 Stunden und läuger zu macheu; die Leute von Neuwied
können nicht nach dem Bahnhuf Fahr, sie müssen einen sehr weiten Umweg machen. Wenn man
fahren will in der schlechte« Jahreszeit — und das kommt oft vor —, dann muß mau diesen
kolossalen Umweg mache» über lauter schlechteWege — ich glaube der Herr Landeshauptmann
erinnert sich der Situation; Sie (zum Laudeshauptmauu) waren zuweileu da —, über Wege die
bei Hellem lichten Tage nicht einmal zu passierensiud.

Und uuu, meine Herren, endlich »och eins. Es sind noch keine 14 Tage her, da taM
einer der Neuwieder Aerzte zu mir uud sagte mir im Auftrage aller seiner Kollege«, ich möchte
doch i» Düsseldorfbei meiner bevorstehende» Auwcfenheithicrsclbst tunlichst dafür forgen, daß endlich
einmal Abhilfe geschaffen würde. Die Aerzte — so drückte er sich aus — tömitcu das ja gar
nicht mehr länger ansehe», daß schwerkranke» Personen, zu dcneu Nachts eiu Arzt aus Neuwied
gerufen wird — andere Aerzte komme» kaum in Frage - daß schwerkranken Wöchnerinnen, z»
denen sie Nachts gerufen werden, nicht geholfenwerden tan».

Deshalb, meine Herren, glaube ich Ihrer Zustimmung sicher zu sciu, wenu ich hiermit du
Bitte an den Provinzialausschnß resp, an den Herr» Laudeshauptmann richte, schleunigst für Abhilfe
dieser Uebelstände Sorge z» trage». Ich habe durch eiueu Sachverständigendie Kosten überschlagen
lassen. Es handelt sich um höchstens 20 000 Mark.

Und dann, meine Herren, noch eins. Wir haben ja gehört uud werdeu noch hören, wic^
viel Hunderttausende wir ausgeben nur, um für die BesseruugnichtsnutzigerKiuder — weuu ich den
Ausdruckgebrauche« darf —, zu sorgen, wieviel Tauseudc wir ausgebe», um für solche nichtsnutzige
Nengcls zu sorgen, bei welche» sehr oft ei» fehr viel drastischeresMittel «»gebracht wäre
(Heiterkeit.) Wenn wir also so weit gehen und für diese Leute soviel Tausende ausgeben, dann
meine ich, dürften wir auch nicht versäumen,für die Gesuuduugordentlicher,braver aber im übrige»
armer Leute zu sorgen, die krank, die schwer krank sind.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Laudeshauptmauu.
Landeshauptmanu Dr. von Renvers: Meine Herren! Es handelt sich hier um die

rechtsrheinischeStraße Bendorf—Hunuef, die der Herr Vorredner als die Straße nach Unkel
bezeichnete. Es ist dieselbe Straße, eine ehemalige Staatsstraße, die vor vielleicht 80 Jahre»
angelegt worden ist, uud die nuu später Pruvinzialstraße gewordcu ist. Bei 5,5 bis 6 Meter
Wasserstaudnach dem Bonner Pegel steht die Straße allerdings unter Waffer, und zwar nicht tt»r
au deu Stellen, die der Herr Vorredner angeführt hat, also im Orte Fahr, sundern auch >weh
zwischen dem Bahnhof Fahr uud Irlich, zweitens bei Linz und drittens auch am Orte Erpel.

Meine Herren! Ich frage mich nun: Wie oft ist das vorgekommen?Wir haben hierüber
eine Statistik aus deu letzten 10 Jahren. Danach ist das « bis 7 mal vorgekommen,uud zwar
hat da das Wafser durchschnittlich drei Tage, im Maximum sieben Tage auf der Straße gestände».
(Hört! Hört!) Das ist das Faktum.

Was nun die augeführte Strecke speziell betrifft, fo hat im Jahre 1903 die Eiseubah»-
Direttion hierher mitgeteilt, daß sie ein Ueberhulnngsgleise anlegen wolle, und hat dabei auch fes^
gestellt, daß das Ueberholungsgleisenur dauu möglich sei, weuu die Chaussee zur Seite verlegt
würde. Es hat eiu Plaufestsetzungsverfahreuftattgefuude», woran auch die Provinz beteiligt war,
und da kamen die Gemeinden, die Interessenten und auch die Provinz und sagten: wenn ihr die
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Straße einfach verlegt, dann ist uns bei Hochwasser doch nicht geholfen; legt die Straße auf's hohe
Ufer. Die Eisenbahndirektionerklärte, dazu sei sie bereit, wenn es ihr nicht zu viel Kosten ver¬
ursache. Die Provinz erklärte, wir leisten einen Beitrag zur Verlegung dieser Straße aufs hohe
Ufer. Wir dachten: nun ist die Sache in Ordnung, das wird jetzt gemacht. Nun erklärten aber
die Grundbesitzerin der GemeindeIrlich, wir geben unser Land nicht her, um keinen Preis; oder
sie forderten Preise, die überhaupt gar nicht zu erschwingen waren, so daß wir zur Expropriation
kommen mußten. Da erklärte aber die Eisenbahnverwaltung:Im Jahre 1904 muß mem Ueber-
holungsgleisefertig sein; infolgedessenkann ich nicht warten. Sie hat sofort mit den Arbeiten
begonnen und hat einfach die Straße zur Seite verschoben, Also dem Umstände,daß tue Gemeinde
Irlich hartköpfig war, Forderungen für ihren Grund und Boden stellte, die nicht bewilligt werden
konnten, verdanken Sie es jetzt, daß die Straße nicht auf den, hohen Ufer feitwarts liegt. D,e
Provinz hatte, wie gesagt, damals ihren Beitrag unbedingt zugesichert.

Nun sagt der Herr Geheimrat von Runkel, die Sache sei nicht so teuer, m.t 20 000 Matt
sei sie gemacht. Das bezweifle ich sehr. Es muß sehr sorgfältig eruiert werden, w.e hoch die Kosten
sind. Ich darf bemerken, nach meinem Wissen ist die Strecke zum Teil bebaut, es stehen Häuser
d°- (Widerspruch des Abgeordneten von Runkel.) Nach meiner Erinnerung ist das an e.ner
Stelle der Fall. (Abgeordneter von Runkel: Nein!) Ich kann mich ja irren. Ich bin za Nicht
so lokalkundig:es schwebt mir nur so vor. .. ^, ^ ^ . z>^

Dann darf ich noch bemerken: Wir müssen nach meinem Gesuch die ^ache m.t der
Strombauverwaltung machen; wir können nicht ohne weiteres die Straße verlegen oder aufs hohe
Ufer legen ohne die Strombauverwaltunq. Ich kann auch nicht einsehen, weshalb die Strombau¬
verwaltung Schwierigkeiten machen sollte. Ich will gerne zugeben, daß das za am Ende ,ncyl
vorauszusetze« ist. , ^ .. -^

Wie gesagt, wir sind damals bereit gewesen. An uus liegt die Schuld nicht.
Eins darf ich noch hinzufüge,,: Nach der Generalstabskarteist „och e,n anderer Weg da

wenn die Provinzialstraße durch das Wasser gesperrt ist. Mau kann daun auf Notwegen sogar
ganz gut den Verkehr aufrecht erhalten. ^ ^ ,,

VorsitzenderSpiritus: Das Wort bat der Herr Abgeordnetevon Run e

Abgeordnetervon Ruukel: Meiue Herren! Ich möchte zunächst em.ge faktischeIrrtümer
des Herrn Landeshauptmanns aufklare,,. . . ...

Wenn der Herr Landeshauptmann fugt, daß auch m L.nz und auch m Erpel be g 'che
Pegelhöhe diefelben Schäden vorkämen, so ist das ja nicht ««rM^
"'ch vor. Aber die Sache liegt da infofern ganz anders - sowohl L nz als Erpel gchoreu ^m
Kreise Neuwied, die lokale« Verhältnisse sind mir also vollstäud.g bekannt - als ,ch ", ^
danebennicht bloß gehen, sondern auch fahre,, kann, uud das gle,che ist ,n Erpel ^ 3«°' ^
W°HI in Liuz als auch in Erpel braucht man nicht in "e Berge hme,.^
Herr Landes auptmann „.eint, die in Rede stehende trecke würde ttmer werd n mem H^n
s° hat der Kreisbaumeister auf meine Veranlassung hin nach ^"^l7"^'l, er gleich
"nen Kostenanschlagauf estellt, der „ur 17 000 Mark ergibt. Ich habe d« ^
"s runde Summe 20 000 Mark genannt - und wenn es auch mehr werden sollte, wenn °)

25 000 Mark werden sollten! . , ^ ,« «H um bewohnbare Häuser
Wenn dann der Herr Landeshauptmann meinte, d°ß es stch «" ^

handeln solle, so ist das ein Irrt,,»'. Es sind da keine bewohnbare H^V^/
Dann möchte ich bezweifeln,ob die Stwmbanve^ m,g

gezogen würde. Ich weiß es nicht, aber ,ch möchte es bezweifeln,oenn zw,,^ ^
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und dieser Chausseestrecke von einigen hundert Metern, 250 bis 300 Meter, liegt der hohe Eisen«
dahnkorper. Nach meinem Laicnverstande dürste also damit die Stromverwaltung nichts zu
tun haben.

Ich möchte also nochmals dringend bitten, die Sache prüfen zu lassen, Herr Landes¬
hauptmann, und dem Uebelstandeabzuhelfen.

Dann noch eins. Es sind keine Notwege da. Fußgänger haben Notwege, die aber auch
ein bischen unbequem sind. Aber denken Sie einmal an den Wagenverkchr, denken Sie an die
Krankheitsfälle. Ich kann doch nicht mehr tun, als Ihnen das zu referieren, was die Aerzte mir
vorgetragen haben.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFürst zu Wied.
AbgeordneterFürst zu Wied: Darf ich noch ein Wort dazu sagen, um die Bitte des

Herrn Abgeordnetenvon Runkel dem Herrn Landeshauptmann warm ans Herz zu legen. Es ist
in diesem Frühjahr in 5 Wochen dreimal vorgekommen, daß die Straße gesperrt war, und gerade
auch der für Irlich so wichtigeWagenverkehrnach dem für diesen Ort in Betracht kommenden
Bahnhof Fahr. Auf dem Nebenwegedort getraue ich mich nicht zu fahren, nicht einmal mit dem
leichtesten Wagen, da kann, glaube ich, nicht einmal jemand ein Rad durchschieben.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich bin selbstverständlichgern bereit, die Sache

zu prüfen. Aber es ist ein fahrbarer Weg da. Ich habe eben an den Herrn Landesbauinspeltor
telegraphiert. Er antwortete mir: Fahrbarer Notweg vorhanden. (Große Heiterkeit!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFürst zu Wied.
Abgeordneter Fürst zu Wied: Ein Notweg ist insofern vorhanden, als man natürlich

hinkommenkann. Da muß man aber erst von Irlich nach Nodenbach ein ganzes Stück herunM-
fahren und dann einen großen Umweg über die Feldkirche machen. Man kann also zur Bahn
kommen, aber immer auf Umwegen, die längere Zeit in Anspruchnehmen.

(Landeshauptmann Dr. von Renvers: Die Sache wird geprüft werden!)
(Abgeordnetervon Runkel: Aber ich bitte ein bischen forsch! — Heiterkeit!)
Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die

Verhandlung. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht. (Wirb
verneint.) Wir kommen dann zur Abstimmung, und ich darf ohne weiteres annehmen, da besondere
Anträge nicht gestellt worden sind, daß Sie dem Haushaltsplan Ihre Zustimmung gegebenhaben,

Wir treten in die Beratung von Nr. 20:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Fortgang des Neubaues des Landeshauses und
die Regelung der Geschäfte während des beschlossenen Umbaues des
Ständehauses.

Meine Herren! Zu dieser Vorlage ist ein Antrag des Herrn Abgeordneten Limbomg
eingegangenmit folgendem Inhalt:

„Zu dem Antrag der I. Fachkommission, Drucksache Nr. 36, Abänderungsantmg:
Der Provinziallandtag wolle von dem BerichteKenntnis nehmen und den Provinzml-
ausschuß ersuchen,den nächsten Haushaltsplan für ein Jahr wie bisher aufzustellen.

Berichterstatter für diese Vorlage ist der Herr Abgeordnete Dr. Neven Du Mont.
Berichterstatter Abgeordneter Dr, Neven Du Mont: Meine Herren! Das Verwaltung«'

gebüude am Bergerufer, das jetzt hoch emporstrebt, wird bis zum Jahre 1911 soweit fertig gestellt
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sein, daß es bezogenwerden kann, und es werden dann also die Bureaus der Lcmdesverwaltung,
die in diesem Hause uutergebrachtsind, nach dort verlegt werden können, und der Umbau dieses
Hauses und damit der Umbau dieses Sitzungssaales wird beginnen können. Er wird sich aber in
einem Jahre nicht fertig stellen lassen, und es wird also im Jahre 1912 jedenfalls dieser Saal
für die Tagung des Provinziallandtages nicht benutzt werden können.

Der Provinzialausschuß ist daher zu dem Vorschlage gekommen, ausnahmsweise die
Haushaltspläne für die Jahre 1911 und 1912 zusammenaufzustellen, damit es möglich wäre,
die Sitzung des Provinziallandtages im Jahre 1912 ausfallen zu lassen. Wir hätten also dann
noch ein einziges Mal, zur Aushilfe, zu dem alten Verfahren zurückkehren sollen, indem man
zweijährigeHaushaltspläne aufstellte.

In der ersten Fachkommission ist nun dieser Antrag beraten worden; man war aber dort
einstimmigder Ansicht, daß es wohl nicht zweckmäßig sein würde, daß abermals ein zweijähriger
Haushaltsplau auch nur für ein einziges Mal aufgestelltwerde. Die zweijährigenHaushaltspläne
haben insofern großen Nachteil, als ein Durchschniltshaushaltsplanaufgestellt und dann aus alle»
Titeln im ersten Rechnungsjahr ziemlich stark gewirtschaftet wird, so daß in dem zweiten Rechnungs-
iahr dann alle möglichen Verlegenheitenentstehen. (Sehr richtig!)

Der Provinzialausschuß ist aber der Ansicht, daß man doch in dieser Weise durchkommen
könne und daß es dann möglich wäre, eventuell den Landtag im Jahre 1912 zu einer kurzen
Tagung zu berufen und ihm einen Nachtragsetat vorzulegen. Die I. Fachkommission hat aber
beschlossen, diesen Weg nicht zu beschreitenund Ihnen vorzuschlagen,durch einen Beschluß den
Provinzialausschuß zu ersuchen, auf alle Fälle den Haushaltsplan nur für das Jahr 1911 aufzu¬
stellen. Man wollte dann dem Landtage 1911 die Freiheit lassen, eventuell zu beschließen, daß
dieser Haushaltsplan von 1911 auch für 1912 gelten soll.

Mittlerweile ist nun die Sache in eine etwas andere Phase getreten, als der Herr Ober¬
bürgermeisterMarx im Auftrage der Stadt Düsseldorf das Offert, das er dem Landtage schon in
seiner Besprechung des Hausaltsplans von dieser Stelle gemacht hatte, die Donhalle für eine
Tagung des Provinziallandtages im Jahre 1912 zur Verfügungzu stellen, in der I. Fachkommission
Wiederholt hat, und diesem Vorschlag noch hinzugefügt hat, daß er die Tonhalle dem Landtage
gebührenfreizur Verfügung stellt. (Beifall. Zuruf: Mit Verpflegung! Heiterkeit.)

Immerhin glaubte aber die I. Fachkommission, doch bei ihrem Beschlussebleibe» zu sollen,
"dem sie dem Landtage die Freiheit ließ, im Jahre 1911 zu beschließen, den Haushaltsplan auch
für 1912 gültig sein zu lassen, da man glaubte, daß bei aller Freundlichkeitder Stadt Düsseldorf
die Tonhalle sich wohl für eine kürzere Tagung eignen würde, daß man aber eine längere Tagung
b°rt schwerlich durchführen könne. Man dachte daher, so für etwaige unvorhergesehene Ereignisse,
besondere Vorlagen der Staatsregierung oder irgend welche anderen Aufgaben, die an uns heran»
treten könnten, auf alle Fälle gerüstet zu sein.

Die I. Fachkommission empfiehlt Ihnen daher, zu beschließen:
..Der Provinziallandtag wolle von dem Berichte des ProvinzialausschussesKenntnis
nehmen und den Provinzialausschuß ersuchen, den nächstjährigen Haushaltsplan für ein
Jahr aufzustellen und dem im Frühjahr 1911
zu überlassen, die Geltung dieses Haushaltsplans auf ein ""^3^

Wir waren der Ansicht, '»eine Herren, daß, wenn Sie diesen Beschluß ^n, S« sich
"'d den Landtag von 1911 in keiner Weise gebunden haben. ,daß S,e aber für alle Fälle vor¬
igen und im übrigen die Hände frei haben.
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VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Limbourg.
Abgeordneter Dr. Limbourg: Ich glcmbe mich mit den Ausführungen meines Herrn

Vorredners im wesentlichen im Einverständnis zu befinden, Ich möchte nur eine andere Fassung
des Vorschlages der I, Fachkommission in Antrag bringen. Die meisten von Ihnen werden sich
noch erinnern, nach welch reiflicher Prüfung man vor einigen Jahren von den zweijährigenEtats-
Perioden zu den einjährigen übergegangenist. Es war dies geschehen, von finanziellenErwägungen
abgesehen, in dem Wunsche, alljährlich eine Tagung des Provinziallandtages zu haben. Die
Wortfassung der Entschließungder I. Fachkommission eröffnet aber die Möglichkeit,daß im nächsten
Jahre ein Haushaltsplan vorgelegt werden soll, der auf ein zweites Jahr ausgedehnt werden kann.
Dies hat nun zur Folge, daß auch die Einberufung eines neuen Landtages im Jahre 1912 in
Frage steht.

Ich glaube, daß es den Wünschenvieler, vielleicht der meisten der Herren Mitglieder des
Provinziallandtages entspricht,daß wir grundsätzlich und unbedingt daran festhalten, daß in jedem
Jahre der Provinziallandtag sich versammelt (Beifall), und daß wir uns nach einer entgegen¬
gesetzten Richtung heute in keiner Weise einlassenwollen.

Die Saalfrage ist ja erledigt. Herr OberbürgermeisterMarr, hat uns eingeladen, in der
Tunhalle zu tagen. Man hat ja früher unter sehr viel schwierigerenVerhältnissen Sitzungen
abhalten müssen. Die Tonhalle ist uns allen bekannt und hat sehr geeignete Räume.

Es steht also nach meiner Ansicht dem gar kein Bedenken entgegen, daß wir heute
beschließen,grundsätzlichan der einjährigen Etatsperiode und der alljährlichen Einberufung des
Provinziallandtags festzuhalten.

Dementsprechend habe ich den Antrag gestellt, den Beschluß der ersten Fachkommission
etwas abzukürzenund eine ganz kleine Aenderung daran vorzunehmen.

Mein Antrag hat folgendenWortlaut:
Der Provinziallandtag wolle von dem Berichte Kenntnis nehmen uud den Provinzial-
ausschußersuchen, den nächsten Haushaltsplan für ein Jahr, wie bisher, aufzustellen.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Neven DuMont: Meine Herren! Ich möchte

darauf aufmerksammachen, daß es doch ein Unterschiedist, ob wir einen zweijährigen Haushalts¬
plan aufstellen oder ob wir den Wunsch haben, daß der Haushaltsplan für 1911 als einjähriger
Haushaltsplan aufgestellt wird und uns nur vorbehalten, diesen Haushaltsplan eventuell für das
Jahr 1912 gelten zu lassen. Das ist ein großer Unterschied, uud wenn wir denjenigen Weg gehe»'
den die Mehrheit der I. Fachkommission vorgeschlagen hat, so kommen wir durchaus nicht in Gefahr
daß doch wieder zweijährige Etatsperioden einreißen.

Ich glaube daher erklären zu können, daß die Mehrheit der I. Fachkommissionauf der¬
jenigen Fassung besteht, die ich Ihnen vorher vorgelesen habe.

Ich glaube, wenn Sie diesem Vorschlagebeitreten, so vergeben Sie sich garnichts. S«
halten sich die Hände frei und können im nächstenJahre Ihre Entfchließungenfo treffen, wie es
der Geschäftslagedauu entsprechen wird, die sich heute uicht übersehen läßt.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließedie Ver¬
handlung.

Wir kommen zur Abstimmung.
Meine Herren! Der Beschluß der I. Fachkommission geht dahin, daß der Haushaltsplan

für das nächste Jahr für ein Jahr aufgestellt werde, daß es jedoch dem Landtage in dem I«y"
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1911 Überlassen bleiben soll, die Geltung dieses Haushaltsplansauf ein weiteres Jahr auszudehnen.
Der Herr AbgeordneteLimbonrg will dagegen, daß nur für ein Jahr der Haushaltsplan aufgestellt
werde und die Möglichkeit, den Haushaltsplan auf ein weiteres Jahr zu verlängern, nicht zum
Beschluß erhoben wird.

Der Antrag Limbourg ist ein Abänderungsantrag des Hauptantrags der I. Fachkommission
und dürfte nach unserer Geschäftsordnungzunächst zur Abstimmung zu bringen sein. Fällt der
Antrag Limbourg, dann würde ja ohne weiteres der Antrag der Fachkommission als angenommen
3« betrachtensein.

Wenn Sie mit dieser Art der Abstimmung einverstandensind, — ein Widerspruch erfolgt
nicht -- dann bitte ich diejenigenHerren, die für den Antrag des Herrn AbgeordnetenLimbourg
stimmen wollen, sich von Ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht!) — Ich halte es für die Mehrheit.
(Zuruf: Gegenprobe!) Es wird die Gegenprobe gewünscht. Dann bitte ich diejenigen Herren,
die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht!)Meine Herren, mit absoluter Genauig¬
keit läßt es sich nicht feststellen.Wir sind der Meinung, daß dies die Minderheit ist.

Ich bitte jetzt nochmals diejenigen Herren, die für den Antrag Limbourg find, aufzustehen.
(Geschieht) Die letzte Zahl haben wir genau gezählt. Meine Herren, das ist jetzt aber zweifellos
die Mehrheit. (Heiterkeit.)Also der Antrag Limbourg ist angenommen.(Erneute Heiterkeit.)

Wir kommennuu zu Nr, 21:
Antrag der l. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend das Reglement für die Verteilung der gemäß ß 5
Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und
Gemeinden zu verteilenden Staatsrenten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Laer, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervon Laer: Meine Herren! Die Angelegenheit,deren Ver¬

tretung mir die I. Fachtommissionanvertrauthat, betrifft die Ausführung des Dotationsgesetzesvon
1902. W hnndH sich dabei, wie ich vielleicht in Ihre Erinnerung zurückrufen darf, um eine
weitere Dotation der Provinzialverbände.Der Betrag, der davon auf die Rheinproviuz entfällt,
belauft sich auf 64? 825 Mark. Davon hat die Provinz zu eigener Verwendunggemäß dem Ge¬
setz ein Drittel übernommen, das sind 215 949 Mark. Es verbleiben zur Verteilung uud Unter¬
stützung für leistuugsschwllcheKreife uud Gemeindendie restlichen zwei Drittel mit 431883 Mark.
Mr die Verteilung dieser Unterstützungist vor drei Jahren ein Reglementvom Hohem Hanse
beschlossen worden. Dieses Reglement hat eine zeitliche Beschränkungin sich, so daß es nnt dem
gegenwärtigen Jahre seine Geltung verliert. ^ , „

Es handelt sich darum zu prüfen, ob das Reglement sich bewährt hat und ob es ver¬
längert werden kann oder abzuändern ist. Irgendwelche Wünsche wegen Abänderungdieses Reg ements
s"'d nun nicht hervorgetreten.Es hat sich vielmehr in der Praxis bewährt und wird deshalb auch
zur weiteren Ausführung des Gefetzes empfohlen.

Die wichtigsteBestimmnng dieses Reglements geht dahin, daß von den zur Verfügung
stehenden Beträgen 30°/« für das Armenwesenzu verwendensind, das sind 129565 Marl, uno
^ °/„ für das Wegewesen mit einer Summe von 302 318 Mark.

Das Reglement enthält dann noch einige weitere Bestimmuugeu über tue HU oer ^
Wendung und über die Grundsähe für die Verteilung. .^. . _ ^

In U^ Provinzialausschusseschlägt die I. Fachkomnnssion dem Hohen
Hause vor:
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„Das Reglement für die Verteilung der gemäß § 5 Abs. 8 des Gesetzes vom 2. Zum
1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinde,! zu verteilenden Staatsrenten bleibt
in der vom 46. Rheinischen Provinziallandtag beschlossenenFassung weiterhin für die
Rechnungsjahre von 1911—1916 einschließlich in Geltung."

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich darf daher Ihr Einver¬
ständnis feststellen.

Wir kommen zn Nr. 22:
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplau für die Verwaltung
der laudwirtschllftlicheu Angelegeuheiteu uebst

Anlage ^) Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbaufchule
zu Trier,

Anlage L) Voranschlag für die Provinzial-Wciu- und Obstbauschule
zu Kreuzuach,

Anlage 6) Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Ahrweiler.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterI)r. Arthur vou Ncll, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervi-. Arthnr von Nell: Meine Herren! Den Haushalts¬

plau für die Verwaltung der laudwirtschaftlicheuAngelegenheitenfinden Sie in Drucksache Nr, 1,
Seite 005 und folgende. Der Haushaltsplan schließt ab in Einnahmen und Ausgaben mit einer
Summe von 1358 250 Mark gegen 1340 040,75 Mark im Vorjahre, also mit einem Mehr von
17 609,25 Mark. Dieses Mehr ist dnrch größere uud kleinere Ausgabe,, bedingt, von denen be¬
sonders hervorgehobenwerden muß die Ausgabe von 5000 Mark für die neuen durch den vorigen
Landtag begründetenWinterschnlenzu Erkelenz nnd Brünen. Damit in, Zusammenhang steht ein
weiterer Posten von 2982 Mark mehr, welcher für die Pcnfionsvcrficherung, die Witwen- und
Waiseuversorgung der Lehrer der beiden neuen Schulen sowie zu anderweitiger Regulierung der
Gehaltsverhältnisse der Lehrer der Winterschnlenverwendetwerden muß.

Eiu weiterer Zuschuß wird gefordert in Höhe vou 2177 Mark zum Peusionshanshaltspla»
für die Winterschnlenin Bitbnrg und Eleve,

Bei den, Titel zur UnterstützunglandwirtschaftlicherUnternehmungenin den wirtschaftlich
zurückgebliebenenTeilen der Provinz, den, Westfunds, find in Einnahmen und Ausgaben Zinsbeträge
in Höhe von 1035 Mark weniger eingestellt.

Der Westfonds felbst, auf den ich nachher noch einmal zurückkommen will, ist in der volle»
Höhe des vorigen Jahres in den Haushaltsplan eingestellt.

Ich komme nun zu den Anlagen diefes Haushaltsplanes, den Anlagen ^, li nnd <^ für
die Provinzial-Wein- und Obstbauschnlenin Trier. Kreuzuach nnd Ahrweiler, für die rund eM
Betrag vou 8000 Mark mehr gefordert wird. Auch diese Positionen fetzen sich in, wesentlichen
zusammen aus Erhöhungen für die etatsmäßige Besoldung uud aus eiuer Reihe kleinerer oder
größerer persönlicheroder sachlicher Aufwendungen. Besonders möchte ich „och hervorheben,daß u'
dem Haushaltsplan für die Weiubauschuleiu Ahrweiler eine einmalige Ausgabe vou 650 M»"
erfordert wird für die Einrichtuug einer Rebschule zur Heranziehung weißer Traubensorten, die
dringend gewünscht wird.

Ebenso wird „och für die Beschaffungvon Apparaten für die Obstverwertungsstatiouu,
Ahrweiler ein entsprechcuder Betrag gefordert.

Die Fachkommission hat sich nun eingehendmit dem Haushaltsplan beschäftigt, die Sache
geprüft und eine Ausstellung an dem Haushaltsplan nicht gemacht.
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Bei den Kommifsionsuerhandlungenwurde dann noch besonders der segensreichen Tätigkeit
der Generallommifsionund der Spezialkommissionengedacht und mit Freude begrüßt, daß das
Zusllmmenlegungsverfahren,dessen großer Wert immer mehr von der landwirtschaftlichen Bevölke¬
rung erkannt wird, eiueu so schnellen Fortlauf nimmt, so daß zwischen den eisten Provokationen
und den Ausweisungender Grundstückean die Beteiligten regelmäßig nicht mehr als ein Zeitraum
von etwa 5 bis 6 Jahren erfordert wird.

Da aber nun während des Verlaufes des Zusammenlegungsvcrfahrensdie Parzellen nicht
Von ihren bisherigen Besitzern in der Weise knltiviert werden, wie es zu wünschen ist, und dadurch
wirtschaftliche Nachteile hervortreten, so glaubte man in der Kommission, daß darauf Bedacht
genommen werden müsse, daß eine noch schnellereErledigung des Verfahrensherbeigeführt werde, was
"ach Ansichtder Kommissionendann eintreten kann, wenn die Zahl der Landmesservermehrt wird.

Die Kommission hat davon absehen zu könneu geglaubt, eiue Resolution nach dieser
Achtung hin vorschlagenzu sollcu, da sie die Hoffnung hegt, daß nach Vorlage ihres Sitzungs¬
protokolls den geäußerten Wünschenmöglichst Rechnung getragen werde.

Ich komme nunmehr nochmals auf den Westfonds zurück. Bei der Umwandlung des
Eifelfonds in den Westfonbs im Jahre 1901 bewilligte die Rheinprovinz zm Hebung ihrer Wirt-
östlich zurückgebliebenen Teile, nämlich der Eifel, des Hunsrücks,des Hochwalds der bergischen
Lande, des hessischenHinterlandes nnd anderer kleinerer Bezirke zunächst einen Betrag von 220 000
Mark. Diese Summe erhöhte sich dem steigendenBedürfnis entsprechend in, Laufe der Jahre bis
auf 420 000 Mark iu den Jahren 1908 und 1909, wovon rund 200000 Mark zur Unterstützung
von Wasserleitungenjährlich verwendetworden sind.

Diese Summen sind nun unter der Bedingung bewilligt, daß vom Staate gleich hohe
Betrage für diese Zwecke in Bereitschaft gestellt werden und so belief sich der Westfonds in den
beiden Vorjahren im ganzen auf je «40 000 Mark, verzinslichbei der Landesbank angelegt. Aus
diesen Geldern weiden nun bestritten außer den vorerwähnten Beträgen für die Wasserleitungen
die Kosten für Ausführungeu von Bodenmeliorationcn, wie Dränagen, die Kosten für Zusammen¬
legungen, die Kultivierung, Ausbau von Wiesen, Hebung der Viehzucht, dann Aufforstungenvon
Oedland und auch die Kosten für Haushaltungsschulen. Die Nachweifuugüber die Verteilung der
Gelder finden Sie in den jährlichen Berichten des Proviuzialausschussesim einzelnenaufgeführt.
Die Verteiluug der einzelnen Beihilfen erfolgt in der Art, daß in einer gemeinschaftlichenSitzung,
d« sogenanntenWestfondskonfcrenz,welche zwischen Vertretern der Staatsregierung, der Provinzial-
verwaltung und der Landwirtschaftskammerstattfindet, die Beratungen über die Unterstützungs¬
anträge vorgenommen und Verwendnngsvorschlägegemacht werden, die dann dem Herrn Lcmd-
wiitschaftsministcrund dem Provinzialausschuß zur Genehmigung nnterbreitet werden.

Zum größten Bedauern aller Beteiligten, ja der ganzen Provinz beabsichtigt nun die
Staatslegierung, den Anteil der Rheinprovinz an diesen Fonds zu Gunsten der Provinzen Hannover
und Schleswig-Holstein um 30 000 Mark zu kürzen, wodurch entsprechendden Abmachungen
zwischen Provinz uud Staat auch der Betrag der Provinz um diese Summe Herabgesetzt werden
wußte. Dies bedeutet aber eiucn Ausfall von 60 000 Mark für die landwirtschaftlichen Unter-
Nehmen, einen Ausfall, der die bereits in Angriff genommenen Maßnahmen wesentlichhemmt und,
da die Bedürfnisse der Arbeiten ratenweise befriedigt werden, die Inangriffnahme neuer Arbelten
weseutlichhindert, zumal jetzt schon die Mittel des Westfonds in der heutigen Höhe schon nicht
wehr die Anforderungen, die an ihn gestellt werden und die als berechtigt anerkannt werden,
befriedigenkann.

9*
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Es hat daher die Landwirtschaftskammerdringend den Herrn Minister gebeten, von der
beabsichtigtenKürzung des Westfonds abzusehen, indem sie ans die schwere Schädigung des Werkes
der Hebung der ärmeren Landesteile der Provinz hinwies.

Sodann haben auch unsere RheinischenAbgeordneten im Preußischen Abgeordnetenhause
den Antrag eingebracht, daß der Staat den Betrag von 30 000 Mark wieder in den Staatshaus¬
halt einstellen möge. Dieser Antrag ist sodann auch vom Abgeordnetenhauseangenommenworden.
Indes steht noch die dritte Lesung des Staatshaushaltsplanes aus.

Die Provinzialverwaltung hat es auch nicht daran fehlen lassen, den Herrn Minister
in besonders eindringlicherWeise zu bitten, von der Streichung dieses Betrages von 30 000 Mark
abzusehen.

Mir ist von der Fachkommission der Auftrag geworden, Ihnen, meine Herren, diese Ein¬
gabe zu verlesen, welcher sich anzuschließen die Kommissionden Hohen Landtag ersucht. Ich darf
wohl das Schriftstück verlesen. Es lautet folgendermaßen:

Düsseldorf, den 29. Dezenber 1909.
Euerer Exzellenz gestatten wir uns namens des Provinzialausschusses,der zurzeit nicht

versammelt, dessen Stellung zu der nachstehendvorgetragenen Frage uns aber genau bekannt ist,
folgendes ehrerbietigstvorzutragen:

Durch den dem mitunterzeichnetenLandeshauptmann unterm 22. ds. Mts. mitgeteilten
Erlaß Euerer Exzellenzvom 10. ds. Mts. Gesch. Nr. I L Ild 9326 soll der Anteil der Rhein¬
provinz am Westfonds für 1910 um 30 000 Mark gekürzt werden. Da hierdurch auch der Bei¬
trag der Provinz um denselbenBetrag sich verringert, würde das also eine Herabminderung des
Westfonds um 60 000 Mark bedeute». Wir richten an Enere Exzellenzdie ehrerbietigeBitte, von
dieser Maßnahme absehen zu wollen.

Zur Begründung dieser Bitte gestatten wir nns zunächst darauf hinzuweisen,daß durch
den Westfonds das Meliorationswesen in der Rheinprovinz sich in außerordentlich erfreulicher
Weise entwickelt hat. Insbesondere ist die segensreiche Entwickelung auf dem Gebiete der
Zusammenlegung neben der überaus anerkennenswertenTätigkeit der Generalkommissionbesonders
dadurch gefördertworden, daß es möglich war, die Durchführung durch Beihilfen aus dem West-
fouds zu erleichtern. Eine Herabminderung des Westfonds um 60 000 Mark würde hier zweifellos
hemmend und schädigend wirken. Das trifft um so mehr zu, als bereits jetzt die Mittel des
Westfonds nach diesseitigem wie nach dem Urteil der Landwirtschaftskammerund der General»
lommissionnicht ausreichen, die Durchführung der fertigen Projekte zu ermöglichen. Aus diesem
Grunde müßte in vielen Fällen eine ratenweise Bewilligung eintreten. Bei einer so erheblichen
Herabminderung der Mittel würde in den nächsten Jahren nach Abzug der weiteren Raten, die
bewilligt weiden müssen, nur sehr geringe Mittel für neue Aufgaben übrig bleiben. Wie dies auf
die Gemeinden und Genossenschaften, deren Arbeitslust und Opfermut gerade in so erfreulicher
Weise geweckt war, wirken muß, brauchen wir nicht des Näheren auszuführen.

Abgesehen hiervon scheint es uns aber auch der getroffenen Vereinbarung nicht zu entspreche»,
wenn der Staat den Anteil am Westfonds einseitig herabsetzt. Nach dem Ministerialerlaß vom
5. Juli 1901, der gruudlegend für die jetzige Gestaltung des Westfonds in der Rheinprovinz ist,
hat das Landwirtschaftsministeriumsich damit einverstandenerklärt, daß „bei der Provinzialhaupt-
kasse ein gemeinschaftlicher, je zur Hälfte durch Beiträge des Staates und der Provinz aufgebrachter
Fonds — sogenannter Westfonds — gebildet wird". Einen solchen gemeinsamen Fonds kann
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unseres u. D. nicht der eine Kontrahent ohne die Stellungnahme des anderen Kontrahenten fest¬
zustellen,einseitig ändern, es sei denn, daß zwingendeGründe vorliegen. Nun können wir wohl
einsehen, daß bei der jetzigen Finanzlage der Staat Bedenken trägt, seinen Beitrag zum Westfonds
zugunstenanderer Provinzen zu erhöhen. Das kann u. u. D. aber nur die Folge haben, daß die
Befriedigung neuer Bedürfnisse, die in anderen bisher dem Westfonds fernstehendenProvinzen
hervortreten, hinausgeschoben werden, bis die Finanzlage sich bessert. Schwerlich kann aber dadurch
gerechtfertigt werden, daß der Staat uou getroffenenVereinbarungen einseitig zurücktritt und eme
mit bestem Erfolg eingeleiteteAltion in Frage stellt. Wenn die anderen Provinzen früher, als
die Mittel des Wcstfondsverteilt wurden, zögernd, ablehnendund Opfer scheuend bei Seite standen,
so dürfte ihre jetzige nachträglicheBereitwilligkeitnicht dazu führen, anderen Provinzen ihre durch
jahrelange schwere Lasten wohlerworbenenAnsprüchezu kürzen. ^ ,., >.

Wir können Euer Exzellenzehrerbietigstversichern, daß die beabsichtigte Zurücksetzung der
Interessen unserer Provinz in den beteiligten Kreisen mit großer Entäuschung aufgenommenund
daß das Vertrauen auf die Hilfsbereitschaftdes Staates gegenüber den notleidenden Teilen der
Provinz erheblich beeinträchtigtwerden würde.

gez. Graf Beissel, gN v°« Renvers,
Vorsitzender des Pr°vmM<n.s,chusses. Landeshauptmm.nder Rheiupromnz.

An Seine Exzellenz den Herrn Minister für Landwirtschaft.Domänen und Forsten zu Berlin n, 9.

Die Fachkommissionschlägt nun vor. erstens den Hanshaltsplan unverändert anzünden
und zweitens beschließen zu wollen, der Provinziallaudtag möge sich der von dem Prov,nz,al^

°nssch'/^ gerichtetenEingabe betreffend^lbstan^a me von der
Verringerung des Westfonds in allen Punkten anfchließen, auch eme bezngliche Eingabe an das
Abgcurdnetenhansrichten. , ^

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Lau eshauptmann
Lan eshauptmann Dr. von Renvers- Ich dar wohl 7^"« k^

machen. Ich vermisseeinen Eventualantrag. Es wird hier gesagt w.r °^n d n Hanshal splan
m der Foni? w er vorgelegt ist, festfetzen, alfo den ganzen Westfonds wie ^ '^
640 000 M rk belasten. Nun muß aber auch bestimmt werden, was wn m den W000 M
machen, die aus dem Westfonds ansfallen. falls der Herr Minister nicht m der Lage ist,

die 30000 Mark 5« belassen Haushaltsplans zn sagen erlaubt- dann

we ich "ar «^^ w ^
im Bezahlung der Wnpperregnlierung. die uns bevorsteht oder zur Bezahlung V Y ,1
schaden verwenden. Darüber müßte auch noch gesprochen werden^

VorsitzenderSpiritus- Das Wort hat der H«r Bench^ .^er Erwartung
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Arthur von Ne l- I« d r Kom^ssto« .st de^ 3

Ausdruckgegeben worden, daß von dem Herrn Minister der Betrag bereit gestellt weroe
und daß alsdann die Sache sich insofern erledigen werde. Auszahlung kommt, sie

Es ist weiter gesagt worden, daß, M diese Sumnn nchtM
°uf das folgende Jahr übertragen und dann im folgenden Iahe darüber bestimmt
Daher wurde ein weiterer Antrag von der Kommissionmcht gesteM

VorsitzenderSpiritus- Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
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Landeshauptmann Dr. von Rcnvers: Es ist ganz richtig: es geht auf das folgende
Jahr über. Aber ich bin dann nicht in der Lage, dem Provinzialausschuß sagen zn köunen, die
30 000 Mark verwende ich für die uns vorgelegte Wupperregulierung, und dazu möchte ich die
Ermächtigung haben, sonst haben wir dazu überhaupt keine Mittel.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Oskar von Nell.
AbgeordneterOskar von Nell: Meine sehr verehrten Herren! Als Vertreter eines der

Kreise, die bis dahin das Glück gehabt haben, von den Segnnngen des WestfundsVorteil zu ziehen,
möchte ich es nicht unterlassen, hier an dieser Stelle dem Pruvinzialansschuß den ganz besonderen
Dank dafür auszusprechen,daß er die Bestrebungender Landwirtschaftskammcrauf Erhaltung des
unverkürzten Westfonds in so warmer Weise unterstützt hat. Ich zweifle auch gar uicht, meine
Herren, daß Sie in Ihrer Allgemeinheit dem Vorschlag Ihrer Fachkommission,diese Petition an
den Herrn Minister von Seiten des Provinziallandtags zu unterstützen,gern und bereitwilligstbci-
treten werden. Ich möchte aber im besonderen an diejenigenHerren in unserer Mitte, die zugleich
Mitglieder des Preußische» Abgeordnetenhausessiud, die dringeudc Bitte richte«, doch alles und
jedes dafür einzusetzen,daß wir die 30 000 Mark behalten, woraus dann folgt, daß auch die
30 000 Mark der Provinz weiterhin Zu unserer Verfügung gestellt sind.

Meine Herreu! Meinen persönliche»Wünschen hätte es aber mehr entsprochen, wenn
dieser Anlaß dazu benutzt worden wäre, der KöniglichenStaatsrcgierung vorzuhalten, daß sie, weit
entfernt, eine Kürznng des Westfonds zu unseren Ungunsten eintreten zu lasseu, ihu im Gegenteil
ganz bedeutend verstärken müßte. Es ist Ihnen allen erinnerlich, meine Herren, daß früher die
sogenanntenEntwässerungsnnternehmungenaus dem Flußreguliernngsfonds unterstütztwurden. Aus
diesem Fonds konnten aber Mittel nnr aufgewendetwerden zu Gunsten des Ausbaues der Haupt-
vurstuter. Das hatte die Folge, meiue Herren, daß die Hauvtvorfluter zwar ausgebaut wurden,
daß aber die mindestens ebenso notwendigenFolgeeinrichtungennicht geschaffen wurden, und die
beweglichen Klagen, meine Herren, die der verstorbeneHerr Abgeordnete Mooren fu häufig über die
Zustände an der Niers hier in diesem Hause vorgebrachthat, hatten wesentlich ihren Gruud darin,
daß die Folgeeinrichtungenin dem Gebiete der Niers und Nordkanal-Genossenschaftseiner Zeit
unterblieben sind.

Als nun der Westfonds auch auf andere wirtschaftlichzurückgebliebene Kreifc — von der
Eifel abgesehen — Ausdehnung fand, war es sofort möglich, iusonderheit in dem von mir ver¬
tretenen Kreise sehr große Bodeumeliorationen mit großem und durchschlagendem Erfolge auf die
Beine zu stellen. Wir haben die Wankumer Heide mit rnnd 400 Hektar, die spanische Ley mit
rund 720 Hektar, den Wolfsgruben mit rund 150 Hektar bereits kultiviert uud an der Stelle von
vollständigemSumpfgeländc schöne fruchtbare Wiefeu uud Aeckcr geschaffen. Gegenwärtig schwebt
im Kreise Geldern ein Projekt, das 1650 Hektar umfaßt. Für dieses Projett siud iu dem laufenden
Jahre aus dem Westfonds 30 000 Mark erbeten worden. Wir habe» aber bei dem Zustande des
Westfonds leider nur 15 000 Mark erhalten können und das hatte die Folge, daß wir vor die
Frage gestellt waren: entweder die Arbeiten einzustellenoder durch eine vorläufige Anleihe Abhilfe
zn fchaffeu. Das geht eiumal, meine Herren. Im nächsten Jahre sind für den planmäßigen Aus¬
bau des Unternehmens 45 000 Mark erforderlich, uud diefe 45 000 Mark weiden wir natürlich
dann, wenn der Westfonds die beabsichtigte Kürzung erfährt, ganz gewiß uicht bekommenkönne».
Dann aber, meine Herren, ist ein planmäßiger Ausbau des Unternehmens nicht mehr möglich,und
was daraus wird, steht vorläufig dahin.

Ich möchte aber auch noch auf einen anderen Punkt aufmerksammachen: Nei den erste«
großen Meliorationen in meinem Kreise wurden uns aus dem Westfonds auch die Kosten für die
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Rodung und den Umbruch des Uulcmdcs bewilligt. Diese Meliorationen lassen sich nicht ohne
Zuhilfenahme des Dampfpfluges ausführen. Den Dampfpflug können wir aber nur dann mit
Sicherheil zur Anwendung bringen, wenn durch Statut der Umbruch und das Dumpfpflugcnder
Genossenschaft als Pflicht auferlegt wird. Wenn wir nachher mit den einzelnen Leuten verhandeln
müssen, dann ist das ein außerordentlichschwieriges Unternehmen,meine Herren. Wir können aber
andererseitswiederum den Umbruch und die Kultivierung mittels des Dampfpfluges nur dann in
das Statut setzen, wenn diese beiden Arbeiten ebenfalls aus dem Wcstfonds unterstutztwerden,
denn ohnedies kann man selbstverständlich in der Beziehung einen Zwang auf die Beteiligten mcht
ausüben,

da

suuen
'Nun ist «ach Durchführung der Melioration der Wanknmer Heide der Hm Minister

0°zu übergegangen,für Dampfpflugarbeilen und Umbrnchkeine Unterstützungmehr zu bewilligen.
Infolgedessenmußte auch die Proviuzialverwaltnng den gleichen Standpunkt einnehmen, und w.r
haben jetzt immer mit den großen Schwierigkeiten zu tun, die Leute unter einen Hut zu bringen Man
weiß ja, daß, wenn an einem derartigen UnternehmenHunderte von Menschen beteiligt sind, es
dann anßerordentlichschwierig ist, im Wege der freie» Vereinbarung einen Erfolg zu «Mcn ^oy
möchte deshalb auch au dieser Stelle die Bitte an die Provinzialverwaltnng richten, "« Gelegen¬
heit der Verteilung des Westfonds diesen Standpunkt hervorzuheben und es zn ermöglichen daß
°uf die Dauer auch diese Arbeite« wieder staatlich uud provinziell subventioniertwerw, d ß d
natürlich mit dem jetzt so beschränkten Westfonds nicht möglich ist, sehe ich e.n, und halb hab
ich den Wuusch hier ausgesprochen,daß eine Verstärkung des Fonds ^lt «erden m ch . ^ch
will aber selbstverständlich die Petition des Provinzialausschnssesm der «ezuhung ucht ganz
"M so weniger, als beider gegenwärtigen finanziellen Lage in «nserem Prenß.sche.iS aa n
^folg davon nicht zu erwarten ist. Aber ich glaube, wir müssen auf die Dauer n kommen
"ne Aufbesferung des Fonds sowohl aus proviuziellenwie staatliche«Mitteln zu erreichen. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritns: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann 1). von Renvers: Ich ziehe meine Bedenken^ ^Posttio«

zurück. Lassen Sie rnhig diese Snmme im Haushaltsplan stehen. W.rd fte nicht verwandt, dann
gcht sie als Ersparnis in den nächsten Haushaltsplan über

Vorsitzender Spiritus: Ich frage den Herrn Berichterstatter,ob er noch das Wort wnnscht.
Berichterstatter Dr. Arthur von Nell: Ich verzichte^

^ Haus^^i:: ^3u NV^i'' ^
ProvinzialauMuß an die Königliche Staatsregiernng g^Oeten E.ngabe, b «f^ d ^nwn m «
der Verringerung des Westfonds, in allen Punkten anschließen,auch emc bezugliche ^mg
das Abgeordnetenhausrichten. «, c^ «» 5^8 N«s,er,> darüber wie denn die

Meine Herren! Ich vermisse in die,em Vor chlage das ^h« °"
Angabe zu formulieren ist, und meine ^«ö unmaßgeblich,daß .e Fach mnu s on d n ,,^
Vorschlag macht, nns doch die Eingabe hätte ""reiten knen de dß ^ ^
Gewogenheithätte, das noch zn tun. Denn wenn Sie M bcM^ ^ „einer
das Abgeordnetenhaus gerichtet werde«, so muß das d°H u' V°ll ug setz w ^
Meinung nach hat das Präsidium des werden, die von
es muß vom Landtag irgend eine Korporation oder was S,e wollen, vestmn
Ihnen bevollmächtigtwird, die Eingabe abzufassen und abzusenden.
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Also mir scheint, daß hier eine gewisse Lücke vorhanden ist, die vielleicht doch noch aus¬
zufüllen wäre. Ich wüßte sonst nicht, wie ich den Beschluß, wenn er gefaßt würde, in Vollzug
setzen soll.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter von Groote.
Abgeordneter von Groote: Meine Herren! Wenn der Pruvinziallandtag nach dem

Antrage der IV. Fachkommissionbeschließt, der von dem Provinzialausschuß an die Königliche
Staatsregierung gelichteten Eingabe in allen Punkten beizutreten, dann ist damit m. E. der
Inhalt der Eingabe, die auch an das Abgeordnetenhaus — nicht nur an die Königliche Staats¬
regierung — gerichtet werden soll, vollständig gegeben. (Sehr richtig!) Es war die Intention
der Fachkommission, daß nicht nur an die KöniglicheStaatsregierung, sondern auch an das Abge¬
ordnetenhaus von hier aus eine Petition gleichenInhalts gerichtet werden möchte, damit das
Abgeordnetenhaus ex «Molo die Angelegenheitbehandeln könnte und nicht erst dann, wenn die
Sache von der Staatsregierung an das Abgeordnetenhaus gelangt.

Ich würde also meinen, meine Herren, daß, wenn inhaltlich das, was in der Eingabe
des Provinzialausschusses bereits enthalten ist, auch dem Abgeordnetenhause als Petition des
Plenums mitgeteilt wird, damit die Sache formell erledigt ist. Jedenfalls war das die Intention
der Kommission.

VorsitzenderSpiritus: Es ist nur die Frage, meine Herren, wünschen Sie diese Ein¬
gabe an das Abgeordnetenhaus hier vorher noch einmal festzustellen;und es ist zweitens die
Frage: wer soll diese Eingabe an das Abgeordnetenhausvollziehen? Darüber muß doch hier die
Vollversammlungbestimmen.

Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Krawinkel.
AbgeordneterKrawinkel: Es wird ja dem hohen Hause bekannt sein, daß nicht nur

die Nudgetkommissiou des Abgeordnetenhauses,sondern auch das Plenum bereits über die Petitionen
der Landwirtschllftskammerund des Provinzialausschussesverhandelt haben und daß das Plenum
entgegen dem Antrag der Budgetkommissiondie Wiederherstellungder gestrichenen30 000 Mark
vorgenommenhat. Wir dürfen, glaube ich, zuversichtlich hoffen, daß in der dritten Lesung des
Hcmshaltplaus das Abgeordnetenhausbei diesem Beschluß stehen bleiben wird, so daß eine Dring¬
lichkeit, die Petitionen nun noch zu wiederholen,nicht vorliegen dürfe. Ich glaube sogar, daß es
im Interesse der Geschäfte liegt, hier ausdrücklich die Billigung des Vorgehens des Provinzialaus¬
schusses auszusprechen,nicht aber eine erneute Petition nach Berlin zu richten.

Den Ausführungen des Herrn von Nell können wir im übrigen ja zweifellos, wie es
wohl durch die Zustimmung schon geschehen ist, in jeder Beziehung beipflichten.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Wir würden also zur
Abstimmung kommen.

Ich darf meinerseits feststellen, falls Sie den zweiten Teil des Antrages genehmigen
füllten, daß die Eingabe mit dem Inhalt abgeschickt wird als Petition des Provinziallcmdtages,
und daß, wenn Sie nicht anders bestimmen, ich als Vorsitzender diese Eingabe unterschreibe.
(Zustimmung.) Das scheint ja Ihre Zustimmung zu finden.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den zweiten Punkt mit der Interpretation, die
ihm durch die Verhandlungen zur Geschäftsordnungeben gegeben worden ist. Wer gegen diese»
Punkt II ist, den bitte ich, sich zu erheben.— Es erhebt sich niemand. Ich stelle also fest, daß
die Absendung einer Gingabe an das Abgeordnetenhaus einstimmig vom Provinziallandtag
beschlossenworden ist,
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Wir treten in die Beratung von Nr. 23:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zilllausschusses, betreffend Erweiterungsbau der Provinzial°Wein° und
Obstbauschule in Trier.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevi-. von Nell, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Arthur von Nell: Meine Herreu! Der Bericht und

Antrag des Provinzialausschussesfindet sich in der Drucksache Nr. 21. Ich darf Ihnen mitteilen,
daß Anfangs der 90 er Jahre die Weinbauschuleiu Trier gebaut worden ist. Die Gebäude sind
unvollkommen und der Keller ist schlecht. Die bei Trier liegendenWeinberge, die die Provinz
erworben hat, sind umgebaut worden, so daß jährlich etwa ein Ertrag von 10 bis 15 Fuder zu
erwarten ist; dies entsprichteinem Keller, in dem für 40 bis 45 Fässer Platz ist.

In dein 47. Provinziallandtag war bereits beschlossen worden, iu der damals aufgeuummeueu
Anleihe einen Betrag von 30000 Mark zur Erweiterung der Kellcranlagcndieser Proviuzial-Wein-
und Obstbauschulein Trier vorzusehen. Nuu hat sich bei der Aufstellungder Pläne und bei Be¬
sichtigung der Gebäude herausgestellt, daß die Lösung in der Weise, wie sie damals geplant war,
nicht zweckmäßig sein würde. Es hat sich insbesondereherausgestellt, daß das bei der Erüffuung
der Schule nebenan stehende sogenannte Clout'sche Haus, das damals gekauft worden ist und iu dem
sich die Wohnung für deu Direktor, die Koch- und Spciseräume für die Schüler uud die Wohnungen
des Personals befinden, in einem sehr schlechtenZustande ist, so daß diese Räumlichkeitenfür einen
Umbau wenig geeigneterscheine!,. Es ist daher der Plan aufgestelltworden, dieses Clout'sche Haus
niederzulegenund an seiner Stelle einen Neubau zu errichten, der auf rund 100000 Mark
geschätztwird.

Iu diesem Neubau sollen dann zuuächst die Kellcranlageu uutergebracht werden und
darüber ein Gärkeller sowie Kelterraum. Es sollen daselbst weiterhin zwei Schulsäle, eiu größerer
Vonragsraum für Kurse uud die Wohnung des Direktors untergebracht werden, sowie Räume für
die Wirtschafterin und das Personal. Dadnrch weiden eine Reihe von Räumen iu dein alten Bau
frei uud es wird die Benutzung des jetzigen Schulsaales als Arbeitsraum in Aussicht geuommeu.
Es werden weiterhin die in dem anderen Flügel des Hauses befindlichen Räume als Wohnung für
einen Beamte,, iu Aussicht geuommen, der dort die Beaufsichtigungder Schüler, die im Dachgefchoß
dieses Hauses wohueu, vornehmensoll.

Die Gär- uud Kelterräuuie des nltcu Baues können dann als Küche und als Speiseräume
für die Schüler benutzt werden. Es Würdesich alsdauu auch noch ein Raum schaffe,, lnfscn, der als
Obstverwertungsraum eingerichtetwerden könnte anstatt des bisherigen, der durchaus ungeeignetist
und durch den Dunst beim Einkochendes Obstes oft unerträglicheVerhältnisse schafft. Auf diese
Weise ließe sich die Schule iu eiuen allen billigen Ansprüchenentsprechenden Zustand versetzen.

Die Fachkommission hat nuu an der Hand dieser Pläne die Angelegenheitgeprüft und ist
zu dem Borschlag gekommeu, den sie dem Hohen Hause unterbreitet:

„Der Provinziallandtag wolle den Erweiterungsbau an der Provinzial-Wein- und
Obstbauschulein Trier nach deu vorgelegte,,Pläne» genehmigenund die erforderliche»
Mittel mit 30000 Mark aus der III. uud mit 70 000 Mark aus der IV. Anleihe
bewilligen."

BorsitzenderSpiritus: Ich frage, ob das Wort gewünscht wird? — Das ist nicht der
Fall. Ich stelle die Annahme der Vorlage fest.

Es folgt Nr. 24:
IN
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Antrag der IV. Fachkommission zn dein Bericht nnd Antrag des Pruvin-
zialansschnsscs, betreffend die Angliedernng einer landwirtschaftlichen
Winterschnle an die Proviuzial-Wcin- und Obstbauschule iu Krcuzuach
und Erweiterungsbau an dieser Schule,

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Vüllcrs, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Vüllcrs: Meine Herren! Der Kreis Krenznachgehört

zurzeit zu dem Bezirk der landwirtschaftlichenWintcrschulenin Mciscnhcimund Simmern. Wegen
der schlechten Vcrtehrsvcrhältnissezwischen dem Kreise Krenznach einerseits und den beiden Orten
Sinnncrn und Meiscnhcim andererseits sind diese Schulen bisher nur von wenige« Landwirten des
Kreises Krenznach besucht worden, namentlich hat sich auch eine Wandcrlehrtätigkeit im Kreise
Krcuzuachvon diesen Orten aus kaum ermöglichen lassen.

Es ist daher bereits vor längerer Zeit im Kreise Krenznachder Wunsch rege geworden,
eine cigcnc landwirtschaftlicheWintcrschnlczu bckommen,nnd das Bedürfnis einer folchcn Schule
ist auch vom Zcntralknratorinm für das landwirtschaftlicheUntcrrichtswescnnnd Wandcrlchrlum,
wie auch vou dem Vorstand der Landwirtschaftokammcranerkannt worden.

Wie Ihnen, meine Herren, bekannt ist, besteht nun in Krenznach eine Provinzial-Wcin-
und Obstbauschnle,nnd es liegt das Bedenken vor, daß die Errichtung einer Wintcrschule dieser
Wcinbauschule Abbruch tnn könnte. Im Kreife Krenznach wird der Weinbau meistens in Ver¬
bindung mit Landwirtschaft betrieben, und es liegt daher die Befürchtung nahe, daß in vielen
Fällen die Landwirte ihre Söhne lediglich die Wintcrschule besuchenlassen und daß dadurch der
schon jetzt geringe Nesnch der Weinbanschulcungünstig beeinflußt wird. Um diesen Bedenken zu
begegnen, hat die Provinzialvcrwallung vorgeschlagen, die Wintcrschulean die bestehende Provinzial-
Wcin- uud Obstbcmschulc anzugliedern. Es ist zu hoffen, daß dadurch auch die Wcinbaufchulcim
Kreife mehr bekannt wird, und daß die Landwirte, wenn sie die Wintcrfchule bcfucht hnbcu, sich
in viele» Fällen entschließen, auch uoch cineu Kursus in der Weinbanschulcdurchzumachen, um sich
auch im Weinbau und in der Kellcrwirtschaft zu vervollkommnen. Mit dieser Regelung hat sich die
Landwirtschaftskammereinverstandenerklärt und auch der Kreis Krcuzuach hat ihr zugestimmt.

Die Wintcrschule soll also von der Provinz errichtet werden uud in der Weise an die
bestehendeWeinbanschulcangegliedert werden, daß der Direktor dieser Schule gleichzeitig Direktor
der Winterschule ist und daß die Wintcrschule die Gebäude und Grundstücke der Weinbanschulc
mitbenutzt. Neben dem Direktor soll ein landwirtschaftlicherFachlehrer als technischer Leiter der
Wintcrschuleangestellt werden. Im übrigen soll dic Schule unter der Leitung der Landwirtschafts-
lammcr stehen. Der Lehrplan soll genau so eingerichtet werden wie bei den übrigen landwirt¬
schaftlichenWinterschulen der Provinz nnd dic Schnlc soll cmch dcr Revision dnrch die
Landwirtschaftskammcrunterliegen. Ebenso soll auch der technischeLeiter der Schule als Wander¬
lehrer der Landwirtschaftstammersowohl wie dem Landrat des Kreises Krenznach zur Verfügung
stehen. Träger der Schule foll die Proviuz fein. Dic Provinz wird auch die Kosten der Schule
tragen, und es werden dementsprechendauch der Provinz etwaige staatliche Beiträge und die
Leistungen des Kreises in derselbenWeise zufließen, wie das bei den anderen Wintcrschulen der
Landwirtschaftstammerder Fall ist.

Was nnn dic Beschaffung der erforderlichenRäume betrifft, so ist hierfür dcr jetzige
Zeitpunkt besonders geeignet, weil sowieso eine Erweiterung der Provinzial-Wcin> und Obstbauschulc
notwendig geworden ist. Das Internat der Weinbanschulc ist in einem vor einigen Jahren
angekauftenPrivathaus untergebracht. Schon seit langer Zeit haben sich die Räume dieses Hauses
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als für Intcrnatszwcckc ungeeignet und uuzulauglich herausgestellt, und es soll deshalb ein
Erweiterungsbau auf einem von der Provinz erworbenen Nachbar-Grundstückeerrichtet werden-
Das bisherige Internatsgebäude wird dadurch frei und kann für Wohnungen verwandt werden,
so daß sich ein Teil der Baukosten durch die ersparten Wohnungsgeldcr verzinsen wird. Die
gesamten Baukosten belaufen sich auf 75 000 Mark. Davon entfallen etwa 15 000 Mark
auf die für den Wintcrschulbctriebbestimmten Räume. Der Bau soll so beschleunigt werden, daß
die Winterschuleihren ersten Kursus im nächstenWinter beginnen kann. In diesem Falle sollen
die laufenden Kosten, welche den üblichen Zuschuß der Wintcrschulcnvon 2500 Mark kaum über-
steigen werden, über den Haushaltsplan hinaus verausgabt werden.

Meine Herren! Wenn nun auch in Ihrer IV. Fachkommission das Bedürfnis für die
Errichtung einer Winterschule im Kreise Kreuznach cmcrkauutund auch die Angliedern««, dieser
Schule an die Provinzial-Wein- und Obstbauschulefür zweckmäßig befundenworden ist, so glaubte
sie doch zwei Bedenken hier zur Sprache briugeu zu sollen. Das erstere Bedenken betrifft das
Maß der Leistungen, welche der Kreis Kreuznach für seine Wintcrschule übernehmen soll. Wie
Ihnen bekannt, ist bisher stets daran festgehalten worden, daß der Kreis auf seine Kosten die
Winterschnlriiumenebst Direktorwohnung zu stellen und die Kosten der Instandhaltung der Schule,
sowie die Kosten der Reinigung, Heizung und Beleuchtung der Schulräume zu übernehmen hat.
Das bedeutet für die Kreise neben dem ihnen außerdem noch obliegendenjährlichen Zuschuß von
1500 Mark eine ganz erhebliche Belastung, und an dieser Belastung haben namentlichdie ärmeren
Kreise der Provinz schwer zu tragen.

Wie wird sich nun in dieser Hinsicht der Kreis Kreuznach stehen? Nach dein Bericht und
Antrag des Provinzialausschusscs, wie er Ihnen in der Drucksachc Nr. 22 vorliegt, hat es den
Anschein, als ob der Kreis neben dem jährlichen Zuschuß von 1500 Mark überhaupt keine Leistungen
übernehmen sollte. Dem ist aber, wie in der Kommissionklar gestellt worden ist, nicht so. Der
Kreis soll vielmehr für die Winterschulräumceine jährlicheMiete von 600 Mark zahlen. Da von
den sich insgesamt auf 75 000 Mark belaufendenKosten des Erweiterungsbaues der Weinbauschulc
wie ich vorhin schon zu crwähucn die Ehre hatte, 15 000 Mark auf die Winterschulräumeentfallen,
stellen diese 600 Mark 4 Prozent dieses Betrages dar. Der Kreis soll ferner jährlich 500 Mark für
Instandhaltung, Reinigung und Beleuchtung der Räume zahlen uud endlich soll er den Wohnungs«
geldzuschuß für deu technischen Leiter der Schule mit 480 Mark tragen. Das macht zusammen
3080 Mark.

Wenn Sie nun diese Leistung mit den Leistungen anderer Kreise für ihre Wintcrfchulcn
vergleichen, werden Sie mir zustimmen, daß die Leistungendes Kreises Kreuznachrecht gering sind.
Aber, meine Herren, Sie dürfen nicht vergessen, daß im Kreise Kreuznach eben eigenartige Ver¬
hältnisse vorliegen, indem es der Errichtung eines besonderenWintcrschulgebäudesnicht bedarf, die
erforderlichen Schulräume vielmehr mit nicht erheblichen Mehrkosten in dem sowieso notwendig
gewordenenErweiterungsbau für die Obst- und Weinbauschule untergebrachtwerden können. Das
ist eben ein Vorteil, der dem Kreise Krcuzuach aus der seinerzeit erfolgten Errichtung der Obst-
und Weinbauschuleerwachsen ist, den wir ihm mich gern gönnen wollen. Aber eine Jahresleistung
v°n 3080 Mark erschien Ihrer Kommissiondenn doch zu gering, indem weder eine Miete von 600
Mark — nur 4 Prozent von 15 000 Mark — noch auch ein Betrag von 500 Mark für die
Instandhaltung der Schulräumc und für Heizung, Beleuchtung und Reinigung für ausreichend
befundenwurde, und sie hat sich dahin ausgesprochen, daß vom Kreise eine jährliche Mindestleistung
von 3600 Mark gefordert und gewahrt werden müsse,

10'
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Das zweite Bedenken richtet sich gegen die äußere Gestaltung des Erweiterungsbaues in
Verbindung mit dem uorhcmdcnen Bau. Diejcuigcu vou Ihnen, meine Herren, welche die Pläne
für den Erweiterungsbau besichtigt haben, werden nur darin beipflichten,daß das Projekt in seiner
äußere Gestaltung ein sehr wenig glückliches ist. Das vurhandencGebäude charakterisiert sich an der
Straße, an der der Erweiterungsbau errichtet werden sull, als ein ganz gewöhnliches Drcifcnster-
haus; es hat eine Fassade vou gelben Verblendsteinenund einen Spitzgiebcl, teilweisein Holz-
lonstruttiun.

Nuu sull ueben diesem Gebäude der Erweiterungsbau errichtet werden, für den verputzte
Wandflächen vorgesehen sind uud ein Rundbogcngicbcl. Wenn es auch nicht tunlich erschien, den
Neubau dem vorhandenen, wenig schönen Gebäude anzupassen, so wird sich doch gewiß ohne große
Schwierigkeiteneine anderweite Gestaltung der Gcsamt-Fassade finden lassen.

Alle Bestrebungen der Provinz, welche daranf gerichtet sind, unsere heimische Bauweise
zu heben und Verunstaltungen der Ortschaften und des Landschaftsbildcs zu verhindern, dürfen
jederzeit auf die wärmste Unterstützungdieses Hohen Hauses rechnen. Dann hat aber auch die
Provinzialverwalluug in erster Linie die Pflicht, diese Rücksichten bei ihren eigencu Bautcu walten
zu lassen. Und das namentlich in einer Stadt wie Kreuznach, die alljährlich von Tausenden von
Fremden besucht wird.

Die IV. Fachkommissionhat daher den dringenden Wunsch ausgesprochen,daß das Bau»
Projekt nochmals einer Prüfnng dahin unterzogen werde, ob sich nicht für die Gefamtfassadc der
Anstalt eine ästhetisch wehr befriedigendeLösung finden läßt.

Meine Herren! Der Antrag der IV. Fachkommission geht dahin,
„Der Provinzinllandtag wolle die Angliederung der Wiuterschulc an die Provinzial-
Weinbauschulcunter der Bedingung genehmigen,daß vom Kreise Krcnznachmindestens
ein Iahreszuschuß von 3600 Mark gezahlt wird."

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Vcrhandluug und gebe das Wort dem Herrn
Abgeordneten von Groote.

Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Ich habe nachträglichden Eindruck bekomme»'
daß der Antrag, wie er Ihnen von der IV. Fachkommission in der Drucksache 35 vorgelegt worden
ist, vielleicht nicht hinreichendklar, deutlich uud vollständig ist. (Sehr richtig!) Die Absicht der
IV. Fachkommission war die, daß der ganze Antrag des Provinzialausschussesin der Druckfache 23
Annahme finden möchte, jedoch mit dem Hinzufügen, daß von dem Krcife Kreuznach ein Jahres'
zufchuh vou jährlich 3600 Mark geleistetwürde.

Meine Herren! Ich möchte meinerseitsvorschlagen, daß der Provinziallaudtag in folgender
Fassung den Antrag annehmen wolle: Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzial¬
ausschusses, wie er in der.Drucksache23 enthalten ist, unter der Bedinguug genehmigen, daß vom
Kreise Kreuznachzu den Kosten der landwirtschaftlichenWinterschule mindestens ein Jahresbeitrag
von 3600 Mark geleistet wird. (Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung über diesen Abänderungsantrag des
Herrn Abgeordnetenvon Groote. — Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob er dazu noch etwas zu sagen hat. (Bericht¬
erstatter Abgeordneter Dr, Arthur von Nell: Nein.)

Meine Herren! Der Unterschied dieses Abänderuugsantrages des Herrn von Groote von
dem Antrage der Fachkommissionist der, daß er sich dem Antrage des Provinzialausschusses
anschließt mit der Bedingung, daß von Kreuznach dieser Beitrag geleistet wird, während in deM
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Antrage der Fachkommission das wohl nicht so präzise ausgedrücktwar. Insbesondere konnte man
zweifelhaftsein, ob in dem Antrage der Fachkommissiongenügend zum Ausdruck kam, daß die
75 000 Mark aus der IV. Anleihe entnommen werden sollen.

Der Antrag von Groote ist ein Abändcruugsantrag, Ueber ihn würde zunächst abzustimmen
sein. Ich bitte also diejenigenHerren, die für den Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Groote
stimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht!) Das ist die Mehrheit. Der Antrag von Groote
ist angenommen.

Wir kommenzu dein
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die Errichtung von landwirtschaftlichen Winter-
schuleu uud zur Petition des Bürgermeisters von Wipperfürth.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Brandt, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Brandt: Meine Herren! In den Kreisen Neuwied

und Wipperfürth hat sich seit einer Reihe von Jahren das Bedürfnis nach der Errichtung einer
eigenen landwirtschaftlichenWintcrschuleherausgestellt.

Der Kreis Neuwied gehörte bisher zum Bezirk der landwirtschaftlichenWintcrschule in
Andcrnachund der Kreis Wipperfürth zu dem Bezirke der landwirtschaftlichenWinterschule iu
Lennep und der südliche Teil nach Volmerhauscn, Kreis Gummersbach. Beide Kreise sind vor¬
wiegend landwirtschaftliche Kreise. Sie haben beide die auf sie entfallenen Leistungenübernommen.
Insbesondere hat im Kreise Neuwied erst in der letzten Zeit sich eine erhebliche Besserung in der
Haltung der Rindviehbestände und in der Rindviehzucht geltend gemacht. Besonders aus diesem
Grunde hat sich der Wunsch ergeben, eine eigene Winterschulezu erhalten, zumal da die jetzige
Winderschulein Andcrnach auf der anderen Seite des Rheines naturgemäß nicht in der erwünschten
Weise besucht werden kann.

Aehnlich, meine Herren, liegt es im Kreise Wipperfürth. Dort hat sich ebenfalls das
Bedürfnis nach einer eigenen Schule geltend gemacht. Die Laudwirtschaft ist hier uoch fehr
lückständig,und von der Errichtung einer eigenen landwirtschaftlichenSchule, insbesondereaber
auch von der Wanderlehrtätigkeit eines eigenen landwirtschaftlichenLehrers erhofft man eine
wesentliche Förderung der landwirtschaftlichenInteressen uud des landwirtschaftlichenGewerbes.

Die Landwirtschaftskammerhat sich daher nn den Prouinzialanöschuß gewandt, uud der
Ptovinzialllusschuß hat den Antrag vorgelegt, der Provinziullandtag möge genehmigen, daß m
beiden Kreisen je eine landwirtschaftlicheWinterschuleerrichtet wird uud daß die Provinz die mit
der Errichtung solcher landwirtschaftlichenWinterschnlen verbundenen Leistungen, nämlich einen
jährlichenBeitrag uou 2500 Mark für jede Schule, fowie die Uebernahme der Beiträge zum
Pensionsfonds usw. bewilligt.

Die IV. Fachkommission hat sich diesem Antrage einstimmig angeschlossenund die Bedürfnis-
fwge bejaht. .

Während nun im Kreise Neuwied über den Ort, wohin die Schule kommen soll mn
Iweifel besteht - es ist in Aussicht genommeu die Schule in Niederbieberzu errichten - veiteyen
'M Kreise Wipperfürth Meinungsucrschiedeuheiten,ob die Schule nach der Kreisstadt ^ippersuril)
"der nach dem Orte Lindlar gelegt werden soll. ,

Der Provinzialausschuß hat sich mit der LanowirtschafMauuner dahin entschieden, daß
Lindlar der geeignete Ort für die Schule sei. .. . ^. «» c , m^>.

Die IV Fachkommission hat folgendes erwogen: Der Kreisausschußdes Kre.ses W'pver-
fwh hat mit 3 gegen 2 Stimme,, beschlösse», daß die Schule iu L.ndlar errichtet werden soll.
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Ebenso hat der Kreistag des Kreises Wipperfürth, allerdings nur mit der Majorität von einer
Stimme, beschlossen, Lindlar zu wählen.

Der Landrat des Kreises Wipperfürth spricht sich auch für Lindlar aus. Da es sich im
weseutlichen um Fragen von lokalemInteresse handelt, hat die Kommissionbeschlossen,mich Lindlar
vorzuschlagen, da ja die zur Vertretung der Interessen des Kreises berufenen Faktoren sich für
Lindlar ausgesprochenhaben. Für Lindlar spricht nebenbei noch der Umstand, daß Wipperfürth
mehr an der Peripherie des Kreises gelegen ist, während Lindlar eine mehr zentrale Lage im
Kreise hat. Ferner spricht für Lindlar, daß bereits jetzt eine Nebenbahnstreckevon Immekeppel
nach Lindlar im Van begriffen ist, von der auch eine Zuführung vou ueueu Schillern nach der
Schule in Lindlar zu erwarten steht.

Eine Schädigung der Nachbarschulen in Lcnnep nnd Vulmerhausen ist kaum zu befürchten.
Jedenfalls ist es ans diesem Gesichtspunktgleichgültig, ob die Schule nach Lindlar oder nach
Wipperfürth kommt.

Es liegt noch ein Antrag des Bürgermeisters von Wipperfürth vor, der, gestützt auf einen
Stadtverordnctenbcschlußder Stadt Wipperfürth, die Bitte ausspricht, daß die Schule nach Wipper¬
fürth gelegt werden möge. In dem Autrage sind aber stichhaltigeGründe, die entscheidend sein
tonnten, nicht angeführt. Es find im wesentlichen Gründe finanzieller Art geltend gemacht, daß
Wipperfürth schwer belastet sei und es infolgedessen erwünscht wäre, wenn die Schnle dorthin käme.
Aber ausschlaggebende Gründe sind in dem Gesuche uicht enthalten.

Ich stelle also im Namen der IV. Fachkommission den Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle die Vorlage des Provinzialansschussesunverändert an-
nehmen und die Petitiun des Bürgermeisters von Wipperfürth für erledigt erklären."

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung nnd schließe sie, da sich niemand
zum Wort meldet. Ich darf feststellen,daß Sie die Vorlage nach dem VorschlageIhrer Fach¬
kommission angenommenhaben.

Es folgt Nr. 26 der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zn dem Antrag des Vorsitzenden des
Verbandes Rheinischer Pferdezuchtvereiue, betreffend Championatpreise
der Nheinpruvinz für Hengste.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKasselkaul.
Berichterstatter Abgeordneter Kesselknul: Meine Herren! Unter dem 2. März ist eine

Petition an das Abgeordnetenhaus ergangen, die Ihnen glaube ich im Wortlaute nicht vorliegt
und die ich mir mit der Erlaubnis des Herrn Präsidenten zu verlesen gestatte. Sie hat folgenden
Wortlaut:

Calbeck bei Goch, den 2. März 1910.
Betrifft

Ehampionatprcise der Nheinprovinz für Hengste.

Der Verband Rheinischer Pferdezuchtvereine,dem 18 Vereine und Hengsthaltnngsgenossen-
schaften angeschlossen sind, bringt folgenden Antrag ein:

Nachdem es in den letzten Jahren wiederholt vorgekommenist, daß die mit dem von der
Provinz gestiftetenEhampionatpreise für die Rheinprovinz ausgezeichnetenHengste bald nach der
Preisverteilung aus der Provinz verkauft wurden und somit der Pferdezucht unserer Provinz ver¬
loren gingen, glaubt der Verband dem Rheinischen Provinzicillandtage zur Erwägung anheim gebe«
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zu müssen, ob es zweckmäßig sei, für die Preise ähnliche Bedingungen zu treffen, wie sie z. B. in
Holland bestehenund sich bewährt haben.

Wird dort nämlich der mit einem Championatpreiseausgezeichnete Hengst im ersten Jahre
nach der Auszeichnungaußer Landes verkauft, so muß der dreifache,im zweiten Jahre der zwei¬
fache, im dritten und vierten Jahre der einfache Betrag zurückgezahlt werden.

Der Vorsitzende des Verbandes RheinischerPferdezucht-Vereine:
gez. Frhr. v. Vietinghoff-Scheel.

An den Herrn Vorsitzenden des RheinischenProvinziallcmdtages Düsseldorf.

Meine fehr geehrtenHerren! Alljährlichwird nach den Bestimmungen,die der Provinzial-
verband im Einvernehmen mit der Landwirtfchaftskammer festgesetzthat, unter anderen ein
Siegerpreis auf der landwirtschaftlichenAusstellung verteilt, und zwar betrug der Siegerpreis
früher 1500 Mark und, wie die Landwirtfchaftskammerunter dem gestrigenTage mitgeteilt hat,
ist in der letzten Zeit dieser Betrag von 1500 Mark auf 1000 Mark reduziert worden,

Nun, meine Herren, liegen der Gingabe des Verbandes Rheinischer Pfcrdezuchtvcreine
folgende tatsächlichen Verhältnisse zugrunde. Im Jahre 1903 ist es vorgekommen,daß von dem
Siegerpreise von 1500 Mark 500 Mark verfallen sind, während 1000 Mark zur Auszahlung
gelangt sind. Im Jahre 1.904 wurden gezahlt 500 Mark und es verfielen in den beiden darauf
folgenden Jahren 1000 Mark. Ich fchalte noch zur Orientiernng ein, daß dieser Preis in drei¬
jährigen Terminen mit je ein Drittel zur Auszahlung gelangt, nachdem der Gemeindevorsteher
jedesmal bescheinigthat, daß derjenige, der den Preis davongetragen hat, noch im Besitze des
betreffendenHengstes ist.

In den Jahren 1905, 190« uud 1907 sind die betreffendenSiegerpreise voll ausgezahlt
worden. Dagegen ist im Jahre 1908 der Preis nur zu zwei Dritteln ausgezahlt wordeu, uud
>>n Jahre 1909 ist es vorgekommen,daß sofort, nachdem die erste Rate gezahlt worden war, der
betreffendeHengst nach dem Auslande, ich glaube nach Holland, verkauft worden ist.

Die Kommissionwar nun der Ansicht, daß es wünschenswertsein möchte, Bestimmungen
zu treffen, die eine Wiederholung solcher Fälle für die Zukunft unmöglich machen bezw. sie sehr
erschweren würden, und daß, um diesen Zweck zu erreiche»,es vielleicht förderlich fciu würde, wenn
man ähnliche Bestimmungen träfe, wie sie eben in Holland getroffen worden sind, und cmf die ja
der Verband RheinischerPferdezuchtvereincbefonders bczug genommenhat.

Die Kommission hat aber geglaubt, davon Abstandnehmen zn sollen, bestimmte Vorschläge zu
unterbreiten, hat sich vielmehr damit begnügt, Ihnen folgendenAntrag zur Genehmigungvorzulegen:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag dem Proviuzialansfchuffezur Erledigung
überweisen in der Hoffnung, daß der Provinzialausschuß iu Verbiudung mit der
Landwirtfchaftskammerfchon die geeigneten Wege zu finden wüßte, um diese Mißstande
die doch tatsächlich uicht von der Hand zu weisen sind, zu eliminieren und m Zukunft
unmöglich zu macheu." n »> c->

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das Wort dem Herrn
AbgeordnetenOskar von Ncll. , ^. -^ ^> .

AbgeordneterOstar von Nell: Meine Herren! Fürchten Sie mcht daß 'ch Sie ange
aufhalte. Aber die Sache ist doch von einer so a»ßeroede»tliche» Bedeutung, daß ich tne Petition
Nicht vollständig »„erörtert hier vorübergehe» lasse» darf. Es ist Ihnen ja allen betn»»!, daß
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dieser Championatpreis im wesentlichen dazu bestimmt ist, der Hebung und Pflege der privaten
Hengsthllltungzu dienen.

Diesen Zweck kann er natürlich nur dauu erfüllen, wenn die Privathengste, die mit dem
Championatpreise ausgezeichnetwerden, tatsächlich auch der RheinischenPferdezucht auf die Dauer
zugute kommen. Wie es bis jetzt gewesen ist, meine Herren, geht aus einer Uebersichthervor, die
mir heute morgen in die Hände gekommen ist, für deren Zahl ich zwar nicht die volle Verant<
wortung übernehme; aber sie ist doch im wesentlichen, wie ich habe feststellenkönnen, richtig. Es
ist eine Zusammenstellungaus den Jahren 1897 bis 1909. G? handelt sich also um 13 Hengste,
die in diesen Jahren den Preis von 1500 Mark erhalten haben. Davon haben ihre volle Pflicht,
den Zwecken des Championatpreises entsprechend (Zurnf: Siegerpreis!) — Siegerpreis, jawohl —
die ersten drei uud Nummer 12 aus dem Jahre 1908 erfüllt. Von einzelnen ist es nicht ganz
klar festgestellt. Dagegen sind drei nach einem bezw. nach zwei Jahren in den Besitz der Gestüts«
verwaltnng übergegangen.

Meine Herren! Der betreffende Eigentümer hatte also nicht bloß den Nutzen, dadurch,
daß er als Sieger erklärt wurden ist, einen ganz bedeutendhöherenKaufpreis für seinen Hengst zu
bekommen, sondern er hat wenigstens auch noch ein Drittel bezw. zwei Drittel des Championat¬
preises in seine Tasche stecken können. Da der Preis aber nur zur Hebung und Unterstützungder
privaten Hengsthaltnng verwendetwerden darf, so ist ohne Zweifel in einem Falle, wo nach einem
bezw. zwei Jahren der Hengst in den Besitz des Landesgestüts übergeht, der Zweck verfehlt worden.

In einem weiteren Falle ist nach zwei Jahren der Hengst nach Belgien verkauft worden,
in einem anderen Falle in ganz kurzer Zeit nach Braunschweig, und wiederum in einem anderen
Falle ist der Hengst nach dem Königreiche Sachsen verlauft worden. Das sind doch ohne Zweifel
Mißstände, meine Herren, die nicht länger geduldet werden dürfen, wenn wir den Championatpreis
seinem Zwecke entsprechend verwenden wollen.

Ich unterstützedeshalb dringend die Petition, die von Herrn von Scheel an den Prouin-
ziallaudtag gerichtetworden ist und bin auch völlig damit einverstanden,daß die weitere Verhand¬
lung dem Provinzialcmsschußüberlassen bleibt. Ich möchte aber empfehlen, daß für sämtliche
Jahre genaues Tatsachenmaterial herbeigeschafft wird, damit man wirklichdie Mißstände, die auf
dem Gebiete bestehen,nachprüfen und feststellen kann. (Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht? — Ich darf dann
wohl feststellen,daß Sie mit dem Vorschlage einverstandensind, diese Petition dem Provinzial¬
cmsschuß zur Erledigung zu überweisen.

Wir kommenzum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommifsion zum Haushaltsplan über die Verwaltung
der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteBrücker, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Brücker: Meine sehr geehrten Herren! Der vorliegende

Etatsentwurf weicht von demjenigendes Vorjahres nur in ganz geringemMaße ab mit Ausnahme
eines einzigen Punktes, auf den ich gleich zurückkommen werde.

Bei Titel I Nr. 1 der Einnahme: Zinsen der Reservefondsist der Anschlag bei Pferden
11751,56 Mark gleich wie im Vorjahre, bei Rindvieh 32084,42 Mark gegenüber 29 584,42
Mark im Vorjahre, also ein Mehr von 2500 Mark.

Bei Titel I, 2 der Einnahme: Abgaben der Viehbesitzer ist eingesetzt für Pferde 57 998,10
Mark gegenüber 57 461,10 Mark im Vorjahre, also ein Mehr von 537 Mark; bei Rindvieh
236 011,60 Mark gegenüber 287 926,75 Mark im Vorjahre, ein Weniger von 51915,15 Mark.
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Dieses Weniger, meine Herren, rührt daher, daß in früheren Jahren 25 Pfg, pro Stück Rindvieh
gezahlt worden sind, während man jetzt nur 20 Pfg. in Ansatz gebracht hat, und zwar aus dem Grunde,
weil der Reservefonds hierfür die Höhe von 1183 376,96 Mark erreicht hat und man damit
vollständig auskommen zu können glaubt. Andererseits ist hinwiederum auch eine bedeutende
Steigerung der Viehbestände zu konstatierenund dieser beträgt bei Pferden 1790 Stück und bei
Rindvieh 28 321 Stück, also ein sehr erfreuliches Zeichen auch hinsichtlich der Volksernährung.

Die Summe der Einnahme lautet auf 69 749,66 Mark bei Pferden, auf 268 096,02
Mark bei Rindvieh.

Dann kommen wir zu den Ausgaben.
In Titel I Nr. 1 der Ausgabe sind eingesetzt: 5799,81 Mark gegenüber5746,11 Mark

im Vorjahre, also ein Mehr von 53,70 Mark; bei Rindvieh 23 601,16 Mark gegenüber
28 792,67 Mark in, Vorjahre, ein Weniger von 5191,51 Mark — aus den Gründen, die ich
vorhin schon hervorgehobenhabe.

Nr. 2 der Ausgabe: Einstellung für Pferde 2558 Mark gegenüber 2538 Mark im
Vorjahre, ein Mehr von 20 Mark; bei Rindvieh 9780 Mark gegenüber 11549 Mark im Vor¬
jahre, ein Weniger von 1769 Mark.

Nr. 3 ist gleich wie im Vorjahre.
Nr. 4 bei Pferden 61 216,85 Mark gegen 60 753,55 Mark im Vorjahre; bei Rindvieh

234 539,86 Mark gegenüber 276 994,50 Mark im Vorjahre.
Der Haushaltsplan balanziert in seinen Einnahmen und Ausgaben. Die Zahle» sind

rechnerisch richtig, und es ist nichts dabei zu erinnern gefunden.
Deshalb erlaube ich mir namens der IV. Fachkommission dem Hohen Hause den Antrag

zu unterbreite», den vorliegenden Haushaltsplan in unveränderter Form genehmigenzu wollen.
(Bravo!)

Vorsitzender Spiritns: Sie haben den Antrag gehört, meine Herren. — Das Wort wird
nicht gewünscht. Ich darf also feststellen,daß Sie dem Antrag entsprechend den Hanshaltsplan
angenommenhaben.

Wir sind damit am Schlüsse der Sitzung. Ich gestatte mir, Ihnen die Vorschlägefür
die morgige Sitzung zu unterbreiten. (Die Tagesordnung wird verlesen.)

Meine Herren! Es würde nun die Frage sein, zu welcher Zeit Sie die Sitzung morgen
wünschen. Die I. Fachkommission hat noch eine Reihe von Gegenständenzn erledigen, wozu eine
Stunde bis 1'/2 Stunden erforderlich sein werden. Ich möchte anheimgeben,die Sitznng auf
10'/2 Uhr anzusetzen — dann müßte die Kommissionschon um 9 Uhr beginnen — oder spätestens
ans 11 Uhr die Plenarsitzung anzuberaumen.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete0. Conze.
Abgeordneter I). Conze: Ich möchte den Herrn Vorsitzenden bitten, mit Rücksicht auf

die Fahrt, die am Freitag stattfinden soll, die Angelegenheitender II. Fachkommission morgen
voranzuuehmen,so daß wir unter allen Umständen damit fertig werden.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Ich werde alfo auf 11 Uhr die SchMg anbe¬
raumen und die Gegenständeder II. Fachkommission an die Spitze der Tagesordnung stellen.

Die Tagesordnung lautet demnach:
1. Eingänge. ^ « » l 4 « z.

2. Antrag der II. Fachtommissionznm Bericht nnd Antrag des Provinzialausschussesbetreffend
den Erlaß eines Reglements filr die RheinischenProvinzial-Fltrsorgeerz,ehungsanstalten.

11
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3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Fortgang in der Errichtung weiterer RheinischerProvinzial-Erziehungsanstalten fttr Für-
surgezüglingemännlichenGeschlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

4. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Inli 1900 sowie Voranschläge für die Fürsorge-
erziehungsanstaltenFichtenhain und Rheindahlen für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910
bis 31. März 1911.

5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Einrichtung von Wanderarbeitsstätten in der Nheinprovinz nach Maßgabe des Gesetzes
vom 29. Juni 1907.

6. Antrag der II. Fachkommission znr Petition der Rheinisch-WestfälischenGefängnisgesellschaft,
betreffenddas Wanderarbeitsstättengesctz.

?. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 uebst Voranschlagfür die Provinzial-Pflegeanstalt zu Cöln-
Lindenthal fttr das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

8. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Be¬
aufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie über den Fouds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten fttr das Rechnungsjahr vom 1. April 1910
bis 31. März 1911.

9. Antrag der II. Fachkommission znm Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfundsund des Ehren-
breitsteinerallgemeinen Armenfondsfür das Rechnungsjahrvom I. April 1910 bis 31. März 1911.

10. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzinl-Arbeitsanstalt zu Brauweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

11. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

12. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Untersttttzuugmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Eileptipkern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krttppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw-
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

13. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Proviuzial-Taubstunnuenanstalten
zu Aachen, Brühl, Cöln, Elberfcld, Efsen, Huttrop, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über
die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung,.des Unterstützungsfondsder früheren Vereins-
Taubstummenanstalt zu Cöln uud des Untersttttzuugsfonds für entlassene Taubstumme M
das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

14. Antrag der II. Fachkommissionzu den Hanshaltsplänen der Provinzial-Blindenaustalten z«
Düren (Elisabeth-Stiftuug) uud Neuwied (Auguste Viktoria.Haus) sowie über den Unterstützungs¬
funds für Blinde fttr das Rechnungsjahr vom 1. April 1910 bis 31. März 1911.

15. Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltsplänen über das Hebammenwesen einschließlich
der Hebammeulehranstaltenzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1910
bis 31. März 1911.

16. Antrag der I. Fachkommissionznm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und deren Stellvertretern verschiedener Ober-Ersatz-
kommissionen, und Vornahme der Wahlen.
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